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Neufassung weiterer Abschnitte der Richtlinien 
für die Durchführung der Bauaufgaben 

des Landes im Zuständigkeitsbereich 
der Landesbauverwaltung Brandenburg (RLBau BB) - 

Umbenennung der RLBau BB und 
Einführung der neu gefassten Abschnitte A bis F

Erlass 
des Ministeriums der Finanzen und für Europa 

Vom 21. Dezember 2020

Gemäß Einführungserlass des Ministeriums der Finanzen vom 
3. November 1992 gelten im Land Brandenburg die Richtlinien 
für die Durchführung der Bauaufgaben des Bundes im Zustän-
digkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen (RBBau) als Richt-
linien für die Durchführung von Bauaufgaben des Landes im 
Zuständigkeitsbereich der Landesbauverwaltung Brandenburg 
(RLBau BB). Soweit keine abweichenden landesspezifischen 
Regelungen verfügt und per Erlass eingeführt wurden, gelten 
die für den Bundesbau erlassenen Regelungen der RBBau für 
Bauaufgaben des Landes entsprechend. Mit Austauschlieferun-
gen werden die regelmäßigen Aktualisierungen und Fortschrei-
bungen der RBBau bekannt gegeben. Mit der 17. Austauschlie-
ferung zur RBBau im Jahr 2003 wurde ein neues Verfahren für 
den Haushaltsvollzug - hinsichtlich der erforderlichen Veran-
schlagungsreife - für die in den Bundeshaushalt einzustellenden 
Bundesbaumaßnahmen eingeführt. Diese Regelung (Entschei-
dungsunterlage-Bau [ES-Bau] und Entwurfsunterlage-Bau 
[EW-Bau]) wurde im Land Brandenburg nicht übernommen 
und im Ergebnis keine der darauffolgenden Austauschlieferun-
gen für den Landesbau eingeführt. Somit gelten bis heute im 
Wesentlichen die Regelungen der 16. Austauschlieferung zur 
RBBau als RLBau BB (im Amtsblatt für Brandenburg und in 
BRAVORS nicht veröffentlicht) mit Ausnahme des in dem Er-
lass vom 21. Dezember 2018 (ABl. 2019 S. 235) für den Lan-
desbau eingeführten neu gefassten Abschnittes „K7 Beteiligung 
von bildenden Künstlerinnen und Künstlern (Kunst am Bau)“ 
und des in dem Erlass vom 29. Juli 2019 (ABl. S. 1187) für den 
Landesbau eingeführten inhaltlich neu gefassten Abschnittes 
„K3 Umweltschutz und Nachhaltigkeit“. 

Nach Auflösung der Liegenschafts- und Bauämter wurde mit 
Errichtungserlass zum 1. Januar 2006 der Brandenburgische 
Landesbetrieb für Liegenschaften und Bauen (BLB) vom Mi-
nisterium der Finanzen errichtet. Damit wurden die Aufgaben 
der Brandenburgischen Liegenschafts- und Bauverwaltung von 
den Liegenschafts- und Bauämtern auf den BLB übertragen 
und durch weitgehende Übertragung des in der Regel bebauten 
Ressortvermögens in das wirtschaftliche Eigentum des BLB 
das Vermieter-Mieter-Modell (VMM) - zwischen dem als wirt-
schaftlicher Eigentümer handelnden BLB und den nutzenden 
Verwaltungen der Gebäude und Liegenschaften - eingeführt. 

Der BLB ist somit als fachkundiges Organ des Landes Bran-
denburg für die bedarfsgerechte Unterbringung der Landesver-
waltung und für die ordnungsgemäße Erfüllung der Bauaufga-

ben des Landes und des Bundes im Land Brandenburg (im 
Wege der Organleihe) sowie im wirtschaftlichen Eigentum des 
BLB (im VMM) für die Verwaltung, Bewirtschaftung und Ver-
wertung der Landesliegenschaften zuständig. Diese organisato-
rischen Veränderungen der Bauverwaltung und aktuelle Ent-
wicklungen im Bauwesen waren Veranlassung, die RLBau BB 
weiterzuentwickeln und teilweise neu zu fassen. 

Mit der Fortschreibung werden die Verfahren für Landesbau- 
und Unterbringungsmaßnahmen den organisatorischen Gege-
benheiten im Land Brandenburg und insbesondere der Aufga-
benerfüllung des BLB hinsichtlich des Bauens im Ressortver-
mögen und des Bauens im wirtschaftlichen Eigentum des BLB 
(im VMM) angepasst. Darüber hinaus werden neue Abschnitte 
zur Verwaltung und Bewirtschaftung des Landesimmobilien
bestandes (Abschnitt B2), zum zentralen Flächenmanagement 
(Abschnitt B3) und zur Unterbringungsplanung sowie zur Be-
darfsanmeldung (Abschnitt B4) (im Nachgang zur Einführung 
der Bedarfsplanung nach DIN 18205 „Bedarfsplanung im Bau-
wesen“ [Einführungserlass des Ministeriums der Finanzen vom 
17. Juli 2017]) in die Richtlinien aufgenommen. Dabei werden 
die Zuständigkeiten der Beteiligten (nutzende Verwaltungen, 
fachlich zuständige Nutzerministerien, BLB, Freiberufler und 
das für Landesbau und Finanzen zuständige Ministerium) in-
nerhalb der Verfahren zwar nicht neu geregelt, aber konkreti-
siert und die Verantwortlichkeiten deutlicher herausgestellt.

Nach eingehender Überlegung und insbesondere in Auswertung 
der Veröffentlichungen zum „Reformkonzept Bundesbau“ wird 
ausdrücklich nicht der seit einigen Jahren praktizierten Verfah-
rensweise des Bundes - Entscheidungsunterlage-Bau (ES-Bau) 
als Veranschlagungsunterlage und wesentliche Erhöhung der 
Kostengrenze für Kleine Baumaßnahmen - gefolgt. Es wird an 
der Kostengrenze in Höhe bis 1 Million Euro und dem verein-
fachten Verfahren für Kleine Baumaßnahmen nach Abschnitt D 
festgehalten. Kleine Baumaßnahmen haben ein vereinfachtes 
Veranschlagungsverfahren und werden global veranschlagt, 
ferner ist nur eine, nach Art und Umfang der Baumaßnahme auf 
das unbedingt Notwendigste zu begrenzende Bauunterlage not-
wendig. Diese Erleichterungen sollen vor allem einer zügigen 
Umsetzung (Bedarf feststellen, Planung und Umsetzung im dar
auffolgenden Jahr) der Kleinen Baumaßnahmen dienen. Aus 
Sicht des für Finanzen zuständigen Ministeriums widerspräche 
eine Erhöhung der Wertgrenze über 1 Million Euro diesem 
Grundprinzip. 

Die Verfahren der RLBau BB/RBBau (nach Abschnitt C „Un-
terhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen“, Abschnitt D 
„Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbaumaßnahmen“ und  
Abschnitt E „Große Neu-, Um- und Erweiterungsbaumaßnah-
men“ der 16. Austauschlieferung) werden im Grundsatz beibe-
halten. Zentrale Planungsunterlagen des Verfahrens nach Ab-
schnitt E bleibt die haushaltsmäßig anerkannte Haushaltsunter-
lage-Bau (HU-Bau) für eine Veranschlagung und Einordnung 
der Maßnahme in den Haushaltsplan nach § 24 Absatz 1 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO). Eine Kostenvoranmeldung-
Bau ist im begründeten Einzelfall die Voraussetzung für die 
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Veranschlagung einer Großen Baumaßnahme in den Haushalts-
plan oder für die vom BLB zu erstellende Vorvereinbarung für 
eine Große Baumaßnahme im wirtschaftlichen Eigentum des 
BLB (im VMM), wenn der Ausnahmefall gemäß § 24 Absatz 3 
LHO vorliegt.

Die Verfahren für Große und Kleine Baumaßnahmen ändern 
sich allerdings dahingehend, dass die frühzeitige Bedarfspla-
nung den Verfahren nach den Abschnitten D und E vorgeschal-
tet ist, wie es bereits mit Einführung der DIN 18205 2016-11 
„Bedarfsplanung im Bauwesen“ gemäß Einführungserlass des 
Ministeriums der Finanzen vom 17. Juli 2017 und mit Wirkung 
zum 1. Januar 2018 verbindlich geregelt und praktiziert wird. 
Damit ist die Zielstellung verbunden, bereits in dieser frühen 
Phase weitestgehend Klarheit zum umzusetzenden Programm 
und dessen Qualitäten und zum Kostenrahmen zu erlangen. Die 
nachfolgenden Planungsschritte sollen so vor allem gestrafft 
und von zeitintensiven Diskussionsprozessen zur Klärung 
quantitativer und qualitativer Anforderungen entlastet werden, 
was sich wiederum positiv auf den Planungs- und Baudurch-
führungszeitraum auswirken wird. Gleichzeitig wird die Feder-
führung und Verantwortung der nutzenden Verwaltungen und 
der fachlich zuständigen Nutzerministerien für Bedarfsanmel-
dungen hinsichtlich Art und Umfang, Standards und Kosten 
zwar nicht neu geregelt, aber explizit gestärkt.

Um die Kostensicherheit zu erhöhen, wird überdies die HU-
Bau dahingehend qualifiziert, dass sie künftig den Planungs-
stand - Entwurfsplanung (Leistungsphase 3 gemäß Honorarord-
nung für Architekten und Ingenieure - HOAI) - und darüber 
hinaus den Nachweis der öffentlich-rechtlichen Zulässigkeit 
enthalten muss. Art und Umfang der Unterlagen werden im Ab-
schnitt F Nummer 4 definiert. Ferner sind gemäß dem neu ge-
fassten Abschnitt E (Nummer 5.2.4.2) bei allen Großen Bau-
maßnahmen mit Gesamtbaukosten ab 3 Millionen Euro prog-
nostizierte baupreisindizierte Kosten (auf Basis der Baupreis-
entwicklung im Betrachtungszeitraum der jeweils letzten vier 
Jahre) nachrichtlich in der HU-Bau zu dokumentieren, für die 
im Falle des nachgewiesenen Eintretens ein erleichterter Zu-
griff auf zusätzlich erforderliche Haushaltsmittel möglich ist.

Der Abschnitt F wurde um die Präzisierung der Anforderungen 
und den Umfang der Planungsunterlagen bezüglich der Ent-
scheidungsunterlage-Bedarfsdeckung (ES-Bedarfsdeckung) und 
der Nachtragsunterlage-Bau ergänzt. Darüber hinaus werden  
einige neue Begriffe eingeführt.

Mit der Neufassung der Abschnitte A bis F der „Richtlinien für die 
Durchführung der Bauaufgaben des Landes im Zuständigkeitsbe-
reich der Landesbauverwaltung Brandenburg (RLBau BB)“  
wird die Richtlinie mit Wirkung zum 1. Januar 2021 in „Branden-
burgische Richtlinie für die Durchführung von Landesbaumaß-
nahmen (BbgRLBau)“ umbenannt. Dies dient der deutlichen  
Abgrenzung zur alten Richtlinienregelung.

Ferner werden hiermit die neu gefassten Abschnitte der  
BbgRLBau:

A	 Geltungsbereich, Organisation, Aufgaben und Begriffsbe-
stimmungen,

B1	 Haushaltssystematik und Bewirtschaftungsgrundsätze, 

B2	 Verwaltung und Bewirtschaftung des Landesimmobilien-
bestandes,

B3	 Zentrales Flächenmanagement und Unterbringungspla-
nung, 

B4	 Bedarfsanmeldung (Aufstellung der Entscheidungsunter
lage-Bedarfsdeckung [ES-Bedarfsdeckung]),

C	 Bauunterhaltung mit den Mustern 8 C und 8 D,
D	 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbaumaßnahmen,
E	 Große Neu-, Um- und Erweiterungsbaumaßnahmen und
F	 Anforderungen an die Planungsunterlagen zur Vorberei-

tung und Durchführung von Baumaßnahmen,

jeweils mit Stand Dezember 2020, bekannt gegeben und mit Wir-
kung zum 1. Januar 2021 verbindlich für alle Landesbaumaßnah-
men eingeführt. Gleichzeitig treten die Abschnitte A bis F der 
RLBau BB/RBBau, 16. Austauschlieferung außer Kraft. 

Damit sind für alle Bauanträge, die nach dem 1. Januar 2021 
beim BLB eingehen, und für im BLB bereits vorliegende Bau-
anträge, für die noch keine Planung begonnen wurde, die neu 
gefassten Abschnitte der BbgRLBau verbindlich. 

Für bereits in Planung oder Ausführung befindliche Baumaß-
nahmen sind die neu gefassten Abschnitte A bis E BbgRLBau 
insoweit anzuwenden, als dass sie für den jeweils noch nicht 
realisierten Planungsschritt oder Bauausführungsabschnitt ent-
sprechend anzuwenden sind, sofern dadurch keine bedeutsame 
Planungs- oder Bauverzögerung zu erwarten ist. Bei einer in 
Bauausführung befindlichen Großen Baumaßnahme ist danach 
beispielsweise eine nach dem 1. Januar 2021 notwendig wer-
dende Nachtragsunterlage grundsätzlich nach Abschnitt E Num-
mer 8 und im Umfang von Abschnitt F Nummer 6 BbgRLBau 
aufzustellen. Im Einzelfall sind begründete abweichende Rege-
lungen in Abstimmung mit dem Ministerium der Finanzen und 
für Europa (MdFE) möglich.

Die in den Abschnitten erwähnten Muster entsprechen den be-
kannten Mustern der RBBau/16. Austauschlieferung. Sie wer-
den, soweit noch nicht erfolgt, im Zuge der weiteren Bearbei-
tung landesspezifisch - in der Regel nicht inhaltlich, sondern 
lediglich redaktionell - angepasst.

A	 Geltungsbereich, Organisation, Aufgaben und Be-
griffsbestimmungen

1	 Geltungsbereich

1.1	 Die in der Brandenburgischen Richtlinie für die Durch-
führung von Bauaufgaben des Landes (BbgRLBau) zu-
sammengefassten Vorschriften gelten für alle Bauauf-
gaben des Landes Brandenburg im Zuständigkeitsbe-
reich des für Finanzen zuständigen Ministeriums  
- sowohl im Ressortvermögen außerhalb des Vermieter-
Mieter-Modells (außerhalb des VMM) als auch im 
wirtschaftlichen Eigentum des Brandenburgischen 
Landesbetriebes für Liegenschaften und Bauen (BLB) 
im Vermieter-Mieter-Modell (im VMM) - und für Bau-
maßnahmen Dritter (beispielsweise Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des Landes), soweit verein-
bart. Sie gelten, soweit sie nicht ausschließlich bau-
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fachliche Inhalte regeln, auch für die Unterbringung der 
Landesverwaltung, der Hochschulen und Universitäten 
des Landes und für die Verwaltung und Bewirtschaf-
tung der Landesliegenschaften. 

1.2	 Das Regelwerk der BbgRLBau hat Vorrang gegenüber 
internen Regelwerken des BLB. Abweichungen von 
der BbgRLBau (Regelverfahren) sind nur im Einver-
nehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium 
zulässig.

1.3	 Für die Baumaßnahmen des Bundes gelten die Richt
linien für die Durchführung von Bauaufgaben des Bun-
des (RBBau) in der jeweils geltenden Fassung.

2	 Organisation

2.1	 Nach der Verordnung „Bekanntmachung der Geschäfts-
bereiche der Obersten Landesbehörden“1 ist das für Fi-
nanzen zuständige Ministerium unter anderem für den 
Geschäftsbereich Liegenschafts- und Gebäudemanage-
ment und Landesbaumanagement (außer Landes- und 
Bundesfernstraßenbaumaßnahmen und wasserwirt-
schaftliche Baumaßnahmen) zuständig.

2.2	 Auf der Grundlage des Artikels 1 des Gesetzes zur Neu-
organisation der Liegenschafts- und Bauverwaltung im 
Land Brandenburg vom 19. Dezember 2005 (GVBl. I 
S. 266) wurden die Liegenschafts- und Bauämter auf-
gelöst. Mit Errichtungserlass2 hat das für Finanzen zu-
ständige Ministerium zum 1. Januar 2006 den BLB er-
richtet. Damit wurden die Aufgaben der Brandenburgi-
schen Liegenschafts- und Bauverwaltung von den Lie-
genschafts- und Bauämtern auf den BLB übertragen.

2.3	 Der BLB unterliegt als rechtlich unselbstständig, orga-
nisatorisch abgesonderter Teil der Landesverwaltung  
(§ 9 Absatz 2 des Landesorganisationsgesetzes [LOG]) 
der Dienst- und Fachaufsicht des für Finanzen zustän-
digen Ministeriums (Nummer 5.1 des Errichtungserlas-
ses des für Finanzen zuständigen Ministeriums2 in Ver-
bindung mit § 5 der Betriebsanweisung für den BLB3).

2.4	 In Nummer 2 des Errichtungserlasses des für Finanzen 
zuständigen Ministeriums2 in Verbindung mit § 2 der 
Betriebsanweisung für den BLB3 werden die Zustän-
digkeiten des BLB geregelt.

2.4.1	 Der BLB ist demnach als fachkundiges Organ des Lan-
des Brandenburg für die bedarfsgerechte Unterbrin-
gung der Landesverwaltung, Hochschulen und Univer-
sitäten des Landes, für die ordnungsgemäße Erfüllung 
der Bauaufgaben des Landes und des Bundes im Land 
Brandenburg (im Wege der Organleihe) und für die 
baufachliche Beteiligung gemäß den Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung (VV zu  
§ 44 LHO) bei Zuwendungsbaumaßnahmen und im 
wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im VMM) für die  

Verwaltung, Bewirtschaftung und Verwertung4 der 
Landesliegenschaften zuständig. 

2.4.2	 Ihm obliegt die Wahrnehmung der baufachlich gepräg-
ten Bauherrenaufgaben. Er vergibt Leistungen nach 
Maßgabe des Abschnittes K12 an freiberuflich tätige 
Architekten, Ingenieure und Sonderfachleute. 

2.4.3	 Er bleibt dabei - unbeschadet der Verantwortung der 
freiberuflich Tätigen für die ihnen übertragenen Leis-
tungen - für die ordnungsgemäße Erledigung der Bau-
aufgaben insgesamt verantwortlich und hat die Einhal-
tung der haushalts- und der sonstigen Vorschriften si-
cherzustellen.

2.4.4	 Er hat dafür zu sorgen, dass die für die Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderlichen Fach- und Sachkenntnisse sei-
ner Beschäftigten den baufachlichen Anforderungen 
und den Anforderungen der Verwaltungsverfahren ent-
sprechen.

2.5	 Gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 der Betriebsanweisung für 
den BLB3 kann das für Finanzen zuständige Ministerium 
dem BLB im Einzelfall weitere Aufgaben übertragen und 
ihn mit der Durchführung von Projekten beauftragen.

2.6	 Vermieter-Mieter-Modell (VMM)

2.6.1	 Durch weitgehende Übertragung des in der Regel be-
bauten Ressortvermögens in das wirtschaftliche Eigen-
tum des BLB wurde das VMM - zwischen dem als wirt-
schaftlicher Eigentümer handelnden BLB und den nut-
zenden Verwaltungen der Gebäude und Liegenschaften - 
eingeführt. 

2.6.2	 Auf der Grundlage der mit den Obersten Landesbehör-
den abgeschlossenen Rahmenvereinbarungen schließt 
der BLB mit der jeweiligen nutzenden Verwaltung eine 
Einzelnutzungsvereinbarung ab. Diese regelt die ge-
genseitigen Rechte und Pflichten.

2.6.3	 Der BLB stellt den Landesbehörden und -einrichtungen 
die Liegenschaften, Gebäude und Raumflächen im 
VMM entgeltlich zur Verfügung.

2.7	 Die Verantwortung aller Beteiligten ist vor allem be-
gründet durch die Landeshaushaltsordnung des Landes 
Brandenburg (LHO), insbesondere durch:

	 § 7 LHO 		�  Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit, Kosten- und Leistungsrech-
nung

				�    (Beachtung der Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit, für alle finanzwirksamen 
Maßnahmen, Durchführung an-
gemessener Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen),
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	 §§ 23 und 44 LHO	� Zuwendungen, Verwaltung von 
Mitteln oder Vermögensgegen-
ständen

				�    (Grundregeln für die Veranschla-
gung, Prüfung und Durchfüh-
rung von Zuwendungsbaumaß-
nahmen),

	 §§ 24 und 54 LHO	� Baumaßnahmen, größere Be-
schaffungen, größere Entwick-
lungsvorhaben

				�    (Grundregeln für die Veranschla-
gung und den Beginn von Bau-
maßnahmen),

	 § 55 LHO		  öffentliche Ausschreibung
				�    (Grundsätze des Wettbewerbs 

und des einheitlichen Verwal-
tungshandelns bei der Vergabe),

	 §§ 63 und 64 LHO	� Erwerb und Veräußerung von Ver-
mögensgegenständen, Grundstü-
cke

				�    (Grundsätze für den Erwerb und 
die Veräußerung von Vermö-
gensgegenständen und Grund-
stücke).

2.8	 Der Landtag Brandenburg, der Landesrechnungshof 
Brandenburg, die Obersten Landesbehörden und die 
Hochschulen und Universitäten des Landes bedienen 
sich, sofern nicht durch Gesetz eine Wahlmöglichkeit 
eingeräumt wird, in allen Angelegenheiten der Bau-
maßnahmen des Landes des BLB, sofern in diesem Re-
gelwerk keine andere Aufgabenverteilung geregelt ist. 

2.9	 Abweichungen von Nummer 2.8 sind nur im Einver-
nehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium 
zulässig.

2.10	 Für Grundsatzfragen zu den Regularien der bedarfsge-
rechten Unterbringung und der Baumaßnahmen des 
Landes ist das für Finanzen zuständige Ministerium zu-
ständig, es sei denn, das für Finanzen zuständige Minis-
terium hat per Erlass etwas anderes geregelt.

3	 Aufgaben 

3.1	 Die Aufgaben des Staatlichen Hochbaus des Landes 
sind:

3.1.1	 Objektübergreifende Aufgaben:

	 Diese Aufgaben werden in der Regel vom für Finanzen 
zuständigen Ministerium unter Beteiligung des BLB 
wahrgenommen, es sei denn, es wurde etwas anderes 
per Erlass geregelt.

	 Mit der Erfüllung der objektübergreifenden Aufgaben 
müssen die Voraussetzungen geschaffen werden, dass 
die Baumaßnahmen gemäß den haushaltsrechtlichen 
Vorschriften wirtschaftlich, gestalterisch, funktionell 

und technisch einwandfrei sowie in jeder Hinsicht ord-
nungsgemäß nach einheitlichen Grundsätzen und unter 
Berücksichtigung eingeführter Leitfäden, Handbücher, 
baufachlicher Richtlinien, Arbeitshilfen etc. durchge-
führt werden können.

	 Objektübergreifende Aufgaben sind unter anderem:

3.1.1.1	 Aufstellung und Fortschreibung von Regelwerken (bei-
spielsweise BbgRLBau, Brandenburgische Richtlinie 
für Zuwendungsbaumaßnahmen [BbgRZBau], Leitfäden 
und so weiter) mit Festlegungen, insbesondere über:

-	 Aufbau- und Ablauforganisation, Zuständigkeiten,
-	 Umfang und Inhalt von Bauunterlagen,
-	 Vergabe- und Vertragswesen,
-	 Haushaltsvollzug, Kostenplanung, -kontrolle und 

-steuerung,
-	 Planungs- und Ausführungsstandards,
-	 Planungswettbewerbe (Richtlinie für Planungs-

wettbewerbe [RPW]),
-	 Bauen mit staatlichen Zuwendungen - BbgRZBau, 

Förderrichtlinien.

3.1.1.2	 Erfassung und Auswertung aller aus der Durchführung 
der Baumaßnahmen gewonnenen Erkenntnisse durch 
den BLB, insbesondere im Hinblick auf:

-	 Planungs- und Kostendaten (zum Beispiel Investi-
tions- und Folgekosten),

-	 Bauschäden,
-	 Risikomanagement,
-	 Prüfungsmitteilungen des Landesrechnungshofes 

Brandenburg,
-	 Vergabestatistik,
-	 jährliche Bau- und Planungsmittelabflüsse,
-	 Energieeinsparung,
-	 Nachhaltigkeit, Umweltschutz.

3.1.1.3	 Sonstige baufachliche Verwaltungstätigkeiten:

-	 Mitwirkung bei der Entwicklung von Bauord-
nungs- und Baunebenrecht einschließlich Honorar-
ordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI),

-	 Mitwirkung bei der Aufstellung von Normen und 
technischen Regeln,

-	 Beiträge zu Vorlagen für Landesregierung und 
Landtag, 

-	 Mitwirkung bei der Abfassung von Stellungnah-
men zu Prüfungen des Landesrechnungshofes,

-	 Ausbildung und Fortbildung,
-	 Veröffentlichungen (Presse, Publikationen und 

Ähnliches),
-	 Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange 

(TÖB),
-	 Vorbereitung und Durchführung von Grundstein

legungen und Richtfesten.

3.1.2	 Objektbezogene Aufgaben:

	 Objektbezogene Aufgaben umfassen für den Einzelfall 
die Bauherrenaufgaben und die Leistungen, die für die 
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Planung und Ausführung von Baumaßnahmen erfor-
derlich sind. 

3.1.2.1	 Nicht delegierbare Bauherrenaufgaben der fachlich zu-
ständigen Nutzerministerien beziehungsweise der nut-
zenden Verwaltungen sind:

-	 rechtzeitige Ermittlung und Billigung des Bedarfs 
(beispielsweise Erstellung des Raumprogramms, 
Beschreibung der benötigten Standards, Nutzungs-, 
Sicherheits- und Betriebskonzepte) und Vorgabe 
der Projektziele, die mit der Baumaßnahme erreicht 
werden sollen,

-	 Erarbeitung der Entscheidungsunterlage zur Be-
darfsdeckung (ES-Bedarfsdeckung)5, bestehend aus 
der nutzerspezifischen Bedarfsplanung und der Un-
tersuchung und Festlegung zur Art und Weise der 
Bedarfsdeckung (gemäß Abschnitt B4),

-	 Schaffung der liegenschafts- und haushaltsmäßigen 
Voraussetzungen für die Durchführung der Bauauf-
gaben im Ressortvermögen (außerhalb des VMM),

-	 Entscheidungen über die Durchführung der Bau-
maßnahme hinsichtlich Zeit, Qualität und Kosten.

3.1.2.2	 Nicht delegierbare Bauherrenaufgaben des BLB sind 
unter anderem:

-	 baufachliche Beratung der nutzenden Verwaltun-
gen bei der Erstellung der ES-Bedarfsdeckung nach 
Abschnitt B4 (beispielsweise bei der Erstellung des 
Raumprogramms, der spezifischen Bedarfsanforde-
rungen, der Funktionsprogramme etc.) und im Res-
sortvermögen bei der Durchführung der Varianten- 
und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach § 7 LHO 
(gemäß Abschnitt B4 Nummer 2.2.2),

-	 im Rahmen der Festlegung zur Art und Weise der 
Bedarfsdeckung gemäß Abschnitt B4 Nummer 2.2.3 
gibt der BLB beim Bauen im Ressortvermögen  
(außerhalb des VMM) eine begründete Empfehlung 
zur Bedarfsdeckung,

-	 Klärung der Voraussetzungen für einen reibungslo-
sen Ablauf und Projektsteuerung während der Pla-
nung und Baudurchführung, der Projektorganisa
tion und der Projektleitung,

-	 Entscheidungen zur Durchführung von Planungs-
wettbewerben nach RPW (gemäß Abschnitt K13),

-	 Prüfung hinsichtlich Zweck und Bedeutung der 
Baumaßnahmen zur Entscheidung über Kunst am 
Bau (gemäß Abschnitt K7),

-	 Wahrnehmung der baurechtlichen Belange auf Grund 
der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) und 
der sonstigen öffentlichen Vorschriften,

-	 Vorgabe baufachlich abgesicherter Termine und 
Kosten,

-	 Abschluss von Vereinbarungen mit rechtlichen und 
finanziellen Auswirkungen,

-	 laufende Kostenkontrolle, Termin- und Qualitäts-
kontrolle,

-	 Ausschreibung und Vergabe der Leistungen,
-	 Überwachung der Leistungserfüllung,

-	 Haushaltsführung und -überwachung,
-	 rechtsgeschäftliche Abnahme und Übergabe,
-	 Leistung von Zahlungen, soweit nicht die nutzende 

Verwaltung zuständig ist,
-	 Wahrung von Rechtsansprüchen gegenüber Auf-

tragnehmern.

3.1.2.3	 Der BLB erbringt insbesondere folgende Leistungen 
für die Planung und Ausführung von Baumaßnahmen 
entsprechend den Leistungsbildern der Honorarord-
nung für Architekten und Ingenieure (HOAI) und für 
die Bauunterhaltung:

-	 Projektsteuerung,
-	 Planung, Kostenermittlung und Bauausführung,
-	 Sicherstellung der Entsorgung der im Rahmen einer 

Baumaßnahme anfallenden Abfälle,
-	 Anträge auf behördliche Abnahme und Teilnahme 

hieran,
-	 Übergabe der Objekte,
-	 Überwachen der Beseitigung der bei der Abnahme 

der Bauleistungen festgestellten Mängel,
-	 Überwachen der Verjährungsfristen für Mängel

ansprüche,
-	 Objektbetreuung und Bau- und Bestandsdokumen-

tation, Bereitstellung von Daten für das Liegen-
schafts- und Gebäudemanagement.

	 Dabei kann der BLB einzelne Aufgaben auf freiberuf-
lich Tätige übertragen. Die Abgrenzung der Aufgaben 
zwischen BLB und freiberuflich Tätigen ist - durch Ver-
wendung der eingeführten Vertragsmuster - im Vertrag 
eindeutig zu vereinbaren. 

3.1.3	 Spezielle Aufgaben des BLB im Bereich des VMM 
sind unter anderem:

-	 rechtzeitige Ermittlung des betreiberspezifischen 
Bedarfs,

-	 Durchführung der Varianten- und Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung nach § 7 LHO,

-	 Klärung zur Finanzierung von Bau- und Unterbrin-
gungsaufgaben im Rahmen des zur Verfügung ste-
henden Budgets,

-	 Entscheidung zur Art und Weise der Bedarfsdeckung 
im Benehmen mit dem fachlich zuständigen Nutzer-
ministerium6 und der nutzenden Verwaltung,

-	 auf Grundlage der ES-Bedarfsdeckung schließt der 
BLB mit dem fachlich zuständigen Nutzerministe-
rium eine Vorvereinbarung über die Durchführung 
der Maßnahme ab,

-	 mit Unterzeichnung der Vorvereinbarung wird der 
BLB Bedarfsträger, damit gehen die Aufgaben des 
Bedarfsträgers auf den BLB über,

-	 Übernahme der Betreiberverantwortung.

3.1.4	 Weitere baufachliche Aufgaben des BLB sind:

-	 Mitwirkung bei Baumaßnahmen mit staatlichen 
Zuwendungen,

-	 baufachliche Beratung anderer Verwaltungen,



456 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 21 vom 2. Juni 2021

-	 Wahrnehmung der baufachlichen Aufgaben im Be-
reich der Beseitigung von schädlichen Bodenverän-
derungen beziehungsweise Altlasten.

3.2	 Aufgaben des BLB im Bereich des Immobilienmanage-
ments sind:

-	 Grundstücksverkehr, Grundstücksentwicklung, Ver-
wertung,

-	 Wertermittlungen von bebauten und unbebauten 
Grundstücken,

-	 im wirtschaftlichen Eigentum des BLB Verwaltung 
und Bewirtschaftung der Liegenschaften sowie Ge-
bäudemanagement, soweit nicht Leistungen nach 
entsprechenden Nutzungsvereinbarungen von den 
nutzenden Verwaltungen selbst zu erbringen sind,

-	 Fortführung und Pflege des VMM,
-	 Management des Liegenschaftsportfolios, Stand-

ortmanagement,
-	 Bereitstellung von Daten für das Liegenschafts- 

und Gebäudemanagement,
-	 Verwaltung, Bewirtschaftung und Verwertung des 

Allgemeinen Grundvermögens im Auftrag des für 
Finanzen zuständigen Ministeriums.

3.3 	 Aufgaben im Bereich Bauen für Dritte:

	 Soweit der BLB bei Baumaßnahmen Dritter - deren 
Durchführung im Interesse des Landes liegt - tätig 
wird, hat er schriftlich vertragliche Vereinbarungen mit 
den Dritten zu treffen.

	 Dabei ist insbesondere Folgendes zu regeln:

-	 eindeutige Beschreibung seiner Aufgaben,
-	 Klarstellung, inwieweit Verfahrensregelungen aus 

der BbgRLBau, des Vergabe- und Vertragshand-
buchs für Baumaßnahmen anzuwenden beziehungs-
weise nicht anzuwenden sind,

-	 Bestimmung und Klarstellung der Rechte und 
Pflichten der Beteiligten und

-	 Regularien bei Rechtsstreitigkeiten und Haftung.

4	 Begriffsbestimmung
	
4.1	 Zum Liegenschaftsvermögen des Landes gehören das 

Allgemeine Grundvermögen (AGV), das Landesver-
mögen der Ressorts und das Landesvermögen im wirt-
schaftlichen Eigentum des BLB.

4.1.1	 AGV-Liegenschaften sind landeseigene Grundstücke, 
die nicht für Verwaltungszwecke des Landes oder im 
Rahmen des Gemeinverbrauchs im Aufgabenbereich 
des Landes genutzt werden. Sie werden vom für Finan-
zen zuständigen Ministerium verwaltet.

	 Zum AGV gehört der abgegrenzte Vermögensbestand 
des ehemaligen Sondervermögens „Grundstücksfonds 
Brandenburg“ mit dem ehemaligen WGT-Liegen-
schaftsvermögen7 und dem Bodenreformvermögen.

4.1.2	 Das Landesvermögen der Ressorts (Ressortvermö-
gen) umfasst landeseigene Liegenschaften, die für Ver-
waltungszwecke des Landes genutzt werden und die 
sich nicht im wirtschaftlichen Eigentum des BLB befin-
den (beispielsweise die Liegenschaften der Justizvoll-
zugsanstalten).

4.1.3	 Das Landesvermögen im wirtschaftlichen Eigentum 
des BLB umfasst alle landeseigenen Liegenschaften, 
die für Verwaltungszwecke des Landes genutzt werden 
und dem BLB zur Ausübung der Befugnisse eines wirt-
schaftlichen Eigentümers (vergleiche Erlass des für Fi-
nanzen zuständigen Ministeriums Nummer 2 Buchsta-
be a2) übertragen wurden.

4.2	 Unterbringungsmaßnahmen sind alle Maßnahmen 
(beispielsweise Eigenbaumaßnahmen [Sanierungen, 
Erweiterungen und Neubauten], Anmietung, Ankäufe, 
ÖPP-Projekte8) zur Deckung des Flächen- und Raum-
bedarfs einer nutzenden Verwaltung.

4.3	 Nutzende Verwaltungen sind der Landtag Branden-
burg, der Landesrechnungshof Brandenburg, die Lan-
desbehörden, Einrichtungen des Landes und Landesbe-
triebe (gemäß §§ 5, 7, 8 und 9 LOG) sowie Universitä-
ten und Hochschulen des Landes (sonstige Körper-
schaften des öffentlichen Rechts gemäß § 13 LOG). Im 
wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im VMM) haben 
sie mit dem BLB eine Einzelnutzervereinbarung abge-
schlossen. 

4.4	 Bauliche Anlagen können von mehreren Verwaltungen 
gleichzeitig genutzt werden, hausverwaltende Dienst-
stelle ist jeweils die allein nutzende oder diejenige 
Dienststelle mit dem größten Nutzungsflächenanteil.

4.4.1	 Bei nicht im wirtschaftlichen Eigentum des BLB be-
findlichen Landesliegenschaften (außerhalb des VMM) 
ist jeweils die Landesbehörde, die Einrichtung des Lan-
des oder die Körperschaft des öffentlichen Rechts  
gemäß § 13 LOG, die die Liegenschaft zu ihrer Auf
gabenerfüllung nutzt (beispielsweise die staatlichen 
Hochschulen, Universitäten des Landes oder die Justiz-
vollzugsanstalten), nutzende und zugleich hausver-
waltende Dienststelle. 

	 Die hausverwaltende Dienststelle ist zur Bauunterhal-
tung und zum ordnungsgemäßen Betrieb der Liegen-
schaften des Landes (Gebäude, bauliche Anlagen, tech-
nische Anlagen [Betriebstechnik] und Außenanlagen) 
verpflichtet. 

4.4.2	 Bei im wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im 
VMM) befindlichen Landesliegenschaften nimmt der 
BLB die Aufgaben der hausverwaltenden Dienst-
stelle wahr.

4.5	 Bauherr ist das Land Brandenburg, vertreten durch das 
für die Baumaßnahme fachlich zuständige Nutzer
ministerium, den Landtag Brandenburg oder den Lan-
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desrechnungshof Brandenburg, vertreten durch das für 
Finanzen zuständige Ministerium. Der BLB vertritt den 
Bauherrn nach außen. 

4.6	 Bedarfsträger sind der Landtag Brandenburg, der Lan-
desrechnungshof Brandenburg und die Obersten Lan-
desbehörden (die jeweils für die nutzenden Verwaltun-
gen fachlich zuständigen Ministerien [die Nutzerminis-
terien]), soweit die Eigenschaft des Bedarfsträgers 
nicht durch Gesetz, Rechtsverordnung oder Erlass 
nachgeordneten Behörden, Einrichtungen des Landes 
oder Landesbetrieben übertragen wurde. 

4.6.1	 Der Bedarfsträger muss über eigenen baufachlichen 
Sachverstand in dem Umfang verfügen, um die ihm ob-
liegenden Bauherrenaufgaben erbringen zu können.

4.6.2	 Der Bedarfsträger trägt die Verantwortung für die Ver-
bindlichkeit, Angemessenheit und Wirtschaftlichkeit 
(Belastbarkeit) der Bedarfsanmeldung, die Durchfüh-
rung der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach § 7 
LHO und der daraus resultierenden Unterbringungs
variante entsprechend den Grundsätzen der LHO.

4.6.3	 Bei Bau- und Unterbringungsmaßnahmen im wirt-
schaftlichen Eigentum des BLB (im VMM) geht die 
Funktion des Bedarfsträgers mit Unterzeichnung der 
Vorvereinbarung zur Durchführung der Maßnahme 
nach Vorlage der ES-Bedarfsdeckung durch das fach-
lich zuständige Nutzerministerium auf den BLB über. 

4.7	 Mieter sind nutzende Verwaltungen, die fremd ange-
mietete Liegenschaften/Gebäude/Flächen nutzen.

4.8	 Im Vermieter-Mieter-Modell (VMM) tritt der BLB 
in seiner Funktion als Vermieter in die mit Dritten ge-
schlossenen Mietverträge ein und vermietet die ihm im 
Rahmen des wirtschaftlichen Eigentums übertragenen 
Liegenschaften an die Nutzer zu einem Mietpreis, der 
sich grundsätzlich auf marktüblichem Niveau orientiert. 

1	 Bekanntmachung der Geschäftsbereiche der obersten Landesbehörden 
vom 17. März 2015 (GVBl. II Nr. 15), die durch die Bekanntmachung vom  
25. Mai 2016 (GVBl. II Nr. 26) geändert worden ist und am 7. Mai 2020 
durch die Bekanntmachung vom 7. Mai 2020 (GVBl. II Nr. 34) außer Kraft 
getreten ist.

2	 Errichtungserlass vom 22. Dezember 2005 (Az. 4-O 1006).
3	 Betriebsanweisung für den Brandenburgischen Landesbetrieb für Liegen-

schaften und Bauen (Anlage zum Errichtungserlass vom 22. Dezember 
2005).

4	 Vermarktung entbehrlicher Grundstücke.
5	 Gemäß Abschnitt „B4 Bedarfsanmeldung (Aufstellung der Entscheidungs-

unterlage Bedarfsdeckung [ES-Bedarfsdeckung])“.
6	 Die Oberste Landesbehörde gemäß § 5 des Landesorganisationsgesetzes 

(LOG) als für die jeweilige nutzende Verwaltung fachlich zuständiges Mi-
nisterium.

7	 Mit Beschluss des Landtages vom 31. März 2004 zum „Gesetz zur Ände-
rung des Gesetzes über die Verwertung der Liegenschaften der Westgruppe 
der Truppen (WGT-Liegenschaften)“ wurde die Auslösung des unselbststän-
digen Sondervermögens „Grundstücksfonds Brandenburg“ und die Über-
führung des Vermögensbestandes in den Landeshaushalt beschlossen.

8	 Eine öffentlich-private Partnerschaft (ÖPP oder englisch Public-private-Part-
nership - PPP) ist eine vertraglich geregelte Zusammenarbeit zwischen der 
öffentlichen Hand und Unternehmen der Privatwirtschaft in einer Zweckge-
sellschaft. Ziel von ÖPP ist die Arbeitsteilung, wobei der private Partner die 
Verantwortung zur effizienten Erstellung der Leistung übernimmt, während 
die öffentliche Hand dafür Sorge trägt, dass gemeinwohlorientierte Ziele be-
achtet werden.

B1	 Haushaltssystematik und Bewirtschaftungsgrund-
sätze

1	 Eingliederung der Bauausgaben in den Landes-
haushaltsplan

1.1	 Allgemeines

	 Die Ausgaben zur Deckung aller Bau- und Unterbrin-
gungsaufgaben des Landes Brandenburg im Zuständig-
keitsbereich des für Finanzen zuständigen Ministeriums 
sind im Haushaltsplan des Landes Brandenburg ausge-
wiesen. Die Veranschlagung erfolgt zentral im Einzel-
plan 12 - Einzelplan für das für Finanzen und Europa 
zuständige Ministerium.

	 Baumaßnahmen sind nach ihrer Zugehörigkeit zu un-
terscheiden. Sie werden entweder im Investitionsplan 
(IVP) Teil A oder im Teil B geführt. Der IVP Teil A 
umfasst alle baulichen Investitionen im Zusammen-
hang mit beim Brandenburgischen Landesbetrieb für 
Liegenschaften und Bauen (BLB) bilanziertem wirt-
schaftlichen Eigentum, für dessen Entwicklung dieser 
beauftragt ist und die er im Rahmen des Vermieter-Mie-
ter-Modells (VMM) bewirtschaftet.

	 Der IVP Teil B umfasst alle anderen, nicht bilanzierten 
Baumaßnahmen.

	 In beiden Teilen sind die Baumaßnahmen nach dem 
Ressortprinzip (das heißt nach Einzelplänen [Epl.]) und 
nach Bereichen mit entsprechenden Bereichsnummern 
gegliedert. Beide Investitionspläne werden in der Bei-
lage zum Epl. 12 abgebildet.

1.2	 VMM - Investitionsplan Teil A

	 Der IVP Teil A ist Bestandteil des Wirtschaftsplans des 
BLB, welcher nachrichtlich in einer vorläufigen Fas-
sung - bestehend aus einem Erfolgsplan, einem Finanz-
plan und einer Stellenübersicht - komplementär in der 
Beilage zum Epl. 12 abgebildet wird. Über den Wirt-
schaftsplan werden die benötigten Finanzmittel (Liqui-
dität) für Instandhaltungs- und Investitionsmaßnahmen 
bereitgestellt.

	 Der BLB verfährt nach den Regeln der kaufmännischen 
doppelten Buchführung unter Berücksichtigung der 
Anlage 6 zu VV Nr. 1.6 zu § 26 der Landeshaushalts-
ordnung (LHO) (Bilanzierungsrichtlinie für die Lan-
desbetriebe des Landes Brandenburg - BilR, § 74 Ab-
satz 1 LHO).

	 Der Wirtschaftsplan ist gemäß Nummer 18 BilR jähr-
lich aufzustellen und dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium spätestens am 31. Oktober des Jahres, vor 
Beginn des Geschäftsjahres, zur Genehmigung vorzu-
legen. Er bildet die Grundlage für die eigenverantwort-
liche Wirtschaftsführung des BLB; die haushaltsrecht-
lichen Vorschriften der Anlage zu § 26 LHO finden 
entsprechend Anwendung.
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	 Im wirtschaftlichen Eigentum (VMM) erfolgt aus Sicht 
der Finanzierung keine Unterscheidung zwischen Klei-
nen oder Großen Neu-, Um- und Erweiterungsbaumaß-
nahmen; sie werden grundsätzlich als Investitionsmaß-
nahmen geführt. Maßgeblich für die Abgrenzung von 
Investitions- zu Instandhaltungsmaßnahmen ist der In-
vestitionskostenbegriff1 gemäß Nummer 6.2 BilR2. So-
wohl Kleine als auch Große Baumaßnahmen sind inves-
tiv. Aus Gründen der besseren Vergleichbarkeit mit dem 
IVP Teil B sind die Maßnahmen des IVP Teil A nach der 
Höhe der Gesamtbaukosten (GBK) abgegrenzt.3 

	 Die Investitionen für Kleine Baumaßnahmen (KBM) 
der Ressorts sind unter der Bereichsnummer 
0002071111 zusammengefasst. Die Investitionen für 
Große Baumaßnahmen (GBM) sind hingegen nach 
dem Ressortprinzip aufgegliedert.

1.3	 Investitionsplan Teil B

	 Die gesamten Ausgaben und Verpflichtungsermächti-
gungen der nicht bilanzierten Baumaßnahmen des Lan-
des sind im Epl. 12, Kapitel 12 020 (Allgemeine Bewil-
ligungen), Titel 891 61 (Zuführungen für Investitionen) 
veranschlagt. Dieser Titel ist zugleich der Titelgruppe 61 
zugehörig, in welcher Einnahmen und Ausgaben des 
BLB veranschlagt sind.

	 Die nachfolgend aufgeführten Hauptgruppen und Titel 
ergeben sich aus dem Gruppierungs- und Funktionenplan 
zur Haushaltssystematik des Landes Brandenburg und 
entsprechen der Zuordnung der Ausgaben und der sonsti-
gen damit im Zusammenhang stehenden Ausgaben.

1.3.1	 Kapitel 12 020, Titelgruppe 61

	 Hauptgruppe 5 - Sächliche Verwaltungsausgaben

	 Titel 517 614	� Flächenerfassung der verwaltungseige-
nen Gebäude und baulichen Anlagen, 
Energiesparmaßnahmen

	
	 Titel 518 61	� Ausgleich für Leerstandsaufwendungen 

und dergleichen
	
	 Titel 519 615	� Größere Unterhaltungsarbeiten an 

Grundstücken, Gebäuden und Räumen
	
		�  Hierunter fallen Unterhaltungsarbeiten 

an landeseigenen Grundstücken, Ge-
bäuden, Außenanlagen, sonstigen Anla-
gen und Räumen, die keine erheblichen 
Veränderungen der Grundstücke und 
Gebäude in ihrem Bestand zur Folge 
haben, sowie bei Grundstücken Anlie-
gerverpflichtungen.

	 Hauptgruppe 6 - Ausgaben für Zuweisungen und 
Zuschüsse mit Ausnahme für Investitionen

	 Titel 632 61	� Zuführungen an den Landesbetrieb für 
die Geschäftsbesorgung von Bundes-
bauaufgaben

	

		  �Dies sind Zuführungen an den BLB für 
die Geschäftsbesorgung von Bundes-
bauaufgaben im Sinne der Verwal-
tungskostenerstattungen des Bundes 
an die Länder für die Wahrnehmung 
der Bauangelegenheiten des Bundes.

	
	 Titel 682 61	� Übrige Zuführungen an den Landesbe-

trieb
	
		�  Hierunter fallen Zuführungen an den 

BLB für die Geschäftsbesorgung für die 
Baumaßnahmen des Landes, die Ge-
schäftsbesorgung für die Verwaltung 
und Bewirtschaftung der Kantinen, die 
Geschäftsbesorgung über die Durchfüh-
rung der baufachlichen Prüfung bei Zu-
wendungs- und Fördermaßnahmen so-
wie die Geschäftsbesorgung für das 
Allgemeine Grundvermögen des Lan-
des Brandenburg.

	 Hauptgruppe 8 - Sonstige Ausgaben für Investitio-
nen und Investitionsfördermaßnahen

	 Titel 891 61	 Zuführungen für Investitionen
	
		�  In diesem Titel werden die gesamten 

Ausgaben und Verpflichtungsermächti-
gungen der nicht bilanzierten Kleinen 
und Großen Baumaßnahmen veran-
schlagt.

		�  Über diesen Titel erfolgt kein Grund
erwerb.

	
	 Titel 894 61	� Zuschüsse an den BLB für Sonder

investitionen
	
		�  Dieser Titel dient der Zuführung von 

Liquidität zur Finanzierung von Sonder
investitionen in das bilanzierte Anlage-
vermögen des BLB. 

1.3.2	 Kapitel 20 630 Liegenschaftsvermögen

	 Titel 821 10	 Erwerb von bebauten Grundstücken
	
		�  Dieser Titel dient der Veranschlagung 

von Ausgaben für den Erwerb von be-
bauten Liegenschaften für Einrichtun-
gen des Landes.

	
	 Titel 822 10	 Erwerb von unbebauten Grundstücken
	
		�  Dieser Titel dient der Veranschlagung 

von Ausgaben für den Erwerb von un-
bebauten Liegenschaften für Einrich-
tungen des Landes.

	 Die Ausgaben für den Erwerb von unbebauten und be-
bauten Grundstücken schließen sämtliche Nebenkos-
ten, wie Kataster- und Vermessungskosten, ein.
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2	 Bewirtschaftung der Haushaltsmittel für Bauausga-
ben

2.1 	 Allgemeines

	 Baumaßnahmen im Sinne dieses Abschnittes sind Kleine 
und Große Baumaßnahmen sowie Maßnahmen für die 
Bauunterhaltung. Sie dürfen nur unter Beachtung des 
Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit  
(§ 7 LHO) und unter Beachtung des § 24 und § 54 LHO 
veranschlagt und durchgeführt werden. 

2.1.1	 Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln des Landes

	 Das für Finanzen zuständige Ministerium überträgt 
dem BLB gemäß § 9 und § 34 LHO die Bewirtschaf-
tung der Haushaltsmittel (Einnahmen, Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen).

2.1.2 	 Anwendung der Datenverarbeitung

	 Werden im Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
automatisierte Verfahren eingesetzt, so sind die Verfah-
rensrichtlinien für Mittelverteiler und Titelverwalter für 
das automatisierte Verfahren für das Haushalts-, Kas-
sen- und Rechnungswesen des Landes in Verbindung 
mit den Verwaltungsvorschriften für Zahlung, Buch-
führung und Rechnungslegung (§§ 70 bis 72 und 74 bis 
80 LHO, Teil IV LHO) zu beachten. 

2.2	 Zuweisung und Verteilung von Haushaltsmitteln

	 Das für Finanzen zuständige Ministerium weist die 
Haushaltsmittel den mittelbewirtschaftenden Stellen6  
zu. Mit der Zuweisung erhält der BLB die Anordnungs-
befugnis unmittelbar.

2.2.1	 Bauunterhaltung

	 Das für Finanzen zuständige Ministerium weist in der 
Regel die Ausgabemittel für die Bauunterhaltung im 
Ressortvermögen global zu. Diese Mittel werden nach 
Prioritäten für die entsprechenden Baumaßnahmen in 
Eigenverantwortung des BLB eingesetzt.

	 Nach Zustimmung der oder des Beauftragten für den 
Haushalt können im laufenden Haushaltsjahr Ver-
pflichtungen bis zu 40 vom Hundert des im Entwurf 
der Landesregierung zum Landeshaushaltsplan für das 
folgende Haushaltsjahr vorgesehenen Ansatzes zu 
Lasten des folgenden Haushaltsjahres eingegangen 
werden. Einer Verpflichtungsermächtigung bedarf es 
hierzu nicht (vergleiche VV Nr. 4.1 zu § 16 und § 38 
Absatz 4 LHO).

2.2.2 	 Kleine Baumaßnahmen (KBM) und Große Baumaß-
nahmen (GBM)

	 Die im Epl. 12, Kapitel 12 020, Titel 891 61 veran-
schlagten Haushaltsmittel und Verpflichtungsermächti-
gungen werden dem BLB zur eigenverantwortlichen 

Bewirtschaftung gesondert übertragen. Über die zuge-
wiesenen Ausgabemittel und Verpflichtungsermächti-
gungen hinaus dürfen weder Zahlungen geleistet noch 
Verpflichtungen eingegangen werden (vergleiche § 9 
und § 34 LHO).

	 Wird bei einer KBM die Kostengrenze von 1 000 000 Euro 
um nicht mehr als 15 vom Hundert überschritten, wird 
die Baumaßnahme nach Abschnitt D weitergeführt. 
Über das Verfahren bei Überschreitungen darüber hin-
aus entscheidet das für Finanzen zuständige Ministe
rium im Einzelfall. 

	 Sind gegenüber der haushaltsmäßig anerkannten Bau-
unterlage zusätzliche Kosten von mehr als 15 vom Hun-
dert zu veranschlagen, obliegt dem BLB die unmittelba-
re Berichtspflicht gegenüber dem für Finanzen zustän-
digen Ministerium. Dazu ist mit der Nachtragsunterlage 
eine Gegenüberstellung der Mehr- und Minderkosten 
mit dem Kostenanschlag (auf Basis des Musters 6), eine 
Darlegung der Einsparungsmöglichkeiten und eine ein-
gehende Begründung der Unabweisbarkeit der Mehr-
kosten dem für Finanzen zuständigen Ministerium vor-
zulegen. 

2.2.3	 Ausstattung, bewegliche Anlagegüter sowie nutzerspe-
zifische Anlagen und Vorrichtungen

	 Die Beschaffung von Ausstattung sowie beweglichen 
Anlage-/Wirtschaftsgütern hat ausschließlich über den 
jeweiligen Einzelplan der nutzenden Verwaltung zu er-
folgen. 

2.2.4 	 Führung von Titelkonten

	 Für die Bewirtschaftung von Baumaßnahmen werden 
bei der Landeshauptkasse Titelkonten geführt (verglei-
che Abschnitt J).

2.2.5	 Im VMM richtet sich die Höhe des Ansatzes für inves-
tive Baumaßnahmen nach den Ergebnissen des Flä-
chenmanagements und der Unterbringungsplanung ge-
mäß Abschnitt B3, nach der Bedarfsplanung gemäß 
Abschnitt B4 und der Höhe der Abschreibungen als 
eine mittelfristige Nebenbedingung.

	 Die Höhe des Ansatzes für Instandhaltungsmaßnahmen 
im VMM (vergleiche Abschnitt C) wird auf Basis der 
Ergebnisse der jährlichen Baubegehungen gemäß In-
standhaltungskonzept kalkuliert.

	 Für durchgeführte Baumaßnahmen und Instandhaltung 
werden Einzelnutzungsvereinbarungen mit den Res-
sorts abgeschlossen. Diese Verträge bilden die Grundla-
ge für die zu veranschlagenden Ausgaben als Mietzah-
lung der Ressorts bei Titel 518 25.

	 Planung, Steuerung, Mittelbewirtschaftung sowie Con-
trolling der Kleinen und Großen Baumaßnahmen und 
der Bauunterhaltungsmaßnahmen obliegen dem BLB.
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2.3	 Verantwortlichkeiten bei der Bewirtschaftung

2.3.1	 Allgemeines

	 Mit der Zuweisung der Haushaltsmittel wird die Befug-
nis übertragen, im Rahmen der verfügbaren Beträge 
Maßnahmen zu treffen oder Verträge abzuschließen, 
die zu Einnahmen oder Ausgaben führen. Die Bewirt-
schaftungsbefugnis schließt die Befugnis ein, Kassen-
anordnungen durch die Beauftragte oder den Beauf-
tragten für den Haushalt des BLB oder dazu beauftragte 
Bedienstete zu erteilen.

2.3.2	 Verträge

	 Verträge (einschließlich Nachtragsvereinbarungen) dür-
fen ohne Mitwirkung der oder des Beauftragten für den 
Haushalt des BLB (beziehungsweise ohne die von ihm 
mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben betrauten Be-
diensteten) nicht abgeschlossen werden. Verträge sind 
ihm rechtzeitig zur Festlegung zuzuleiten. Er ist weiter-
hin über alle Änderungen zu unterrichten, die die Höhe 
der festgelegten Beträge beeinflussen.

2.3.3	 Rechnungen

	 Rechnungen müssen die Mindestangaben gemäß § 14 
des Umsatzsteuergesetzes (UStG) enthalten. Darüber 
hinaus haben Rechnungen für Bauleistungen den Rege-
lungen des Vergabe- und Vertragshandbuches des Bun-
des (VHB) zu entsprechen.

2.3.4	 Kassenanordnungen 

	 Der BLB bucht nach den Regeln des kaufmännischen 
Rechnungswesens (§ 74 Absatz 1 LHO). 

	 Kassenanordnungen sind nach der Vorerfassung und 
Buchung der Rechnungen in SAP7 zu erstellen und 
nach Unterschrift des Anordnungsbefugten zur Veran-
lassung des Zahllaufes den mit diesen Aufgaben beauf-
tragten Bediensteten zuzuleiten. Die Kassenanordnun-
gen nebst Unterlagen werden für die örtlichen Erhebun-
gen und Prüfungen vorgehalten. 

2.3.5	 Feststellungen

	 Bei Erstellung der Kassenanordnungen sind die Regelun-
gen der Nummer 2.1.2 dieses Abschnittes zu beachten. 
Soweit es den Vorschriften des Landes (Ergänzende Re-
gelungen zur Neufassung der Verwaltungsvorschriften 
für Zahlung, Buchführung und Rechnungslegung [ZBR] 
zu den §§ 70 bis 72 und 75 bis 80 LHO [VV-ZBR]) ent-
spricht, können als Voraussetzung für eine prüfbare Er-
stellung Bescheinigungen der sachlichen, fachtechni-
schen und rechnerischen Richtigkeit von den dazu be-
fugten Bediensteten - bei Bauabrechnungen mindestens 
Bedienstete des gehobenen technischen Dienstes, ent-
sprechend eingestufte technische Angestellte oder ent-

sprechend qualifizierte freiberuflich Tätige - durch fol-
gende Feststellungsvermerke erteilt werden:

-	 für die sachliche, fachtechnische und rechnerische 
Feststellung

	 „Sachlich und rechnerisch richtig“

-	 für die fachtechnische und rechnerische Feststel-
lung 

	 „Fachtechnisch und rechnerisch richtig“

-	 für die fachtechnische Feststellung 
	 „Fachtechnisch richtig“

-	 für die rechnerische Feststellung
	 „Rechnerisch richtig“.

	 Die Teilbescheinigung „Fachtechnisch richtig“ ist auf 
den begründenden Unterlagen abzugeben, wenn an der 
Bescheinigung der sachlichen Richtigkeit mehrere Be-
dienstete beteiligt sind, die über die erforderliche Fach-
kenntnis auf dem jeweiligen technischen Gebiet verfü-
gen. Soweit sich die fachtechnische Feststellung nur 
auf Teile der begründenden Unterlagen bezieht, muss 
zusätzlich der Umfang der Verantwortung erläutert 
werden. Der Feststeller der sachlichen Richtigkeit ist 
für die Richtigkeit der von der Teilbescheinigung er-
fassten Angaben nicht verantwortlich.

	 Begründende Unterlagen über die von der hausverwal-
tenden Dienststelle durchgeführten Bauunterhaltungs-
maßnahmen (ausgenommen die begründenden Unterla-
gen über die von Technischen Diensten durchgeführten 
Maßnahmen) sind weder von der hausverwaltenden 
Dienststelle noch vom Mittelbewirtschafter fachtech-
nisch festzustellen. Sofern hausverwaltende Dienststel-
len über Technische Dienste verfügen, gilt Abschnitt B1 
Nummer 2.3.4 ohne Einschränkung.

2.4	 Nachweis der Haushaltsmittel

2.4.1	 Bauunterhaltung

	 Festlegungen und Anordnungen sind vom Mittelbe-
wirtschafter liegenschaftsbezogen nachzuweisen.

2.4.2	 Kleine und Große Neu-, Um- und Erweiterungsbau-
maßnahmen

	 Haushaltsmittel sowie ihre Inanspruchnahme durch 
Festlegungen und Anordnungen sind bei der Baumaß-
nahme nachzuweisen.

2.4.3	 Führen der Haushaltsüberwachungsliste

	 Die oder der Beauftragte für den Haushalt des BLB 
führt die Haushaltsüberwachungsliste-Bau (HÜL) ent-
sprechend der Landeshaushaltsordnung bei sämtlichen 
Baumaßnahmen, soweit sie oder er die Führung nicht 
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anderen Bediensteten übertragen hat. Dabei hat die 
oder der Beauftragte für den Haushalt auch dafür Sorge 
zu tragen, dass die Instrumente eines automatisierten 
Verfahrens in SAP zu nutzen sind.

2.4.4	 Rechnungsmäßiger Nachweis (vergleiche Abschnitt J).

2.5	 Übertragbarkeit von Haushaltsmitteln

2.5.1	 Bei Bauunterhaltung

	 Die Haushaltsmittel sind grundsätzlich nicht übertrag-
bar, können jedoch durch Haushaltsgesetz oder Haus-
haltsplan (gemäß § 19 LHO) für übertragbar erklärt 
werden.

2.5.2	 Bei KBM und GBM

	 Noch nicht geleistete Ausgaben sind übertragbar (§ 19 
LHO). Es können Ausgabereste gebildet werden. Die 
Inanspruchnahme der Ausgabereste bedarf der Einwil-
ligung des für Finanzen zuständigen Ministeriums  
(§ 45 Absatz 3 LHO) und ist beim für Finanzen zustän-
digen Ministerium zu beantragen. 

	 Die in Abschnitt J Nummer 1.4 und 3.1 festgelegten 
Fristen bleiben hiervon unberührt.

1	 Grundsätzlich gilt jeder Vorgang als investiv, welcher zu Anschaffungs- und 
Herstellungskosten führt.

2	 Bei der Berechnung von Herstellungskosten ist das Wahlrecht gemäß § 255 
Absatz 2 Satz 3 des Handelsgesetzbuches (HGB) auszunutzen.

3	 Maßnahmen mit Gesamtbaukosten (GBK) bis 1 000 000 Euro werden als 
Kleine Neu-, Um- oder Erweiterungsbaumaßnahmen (Kleine Baumaßnah-
men - KBM), Maßnahmen mit GBK darüber werden als Große Neu-, Um- 
und Erweiterungsbaumaßnahmen (Große Baumaßnahmen - GBM) definiert.

4	 Sowie andere Titel der Gruppe 517.
5	 Sowie andere Titel der Gruppe 517.
6	 Die mittelbewirtschaftende Stelle ist eine Dienststelle, die Haushaltsmittel 

für bestimmte Baumaßnahmen bewirtschaftet, das heißt, sie veranlasst Zah-
lungen (Ein- und Auszahlungen), Aufhebung von Zahlungen, soweit diese 
noch nicht angenommen oder geleistet wurden, Buchung eingegangener 
Verpflichtungen, Festlegung von Ausgaben sowie Umbuchung von Haus-
haltsmitteln.

7	 Systeme, Anwendungen und Produkte in der Datenverarbeitung - ein integ-
riertes betriebswirtschaftliches Standardsoftwarepaket.

B2	 Verwaltung und Bewirtschaftung des Landesimmo-
bilienbestandes

1	 Vorbemerkung

1.1	 Der Brandenburgische Landesbetrieb für Liegenschaf-
ten und Bauen (BLB) hat die Liegenschaften des vor-
maligen Ressortvermögens - ohne Liegenschaften der 
Hochschulen und Universitäten des Landes sowie der 
Justizvollzugsanstalten - wie ein wirtschaftlicher Eigen-
tümer übernommen. 

1.2	 Von der Übernahme der Liegenschaften sind Forst- und 
Naturschutzflächen, öffentliche Straßen (einschließlich 
Straßenmeistereien), Gewässerrandstreifen, wasserwirt-
schaftlich benötigte Flächen I. und II. Ordnung sowie 
Flächen des Gemeingebrauchs ausgenommen. 

1.3	 Durch den Einsatz betriebswirtschaftlicher Steuerungs-
instrumente und die Bereitstellung der Liegenschaften 
im Rahmen des Vermieter-Mieter-Modells (VMM) hat 
der BLB Transparenz über die Kosten mit dem Ziel zu 
schaffen, nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
die bestmögliche Nutzung der landeseigenen Liegen-
schaften zu bewirken und die Landesbehörden bedarfs-
gerecht unterzubringen.

2	 Verwaltung und Bewirtschaftung

2.1	 Der BLB verwaltet und bewirtschaftet die in seinem 
wirtschaftlichen Eigentum befindlichen Liegenschaften.

	 Dies umfasst insbesondere:

a)	 die Bereitstellung beziehungsweise die Überlas-
sung der Liegenschaften zur Unterbringung der Be-
hörden und Einrichtungen des Landes gegen Zah-
lungen von Nutzungsentgelten und Betriebs- sowie 
Nebenkosten,

b)	 die Wahrnehmung der Zustandsverantwortung 
nach der Brandenburgischen Bauordnung (Gewähr
leistung der Standsicherheit, des Brandschutzes 
etc.) und die Verkehrssicherungspflicht des Grund-
besitzes,

c)	 die Sicherstellung des ordnungsgemäßen Betriebs 
der im wirtschaftlichen Eigentum befindlichen Lie-
genschaften (Gebäude, bauliche Anlagen, techni-
sche Anlagen [Betriebstechnik] und Außenanlagen) 
sowie die Ver- und Entsorgung der Liegenschaften 
und der darauf befindlichen Gebäude (insbesondere 
Heizung, elektrische Energie, Gas, Be- und Ent-
wässerung, Müllabfuhr, Straßenreinigung), die Rei-
nigung und die Bewachung,

d)	 die Durchführung von Baumaßnahmen und In-
standhaltung der baulichen Anlagen.

2.2	 Das Ressortvermögen wird von der jeweiligen hausver-
waltenden Dienststelle verwaltet und bewirtschaftet. 
Die Aufgaben der Eigentumssicherung nimmt der BLB 
im Auftrag des für Finanzen zuständigen Ministeriums 
grundsätzlich auch für das Ressortvermögen wahr.

B3	 Zentrales Flächenmanagement und Unterbrin-
gungsplanung 

1	 Vorbemerkung

1.1	 Das zentrale Flächenmanagement und die Unterbrin-
gungsplanung dienen der flächenoptimierten Unter-
bringung der Landesverwaltung (Bedarfsdeckung und 
Unterbringungsoptimierung) sowie der Vorbereitung 
und Durchführung von Bau- und Unterbringungsmaß-
nahmen unter Berücksichtigung des landeseigenen Lie-
genschaftsbestandes. Es beinhaltet die Erfassung der 
Bestandsunterbringung und Nutzung sowie Planung 
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möglicher Unterbringungsoptionen mit dem Ziel einer 
strategischen Steuerung der Unterbringung innerhalb 
der Landesverwaltung. 

1.2	 In das zentrale Flächenmanagement und in die Unter-
bringungsplanung sind alle Landesliegenschaften so-
wohl im wirtschaftlichen Eigentum des Brandenburgi-
schen Landesbetriebes für Liegenschaften und Bauen 
(BLB) als auch im Ressortvermögen, soweit diese der 
Unterbringung dienen, einzubeziehen. 

	 Anmietungen sowie Ankäufe von Dritten sind einzube-
ziehen, sofern keine landeseigenen Liegenschaften zur 
Verfügung stehen oder zumindest nicht auszuschließen 
ist, dass diese im Ergebnis einer noch durchzuführen-
den Varianten- und Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 
(Abschnitt B4) als bedarfsdeckende Variante in Be-
tracht zu ziehen sind.

1.3	 Für das zentrale Flächenmanagement und für die Un-
terbringungsplanung ist der BLB verantwortlich. Unab-
dingbare Voraussetzung hierfür ist die Mitwirkung der 
nutzenden Verwaltungen und der fachlich zuständigen 
Nutzerministerien.

	 Jegliche nicht nur unwesentliche Veränderung der Inan-
spruchnahme von Flächen (Änderung des Raumbe-
darfs, Leerstand, Änderung des Nutzungszwecks und 
Ähnliches) ist dem BLB frühzeitig vom fachlich zu-
ständigen Nutzerministerium anzuzeigen und vom 
BLB zu erfassen und zu dokumentieren.

1.4	 Die Ergebnisse der Flächenanalysen des vom BLB  
bewirtschafteten Landesimmobilienbestandes werden  
- soweit möglich beziehungsweise sachdienlich - aus-
gewertet und in sogenannten Liegenschafts- bezie-
hungsweise Standortkonzepten zusammengefasst. In 
ihnen werden unter anderem auch Vorschläge zur  
Deckung von Mehr- und gegebenenfalls Abbau von 
Minderbedarfen festgehalten.

2	 Liegenschafts- und Standortkonzepte 

2.1	 Aufgabe des BLB ist es, im Rahmen des zentralen Flä-
chenmanagements Liegenschafts- beziehungsweise 
Standortkonzepte zu erarbeiten. Liegenschaftskonzepte 
erfassen eine Liegenschaft, Standortkonzepte erfassen 
regional zusammenhängende Teile des Landes mit ei-
ner Häufung von Behörden und Einrichtungen des Lan-
des und weiteren Institutionen.

	 Ziel ist eine geordnete und an langfristigen Zielen orien-
tierte Unterbringungskonzeption (Entwicklungsplanung), 
die finanzielle und liegenschaftliche Ressourcen optimal 
nutzt und zukünftige Entwicklungspotenziale sicherstellt. 

2.2	 Grundlagen hierfür sind:

-	 Beschlüsse von Landtag und Landesregierung,

-	 Festlegungen zur Raumordnung (übergeordnete 
und regionale Planung) sowie zur örtlichen Bauleit-
planung, 

-	 ressortspezifische Behördenaufbau- beziehungs-
weise Behördenstrukturkonzepte, 

-	 Kabinettentscheidungen zur Personalbedarfspla-
nung,

-	 die Raum- und Flächennorm des Landes Branden-
burg,

-	 von den fachlich zuständigen Nutzerministerien ge-
nehmigte Raumbedarfspläne und

-	 Bedarfsanmeldungen der fachlich zuständigen Nut-
zerministerien gemäß Abschnitt B4.

2.3	 Die Konzepte enthalten mindestens:

-	 Erläuterungen zur räumlichen Abgrenzung,
-	 Lagepläne/Grundrisse,
-	 Angaben zu Grundlagen und Datenquellen,
-	 die Darstellung des aktuellen Standes der Unter-

bringung mit überschlägigem Flächenabgleich 
(Flächenbedarf, Flächennutzung gemäß Einzelnut-
zungsvereinbarung),

-	 die Darstellung des kurz- und mittelfristigen Flä-
chenbedarfs und dessen perspektivische Entwick-
lung geordnet nach nutzenden Verwaltungen auf 
der Grundlage der Abstimmungsgespräche nach 
Nummer 2.4, 

-	 die mittelfristige Planung der Unterbringung, so-
weit bekannt, mit Flächen- und Kostenentwick-
lung,

-	 Maßnahmen zur Realisierung der Planung mit Zeit-
plan und Kostenermittlung,

-	 die Einschätzung zur Entbehrlichkeit von Liegen-
schaften und/oder einzelnen Gebäuden, gegebenen-
falls auch zu deren Verwertungsaussichten.

2.4	 Der BLB wird sich regelmäßig, mindestens im zweijäh-
rigen Turnus, mit den fachlich zuständigen Nutzer
ministerien zu Bedarfs- und/oder Nutzungsänderungen 
in dem jeweiligen Geschäftsbereich abstimmen. Die 
Ergebnisse dieser Abstimmungen sind vom BLB zu 
dokumentieren. 

	 Die betroffenen Landesbehörden, Einrichtungen des 
Landes und Landesbetriebe sind verpflichtet, an der 
Erarbeitung gemäß Nummer 1.3 mitzuwirken und dem 
BLB die erforderlichen Daten zur Verfügung zu stel-
len.

2.5	 Die Konzepte werden den fachlich zuständigen Nutzer-
ministerien vorgestellt. Deren Anregungen und Ein-
wände sind vom BLB innerhalb von sechs Monaten 
abzuwägen. Dies ist zu dokumentieren. Die Konzepte 
sind anschließend vom BLB freizugeben und dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium zu übergeben.

2.6	 Die Konzepte werden bei Bedarf oder spätestens nach 
fünf Jahren überprüft und fortgeschrieben. 
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B4	 Bedarfsanmeldung (Aufstellung der Entscheidungs-
unterlage-Bedarfsdeckung [ES-Bedarfsdeckung])

1	 Vorbemerkung

1.1	 Maßnahmen zur Bedarfsdeckung von Landesbehörden, 
Einrichtungen des Landes und Landesbetrieben sind 
durch eine Entscheidungsunterlage-Bedarfsdeckung 
anzumelden. Dabei kann es sich um einen flächenbezo-
genen Unterbringungsbedarf, aber auch um einen Be-
darf mit ausschließlich baulichen oder technischen An-
forderungen handeln.

	 Die Anmeldung hat durch das fachlich zuständige Nut-
zerministerium zu erfolgen. Adressat der Anmeldung 
ist der Brandenburgische Landesbetrieb für Liegen-
schaften und Bauen (BLB). 

1.2	 Für neue Bedarfe sind Bedarfsplanungen auf Grund
lage der DIN 18205 „Bedarfsplanung im Bauwesen“1 in 
Verantwortung der nutzenden Verwaltung und des fach-
lich zuständigen Nutzerministeriums (Bedarfsträger) 
durchzuführen. 

	 Sie umfassen die Klärung der Rahmenbedingungen, 
das Aufstellen der Projektziele2 und die Erstellung des 
Bedarfsplans3 als Grundlage für die Entscheidung über 
die Art und Weise der Bedarfsdeckung4 und dienen der 
Ermittlung und Erläuterung des Bedarfs als wesentliche 
Grundlage für die weiteren Untersuchungen. 

1.3	 Die Nutzeranforderungen sind eindeutig und abschlie-
ßend zu definieren. Eine vollständige und verbindliche 
Bedarfsplanung ist im Hinblick auf die Verbindlichkeit 
der Haushaltsunterlage-Bau (HU-Bau) mit ihrer Kosten
obergrenze unverzichtbar.

1.4	 Die Bedarfsplanung ist nicht Teil der Grundleistungen 
der Grundlagenermittlung (Gebäude und Innenräume, 
Leistungsphase 1 gemäß Honorarordnung für Architek-
ten und Ingenieure [HOAI]), sondern sie stellt vielmehr 
(im Sinne einer Leistungsphase 0) eine Voraussetzung 
für die Grundlagenermittlung dar.

	
1.5	 Eine Bedarfsplanung ist nicht erforderlich, wenn

-	 der Bedarf voraussichtlich im Rahmen einer Klei-
nen Baumaßnahme (KBM nach Abschnitt D) mit 
Gesamtbaukosten bis zu 500 000 Euro gedeckt 
werden kann, es sein denn, es handelt sich um eine 
flächenmäßige Erweiterung;

-	 ausschließlich Maßnahmen an technischen Anlagen 
beabsichtigt sind;

-	 der Unterbringungsbedarf für einen Zeitraum von 
maximal 24 Monaten (Interimsmaßnahme) besteht, 
sofern über eine dauerhafte Anschlussnutzung be-
reits entschieden wurde.

	 In diesen Fällen ist der geltend gemachte Bedarf an-
hand der bedarfsauslösenden Gründe5 vom fachlich zu-
ständigen Nutzerministerium formlos zu begründen 

und der BLB hat den geltend gemachten Bedarf in eige-
ner Zuständigkeit hinsichtlich Zweckmäßigkeit und 
Einhaltung der Wirtschaftlichkeit zu prüfen.

2	 Verfahren

2.1	 Bedarfsfeststellung

	 Als Voraussetzung für die Aufstellung der ES-Bedarfs-
deckung ist vor Anmeldung eines Bedarfs von der nut-
zenden Verwaltung nachzuweisen, ob und in welchem 
Umfang ein Unterbringungs- oder Baubedarf - Bedarfs-
feststellung - tatsächlich besteht. Im Rahmen einer an-
gemessenen Varianten- und Wirtschaftlichkeitsbetrach-
tung hat die nutzende Verwaltung darzustellen, ob für 
den Bedarf überhaupt eine Unterbringungs- oder Bau-
maßnahme6 erforderlich ist oder ob andere relevante 
Lösungsmöglichkeiten (Umstrukturierungen, Aufga-
benverlagerungen, Umnutzungen etc.) bestehen. Dabei 
sind die Wirtschaftlichkeit der Lösungsvarianten zu 
vergleichen und die Realisierbarkeit unter Berücksich-
tigung der mittelfristigen Ressortplanungen7 und der 
Prioritätensetzung gegenüber anderen angemeldeten 
Bau- beziehungsweise Unterbringungsbedarfen des 
Ressorts vom fachlich zuständigen Nutzerministerium 
zu bewerten.

	 Das Ergebnis ist zu dokumentieren und vom fachlich 
zuständigen Nutzerministerium zu genehmigen. Die 
Dokumentation hat mindestens folgende Unterlagen zu 
enthalten:

-	 Erläuterung der bedarfsauslösenden Gründe,
-	 bei flächenmäßiger Erweiterung: den aktualisierten 

Stellenplan (Muster 12) und das daraus resultieren-
de Raumbedarfsprogramm (Muster 13) einschließ-
lich der Soll-Ist-Vergleiche, 

-	 gegebenenfalls Aussagen zu erforderlicher grund-
stücksmäßiger Erweiterung,

-	 Einschätzung der prinzipiellen Finanzierbarkeit zur 
Durchführung der Baumaßnahme in den Folgejah-
ren, im Vermieter-Mieter-Modell (VMM) auch hin-
sichtlich der gegebenenfalls erhöhten Miete,

-	 terminliche Anforderungen/geplanten Nutzungs-
zeitraum.

2.2	 Aufstellung der ES-Bedarfsdeckung

	 Kommt die nutzende Verwaltung im Einvernehmen mit 
dem fachlich zuständigen Nutzerministerium bezie-
hungsweise im VMM mit dem BLB im Rahmen der 
Bedarfsfeststellung nach Nummer 2.1 zum Ergebnis, 
dass der Bedarf wirtschaftlich voraussichtlich nur durch 
Realisierung einer Baumaßnahme gedeckt werden 
kann, und hat die oder der Beauftragte für den Haushalt 
des fachlich zuständigen Nutzerministeriums haus-
haltsseitig sein Einvernehmen unter Beachtung der mit-
telfristigen Finanzplanung für den Lösungsvorschlag 
erteilt, ist für den Bau- beziehungsweise Unterbrin-
gungsbedarf die ES-Bedarfsdeckung von der nutzen-
den Verwaltung aufzustellen. 
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	 Die ES-Bedarfsdeckung besteht aus der vom fachlich 
zuständigen Nutzerministerium gebilligten

-	 konkretisierten Bedarfsfeststellung (nach Num
mer 2.2.1),

-	 Untersuchung der Art und Weise der Bedarfs
deckung (Varianten- und Wirtschaftlichkeitsunter
suchung nach § 7 der Landeshaushaltsordnung 
[LHO]) (nach Nummer 2.2.2) und

-	 Festlegung zur Art und Weise der Bedarfsdeckung 
(nach Nummer 2.2.3).

	 Der BLB ist für alle Leistungen, die baufachlichen 
Sachverstand erfordern, zu beteiligen. Er berät und un-
terstützt vornehmlich hinsichtlich liegenschaftlicher, 
baufachlicher und technischer Belange auf schriftlichen 
Antrag des fachlich zuständigen Nutzerministeriums. 
Diesem Antrag sind die Dokumentation einschließlich 
des haushaltsseitigen Einvernehmens des fachlich zu-
ständigen Nutzerministeriums zur Bedarfsfeststellung 
nach Nummer 2.1 beizufügen.

	 Der BLB hat die nutzende Verwaltung und das fachlich 
zuständige Nutzerministerium insbesondere hinsichtlich

-	 des Raumbedarfs in Bezug auf Funktionalität und 
Zweckmäßigkeit,

-	 der qualitativen und quantitativen Bedarfsanforde-
rungen einschließlich der Auswirkungen auf Inves-
titions- und Folgekosten,

-	 der Ermittlung des Kostenrahmens nach DIN 2761 
und

-	 einer realistischen Terminplanung

	 baufachlich zu beraten und zu unterstützen und dabei 
auf die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit zu achten und auf deren Einhaltung hinzuwirken. 

	 Sind aus fachlicher Sicht darüber hinaus ingenieurtech-
nische Beratungsleistungen erforderlich, sind vom 
BLB in Abstimmung mit der nutzenden Verwaltung 
freiberuflich Tätige mit entsprechender Qualifizierung 
einzuschalten.

	 Der BLB hat auch darauf zu achten, dass die Nutzerfor-
derungen vollständig enthalten, umfassend beschrieben 
und abschließend definiert sind, damit die Aufgaben-
stellung eindeutig und verbindlich ist und auf dieser 
Grundlage alle nachfolgenden Planungsleistungen er-
bracht werden können. Er hat die Nutzeranforderungen 
auf ihre Angemessenheit und grundsätzliche Umsetz-
barkeit zu überprüfen und gegebenenfalls Änderungen 
vorzuschlagen. 

	 Die baufachliche Beratung des BLB schließt mit einer 
Stellungnahme des BLB ab.

2.2.1	 Konkretisierung der Bedarfsfeststellung (nutzerspezifi-
sche Bedarfsplanung)

2.2.1.1	 Die nutzende Verwaltung hat die nach Nummer 2.1 er-
arbeitete Bedarfsfeststellung zu qualifizieren und be-

züglich der nutzerspezifischen Anforderungen weiter 
zu konkretisieren. Diese nutzerspezifische, objektunab-
hängige Bedarfsplanung definiert die Aufgabenstellung 
für den BLB als wesentliche Grundlage für die weiteren 
Untersuchungen und Planungen (gegebenenfalls als 
Auslobungsunterlage für die Durchführung eines Ar-
chitekturwettbewerbs) zur Bedarfsdeckung. 

	 Bei Entscheidung für eine Eigenbaumaßnahme ist sie 
Voraussetzung und Grundlage für die Vorbereitung und 
Durchführung dieser Baumaßnahme.

	 Die erforderlichen Angaben und Unterlagen für die Be-
darfsplanung sind im Einzelnen in Abschnitt F Num-
mer 2 beschrieben.

2.2.1.2	 Die Arbeitsschritte und das Ergebnis der nutzerspezifi-
schen Bedarfsplanung sind nachvollziehbar zu doku-
mentieren. Dieses Arbeitsdokument stellt neben der 
Beschreibung der Ausgangslage, den Projektzielen und 
den Rahmenbedingungen die qualitativen und quantita-
tiven Anforderungen der nutzenden Verwaltung voll-
ständig und prüfbar in schriftlicher Form dar. 

	 Die erstellten Arbeitsdokumente sind als Bedarfsplan 
zusammenzustellen und vom fachlich zuständigen Nut-
zerministerium zu billigen. Damit ist der Bedarfsplan 
für die weitere Planung verbindlich. Bei Änderungen 
oder Anpassungen ist der Bedarfsplan von der nutzen-
den Verwaltung fortzuschreiben und erneut vom fach-
lich zuständigen Nutzerministerium zu billigen.

2.2.1.3	 Im wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im VMM) ist 
die nutzerspezifische Bedarfsplanung darüber hinaus 
rechtzeitig um den bewirtschaftungs- und betreiberspe-
zifischen Bedarf des BLB zu ergänzen und im weiteren 
Verfahren zu berücksichtigen.

2.2.1.4	 Die Beteiligten - nutzende Verwaltung, fachlich zustän-
diges Nutzerministerium und BLB - haben sich einan-
der unverzüglich in Kenntnis zu setzen, wenn sich ob-
jektive Grundlagen der Bedarfsplanung oder die zu-
grunde gelegte Datenbasis geändert haben. Ebenso un-
verzüglich sind das Verfahren und der Terminplan für 
die dann notwendige Überarbeitung der Bedarfspla-
nung abzustimmen.

2.2.2	 Untersuchung der Art und Weise der Bedarfsdeckung - 
Varianten- und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen

2.2.2.1	 Auf der Grundlage der vom fachlich zuständigen Nut-
zerministerium gebilligten nutzerspezifischen Bedarfs-
planung (nach Nummer 2.2.1.1) ist im Ressortvermö-
gen (außerhalb des VMM) von der nutzenden Verwal-
tung und im wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im 
VMM) vom BLB zu untersuchen, auf welche Art und 
Weise (Variantenuntersuchung) der festgestellte Bedarf 
unter Beachtung der Wirtschaftlichkeit gemäß § 7 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) in Verbindung mit den 
Verwaltungsvorschriften zu § 7 LHO (VV zu § 7 LHO) 
gedeckt werden kann. Dabei ist die „Arbeitsanleitung 
Einführung in Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen“ (An-
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lage 1 zu VV Nr. 2.5 zu § 7 LHO) und der Abschnitt K5 
zu beachten. 

2.2.2.2	 Die Untersuchung hat zum Ziel, wesentliche bauliche, 
planungs- und baurechtliche Gegebenheiten quantitativ, 
qualitativ und kostenmäßig so zu erfassen, dass die al-
ternativen Möglichkeiten der Bedarfsdeckung sowie 
die Gesamtwirtschaftlichkeit der Maßnahme grundsätz-
lich bewertet werden können. Dabei ist in einer verglei-
chenden Betrachtung und Abwägung die Entscheidung 
für die zu realisierende Variante der Bedarfsdeckung 
herbeizuführen. Dabei erfolgt auch eine Beurteilung 
der grundsätzlichen Finanzierbarkeit der Varianten.

	 Die Untersuchung und Bewertung hat für alle Varianten 
nach den in der nutzerspezifischen Bedarfsplanung 
festgelegten einheitlichen quantitativen und qualitati-
ven Anforderungen zu erfolgen.

	 Sie beinhaltet einen Kostenrahmen nach DIN 2768. Die 
späteren Betriebs- und sonstigen Nutzungskosten sind 
zu beachten (Lebenszykluskosten). Bei der Ermittlung 
der Nutzungskosten können die Kennwerte beispiels-
weise aus PLAKODA9 zugrunde gelegt werden. 

2.2.2.3	 Der Aufwand für die Varianten- und Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung und deren Untersuchungstiefe muss 
im angemessenen Verhältnis zu den finanziellen Aus-
wirkungen (Baukosten, Nutzungsentgelt beziehungs-
weise Miete, Betriebskosten) der Maßnahme stehen 
und richtet sich im Einzelfall nach den Erfordernissen 
einer verlässlichen Grundlage für die Entscheidungs-
findung. Davon ausgehend können ungeeignete Fälle 
und Schritte der Variantenuntersuchung von der Bear-
beitung ausgeschlossen werden.

	 Bei Neubauten kann die Realisierbarkeit über eine Bau-
massenstudie nachgewiesen werden. Die Ermittlung 
des Kostenrahmens erfolgt in diesen Fällen über Kos-
tenkennwerte.

2.2.2.4	 Als Varianten sind folgende Fälle und ihre Kombinatio-
nen zu untersuchen:

-	 Bedarfsdeckung im verfügbaren Gebäudebestand 
(in Landeseigentum10 beziehungsweise in bereits 
angemieteten oder anderweitig überlassenen frem-
den Flächen),

-	 Neu-, Um- oder Erweiterungsbaumaßnahmen als 
Eigenbaumaßnahme,

-	 Ankauf vorhandener baulicher Anlagen, einschließ-
lich eventuell notwendiger Umbau- oder Erweite-
rungsbaumaßnahmen,

-	 Anmietung von Immobilien, einschließlich eventu-
ell notwendiger Umbau- oder Erweiterungsbau-
maßnahmen,

-	 Öffentlich Private Partnerschaft11 (mit ÖPP-Eig-
nungstest). 

	 Der BLB hat den ÖPP-Eignungstest12 für die Maß-
nahme durchzuführen. Bei positivem ÖPP-Eig-
nungstest wird der BLB vom fachlich zuständigen 

Nutzerministerium mit der Erstellung des vorläufi-
gen Public Sector Comparator (PSC)13 für den prä-
ferierten Standort beauftragt. Der BLB hat die Kos-
ten für die Eigenbau- und Betriebslösung auf der 
Grundlage der nutzerspezifischen Bedarfsplanung 
nach Nummer 2.2.1 einschließlich der Risikokosten 
unter Einbeziehung des Lebenszyklusprinzips zu 
ermitteln. Ausgehend von einer möglichst präzisen 
Ermittlung des PSC sind die Kosten für die ÖPP-
Variante im Rahmen einer vorläufigen Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung durch den BLB abzuschät-
zen. Bei der Untersuchung der ÖPP-Beschaffungs-
variante ist der Leitfaden „Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen bei PPP-Projekten“14 zu beachten.

	 Ist die mangelnde Eignung einer Maßnahme für 
eine Realisierung als ÖPP ohne Eignungstest offen-
sichtlich, bedarf es keiner weiteren Untersuchung.

	 Wenn im Ausnahmefall zur Durchführung der Varianten-
untersuchung vertiefte Planungsleistungen erforderlich 
werden, sind diese rechtzeitig vom BLB zu veranlassen.

	 Sofern Varianten ohne weitere Prüfung ausgeschlossen 
werden können (zum Beispiel auf Grund eines zwin-
gend vorgegebenen Standortes, von Geheimschutz- 
oder besonderen baulichen Anforderungen), ist dies zu 
begründen und zu dokumentieren. Fehlende Haushalts-
mittel sind regelmäßig kein Rechtfertigungsgrund, eine 
fachlich geeignete Variante auszuschließen. Gibt es nur 
eine Möglichkeit der Bedarfsdeckung gilt die Wirt-
schaftlichkeit als nachgewiesen, wenn der Sachverhalt 
in nachvollziehbarer Weise schriftlich dokumentiert ist.

	 Bei der Variantenuntersuchung sind die Festlegungen der 
Standort- und Liegenschaftskonzepte nach Abschnitt B3 
Nummer 2 zu berücksichtigen. Bei umfassenden Liegen-
schaftsentwicklungen ist die Erstellung eines liegen-
schaftsbezogenen Ausbaukonzeptes erforderlich.

2.2.2.5	 Die Ergebnisse der Varianten- und Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen zur Bedarfsdeckung sind zu dokumen-
tieren. Die Unterlagen sind im Einzelnen in Abschnitt F 
Nummer 2.2 beschrieben.

2.2.2.6	 Die Varianten- und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
sind von der nutzenden Verwaltung fortzuschreiben, so-
fern sich wesentliche Parameter verändert haben.

2.2.3	 Festlegung der Art und Weise der Bedarfsdeckung

2.2.3.1	 Im Ressortvermögen (außerhalb des VMM) gibt der 
BLB gegenüber der nutzenden Verwaltung und dem 
fachlich zuständigen Nutzerministerium nach Varian-
ten- und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung eine begrün-
dete Empfehlung15 zur Bedarfsdeckung ab. Das fach-
lich zuständige Nutzerministerium entscheidet, auf 
welche Weise der Bedarf gedeckt werden soll. 

	 Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet 
das für Finanzen zuständige Ministerium nach Anhö-
rung der Beteiligten.
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	 Im Falle der Bedarfsdeckung durch Eigenbau beauf-
tragt das fachlich zuständige Nutzerministerium durch 
Übersendung des Bauantrages den BLB mit der Pla-
nung. 

2.2.3.2	 Im wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im VMM) gibt 
der BLB nach Varianten- und Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung gegenüber der nutzenden Verwaltung und dem 
fachlich zuständigen Nutzerministerium eine begrün-
dete Empfehlung16 zur Bedarfsdeckung ab. 

	 Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet 
das für Finanzen zuständige Ministerium nach Anhö-
rung der Beteiligten.

	 Mit dem Abschluss einer Vorvereinbarung über die 
Durchführung der Maßnahme erteilt das fachlich zu-
ständige Nutzerministerium die Freigabe. 

2.2.3.3	 Die Ergebnisse der Festlegung zur Bedarfsdeckung 
sind zu dokumentieren. Die Unterlagen sind im Einzel-
nen in Abschnitt F Nummer 2.3 beschrieben.

 1	 Eingeführt mit Erlass des Ministeriums der Finanzen vom 17. Juli 2017. Die 
Norm unterstützt die Anwender darin, die Aufgabenstellung hinsichtlich Pla-
nung, Bau, Nutzung und Betrieb möglichst allumfassend und eindeutig zu 
bestimmen. Sie dient als Arbeitsgrundlage sowohl zur Ermittlung der nutzer-
spezifischen Bedarfsanforderungen als auch zur zielgerechten Darstellung 
des Bedarfs nach einer standardisierten - einheitlichen - Vorgehensweise 
für den Prozess der Bedarfsplanung einschließlich der Untersuchung zur 
Bedarfsdeckung. Von der DIN 18205 können keine Bedarfsanforderungen 
abgeleitet werden. Untersucht werden müssen nur begründete Projektziele, 
die auch umgesetzt werden können. Mit der Bedarfsplanung sind realistische 
und angemessene Anforderungen an zukünftige Flächen, Räume, Bauteile, 
Außenanlagen etc. zu formulieren.

 2	 Projektziele nach DIN 18205 „Bedarfsplanung im Bauwesen“ Nummer 4.2.
 3	 Bedarfsplan nach DIN 18205 „Bedarfsplanung im Bauwesen“ Num- 

mern 3.3, 4.4, 5.2.
 4	 Bedarfsdeckung nach DIN 18205 Nummer 4.5.
 5	 Als konkrete Aufgabenstellung für die Planung und weiterer Untersuchun-

gen ist ein Arbeitsdokument - in angemessenem Maß - von der nutzenden 
Verwaltung zu erstellen, in welchem anhand der Ausgangslage die be-
darfsauslösenden Gründe und die Unterbringungs- beziehungsweise Aus-
bauziele vollständig und für den BLB prüfbar dargelegt sind.

 6	 Beispielsweise Sanierung vorhandener Gebäude, Anmietung, Mietkauf, Pro-
jekt in Öffentlich Privater Partnerschaft (ÖPP-Projekt).

 7	 Ressortplanungen hinsichtlich Entwicklungskonzeptionen (beispielsweise 
auf Basis von Zielzahlen flächenbezogener Studienplätze, Nachweis fehlen-
der Hörsäle und/oder Seminarräume, Erhöhung der Essenteilnehmer in Kan-
tinen und Mensen) oder Neustrukturierungen in den Verwaltungen sowohl 
flächenmäßig als auch bezüglich der mittelfristigen Finanzplanung.

 8	 DIN 276 „Kosten im Hochbau“ (in der jeweils geltenden Fassung).
 9	 PLAnungs- und KOsten-DAten (Kostenplanungsprogramm des Bundes und 

der Länder).
 10	 Flächen im allgemeinen Grundvermögen (AGV), Ressortvermögen oder im 

wirtschaftlichen Eigentum des BLB.
 11	 Diese Variante zur Bedarfsdeckung ist nur auf ausdrückliche Anweisung des 

für Finanzen zuständigen Ministeriums zu untersuchen.
 12	 ÖPP-Eignungstest: Qualitative Untersuchung, die sich vor Projektbeginn 

mit der Frage auseinandersetzt, ob ein bestimmtes Vorhaben grundsätzlich 
geeignet ist, als ÖPP-Projekt realisiert zu werden. Dabei werden sowohl pro-
jektbezogene Eignungskriterien, wie Investitionsvolumen, Übertragung von 
Dienstleistungen, Fördermittel und Standort, als auch nicht-projektbezogene 
Eignungskriterien, wie Risikoverteilung, Leistungsbeschreibung, Akzeptanz 
von Politik und Öffentlichkeit, verwaltungsbezogene Hindernisse, unter-
sucht.

 13	 Der Public Sector Comparator (PSC) ermöglicht als Referenzwert den Ver-
gleich einer Eigenbaumaßnahme mit einem ÖPP-Projekt. Im Rahmen der 
Erarbeitung des PSC werden die Summen aller Kosten und gegebenenfalls 
Erlöse geschätzt, die während des Betrachtungszeitraumes für die Eigenbau-
maßnahme voraussichtlich anfallen werden. Der PSC ist die Kostenober-
grenze im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, die bei definierten 

Qualitäten und Standards im ÖPP-Verfahren vom privaten Bieter im Ver-
gleich nicht überschritten werden darf.

 14	 Gemäß Leitfaden „Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Projekten“ 
(Anlage 2 zu VV Nr. 2.6 zu § 7 LHO).

 15	 Gemäß Zuständigkeit des BLB (vergleiche § 2 Buchstabe c des Errichtungs-
erlasses des Brandenburgischen Landesbetriebes für Liegenschaften und 
Bauen vom 22. Dezember 2005 [ABl. S. 1129]).

 16	 Gemäß Zuständigkeit des BLB (vergleiche § 2 Buchstabe a und c des Errich-
tungserlasses des Brandenburgischen Landesbetriebes für Liegenschaften 
und Bauen vom 22. Dezember 2005 [ABl. S. 1129]).

C	 Bauunterhaltung

1	 Allgemeines

1.1	 Abgrenzung Bauunterhaltung zu Maßnahmen nach den 
Abschnitten D und E

	 Zur Bauunterhaltung gehören die Maßnahmen, die der 
Instandsetzung oder dem Funktionserhalt der baulichen 
Anlagen einschließlich der technischen Anlagen (Be-
triebstechnik) und der Außenanlagen oder der Rückfüh-
rung in diese dienen1, jedoch nicht Wartung und Ins-
pektionen sowie die Herrichtung, die durch eine neue 
Zweckbestimmung erforderlich wird.

	 Die Bauunterhaltung dient neben der Werterhaltung 
auch dem Erhalt der Sicherheit der Gebäude und der 
baulichen Anlagen. Zur Bauunterhaltung gehört auch 
die Ersatzbeschaffung von technischen Anlagen. 

	 Die Regelungen zur Aktivierungspflicht sind bei Bau-
unterhaltungsmaßnahmen im wirtschaftlichen Eigen-
tum des Brandenburgischen Landesbetriebes für Lie-
genschaften und Bauen (BLB) im Vermieter-Mieter-
Modell (VMM) zu beachten. 

	 Investive Maßnahmen sind nach den Abschnitten D 
und E durchzuführen. Dazu gehören zum Beispiel auch 
mehrjährige Instandsetzungs- und Modernisierungs-
maßnahmen, welche zu einer wesentlichen Verände-
rung der Bausubstanz und einer nachhaltigen Erhöhung 
des Gebrauchswertes und wesentlichen Verlängerung 
der Nutzungsdauer einer baulichen Anlage, einer tech-
nischen Anlage oder Außenanlage führen.  

	 Die Bauunterhaltungspflicht beginnt mit dem Tag der 
Übernahme beziehungsweise Teilübernahme von bauli-
chen Anlagen und technischen Anlagen (vergleiche Ab-
schnitt H Nummer 1). Davon unberührt bleibt die Ver-
folgung etwaiger Mängelansprüche. 

	 Auf Liegenschaften oder für bauliche Anlagen, die mit-
telfristig nicht mehr benötigt werden, ist der Bauunter-
halt nur in dem Maße durchzuführen, wie dies für die 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs und der Ver-
kehrssicherheit erforderlich ist. 

1.2	 Investive Anteile bei Bauunterhaltungsmaßnahmen

	 Im Zuge der Bauunterhaltungsarbeiten können kleine 
bauliche Änderungen oder Ergänzungen mit Gesamt-
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kosten in Höhe bis zu 50 000 Euro im Einzelfall objekt-
bezogen (bauliche Anlage, technische Anlage oder Au-
ßenanlagen) durchgeführt werden, wenn dadurch keine 
wesentliche Substanzveränderung eintritt. Es ist jedoch 
unzulässig, eine in sich sachlich zusammenhängende 
Gesamtmaßnahme in mehrere Einzelmaßnahmen mit 
Gesamtkosten in Höhe bis zu 50 000 Euro zu untertei-
len.

1.3	 Zuständigkeiten

1.3.1	 Zur Bauunterhaltung in Liegenschaften des Landes ist 
die hausverwaltende Dienststelle (vergleiche Abschnitt A 
Nummer 4.4, 4.4.1 und 4.4.2) verpflichtet, soweit nicht 
diese Pflicht einem Dritten auferlegt ist oder eine Sonder-
regelung besteht. 

	 Die hausverwaltende Dienststelle ist damit zur Bau
unterhaltung und zum ordnungsgemäßen Betrieb der 
Liegenschaften (bauliche Anlagen, technische Anlagen 
und Außenanlagen) verantwortlich. Sie trägt die Zu-
standsverantwortung nach der Brandenburgischen Bau-
ordnung (BbgBO) hinsichtlich Gewährleistung der 
Standsicherheit, des Brandschutzes etc. sowie die Ver-
kehrssicherungspflicht. 

	 Die hausverwaltende Dienststelle ist auch für die Bau-
unterhaltung derjenigen gemieteten oder gepachteten 
Liegenschaften zuständig, zu deren Unterhaltung sich 
das Land verpflichtet hat. 

	 Die fachliche Verantwortung des BLB für die ord-
nungsgemäße Durchführung der Bauunterhaltungs-
maßnahmen bleibt davon unberührt.

	
1.3.2	 Liegenschaften außerhalb des VMM (im Ressortver-

mögen)

	 Das fachlich zuständige Nutzerministerium ist für die 
zu seinem jeweiligen Geschäftsbereich gehörende 
hausverwaltende Dienststelle verantwortlich. 

	 Mit Ausnahme des „Kleinen Bauunterhalts“ obliegt die 
Durchführung von Bauunterhaltungsmaßnahmen grund-
sätzlich dem BLB. 

	 Die Ausgaben für den „Kleinen Bauunterhalt“ werden 
in den Einzelplänen des fachlich zuständigen Nutzer-
ministeriums veranschlagt.

	 Unter dem „Kleinen Bauunterhalt“ wird der Teil des 
Bauunterhalts verstanden, der folgende Voraussetzun-
gen erfüllt:

-	 er umfasst kleine dringende Instandsetzungsarbei-
ten und Reparaturen,

-	 er verändert die räumliche und technische Struktur 
und Gestaltung eines Gebäudes nicht,

-	 er zieht keine zusätzlichen Bewirtschaftungskosten 
nach sich und

-	 er kann ohne besondere baufachliche und techni-
sche Fachkunde beurteilt, ausgeführt oder beauf-
tragt werden.

	 Der „Kleine Bauunterhalt“ ist durch die hausverwalten-
de Dienststelle zu beauftragen und aus deren Haus-
haltsmitteln zu begleichen. 

1.3.3	 Liegenschaften im VMM
	
	 Bei Liegenschaften im VMM ist der BLB hausverwal-

tende Dienststelle. Im VMM ist für den kleinen Bau
unterhalt die liegenschaftsverwaltende Stelle des BLB 
zuständig.

1.4	 Bei der Ermittlung des Bauunterhaltungsbedarfs und 
Durchführung der Bauunterhaltungsarbeiten sind unter 
anderem der Brandschutz-Leitfaden, die Richtlinie für 
die Überwachung der Verkehrssicherheit von baulichen 
Anlagen, der Leitfaden zum barrierefreien Bauen sowie 
der Leitfaden Nachhaltiges Bauen zu beachten.

	 Die nutzende Verwaltung legt die Schutzbedürftigkeit 
bei baulichen Anlagen fest und macht die notwendigen 
Angaben zu den erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen.

2	 Feststellung des Bauunterhaltungsbedarfs

2.1	 Baubegehung 

2.1.1	 Zur Feststellung der notwendigen Bauunterhaltungs-
maßnahmen führt die hausverwaltende Dienststelle un-
ter Beteiligung des BLB für alle Liegenschaften jähr-
lich - zweckmäßig spätestens drei Monate vor Beginn 
des Haushaltsjahres - Begehungen durch. Es genügen 
dafür auch Abstände von zwei Jahren, wenn in dieser 
Zeit nur routinemäßige Bauunterhaltung notwendig 
wird. 

	 Zur wirtschaftlichen Umsetzung der Bauunterhaltungs-
maßnahmen ist eine Bündelung der Maßnahmen auf 
der Grundlage der Baubedarfsnachweisung (BBN) 
nach Nummer 2.2 anzustreben. 

	 Bei Liegenschaften im VMM ist die Beteiligung der 
nutzenden Verwaltungen (Mieter) an den jährlichen Be-
gehungen vom BLB sicherzustellen. Die Anregungen 
und Bedarfe der nutzenden Verwaltungen sind zu prü-
fen und gegebenenfalls aufzunehmen. 

	
2.1.2	 Wird bei der Baubegehung erkannt, dass Nutzung oder 

Bauzustand rechtlichen Bestimmungen widersprechen, 
ist durch den BLB eine am Gefahrenpotenzial orientierte 
Handlungsanweisung abzugeben und der hausverwalten-
den Dienststelle vorzulegen. Dies ist zu protokollieren. 

	 Die gegebenenfalls erforderlichen weitergehenden Prü-
fungen werden durch den BLB veranlasst. Die Ergeb-
nisse der durchgeführten Untersuchungen werden der 
hausverwaltenden Dienststelle mitgeteilt.
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	 Für den Fall, dass bauliche und technische Anlagen 
kurz vor dem Ende ihres Lebenszyklus stehen, ist ihr 
Austausch oder ihre Nutzung zu prüfen.

2.1.3	 An der Baubegehung zur Feststellung des Baubedarfs 
haben teilzunehmen:

1.	 die hausverwaltende Dienststelle (im Falle des 
VMM identisch mit BLB),

2.	 die nutzende Verwaltung,

3.	 der BLB (nur im Falle des Ressortvermögens),

4.	 Sonderfachleute (beispielsweise Tragwerksplaner, 
Betriebstechniker, Brandschutzgutachter) und

5.	 Eigentümerinnen oder Eigentümer, Vertreterinnen 
oder Vertreter bei Anmietliegenschaften - soweit 
notwendig.

2.2	 Baubedarfsnachweisung - BBN

2.2.1	 Anlässlich der Baubegehung fertigen die hausverwal-
tende Dienststelle und der BLB je Liegenschaft und 
bauliche beziehungsweise technische Anlage eine ge-
meinsame BBN nach Muster 8 C. 

2.2.2	 Bei der Ermittlung der Kosten für die Bauunterhal-
tungsarbeiten, die von der hausverwaltenden Dienst-
stelle durchgeführt werden sollen, berät der BLB die 
hausverwaltende Dienststelle. 

2.2.3	 Bei Liegenschaften im VMM ist der BLB für die Er-
stellung der BBN und Ermittlung der Kosten der Bau-
unterhaltungsarbeiten nach Muster 8 C verantwortlich, 
die nutzende Verwaltung (Mieter) ist nachrichtlich zu 
beteiligen. 

2.3 	 Dringlichkeitsstufen

2.3.1	 Bei der Baubegehung sind die Dringlichkeitsstufen für 
die Bauunterhaltungsarbeiten von den Vertretern der 
beteiligten Dienststellen gemeinsam mit dem BLB fest-
zulegen und in der BBN zu vermerken.

2.3.2	 Die Dringlichkeit der Arbeiten ist wie folgt zu stufen:

	 Dringlichkeit A - �dringend notwendige Maßnahmen, 
die ausgeführt werden müssen.

	 Dringlichkeit B - alle übrigen Maßnahmen.
	
	 Im VMM sind Bauunterhaltungsmaßnahmen gegebe-

nenfalls zusammen mit geplantem Bauunterhalt gemäß 
Instandhaltungskonzept weitestgehend zu investiven 
Baumaßnahmen zu bündeln.

	 Die Maßnahmenliste ist Grundlage für die Mittelver-
wendung im BLB und ist durch den BLB unter Beteili-

gung der hausverwaltenden Dienststelle beziehungs-
weise der nutzenden Verwaltung (Mieter) bei Liegen-
schaften im VMM überjährig fortzuschreiben. 

2.3.3	 Soweit die hausverwaltende Dienststelle beziehungs-
weise nutzende Verwaltung (Mieter) beabsichtigt, von 
der festgelegten Dringlichkeitsstufe abzuweichen, in-
formiert sie den BLB. Widerspricht die Abweichung 
der fachlichen Auffassung des BLB, entscheidet der 
BLB. Das Ergebnis ist in der Maßnahmenliste zu doku-
mentieren.

3	 Veranschlagung der voraussichtlich zu leistenden 
Ausgaben

3.1	 Bei der Veranschlagung der Ausgaben (vergleiche Ab-
schnitt B1) kann von folgenden Kostenansätzen ausge-
gangen werden:

a)	 den in der Baubedarfsnachweisung (BBN) nach 
Dringlichkeitsstufen ausgewiesenen Kosten

b)	 für die Bauunterhaltung gemieteter baulicher Anla-
gen und Liegenschaften den geschätzten Kosten im 
Rahmen der vom Land übernommenen Verpflich-
tung

c)	 im VMM den Kostenansätzen des geplanten Bau-
unterhalts auf Basis der Lebenszykluskostenbe-
rechnung (Bestandteil des Instandhaltungskonzep-
tes).

	 Die Mittel für die Bauunterhaltung bei Liegenschaften 
im VMM werden im Wirtschaftsplan des BLB veran-
schlagt.

3.2	 Für die Ermittlung der Ausgaben gilt Folgendes:

	 Die hausverwaltende Dienststelle hat jährlich für sämt-
liche von ihr zu unterhaltenden Liegenschaften Bege-
hungen zur Feststellung des Bauunterhaltungsbedarfs 
durchzuführen. Dieser Bedarf wird in einer BBN erfasst 
(vergleiche Nummer 2.2). Hierfür ist das Muster 8 C zu 
verwenden. 

	 Der BLB erstellt auf der Grundlage der BBN eine res-
sort- und liegenschaftsbezogene Übersicht mit den ent-
sprechenden Kostenansätzen. Dazu verwendet der BLB 
das Muster 8 D - Ausgabenanmeldung.

	 Bei Bauunterhaltungsmaßnahmen der Ressorts für 
Dritte (beispielsweise Stiftungen) fasst die hausverwal-
tende Dienststelle die vom BLB genannten Maßnah-
men und Kosten zusammen. Dazu wird ebenfalls das 
Muster 8 D verwendet.

	
	 Im VMM dienen die BBN dem jährlich konkret ermit-

telten Baubedarf und untersetzen die Kostenansätze der 
Bauunterhaltungsmaßnahmen gemäß Instandhaltungs-
konzept. 
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3.3	 Die Ausgabenanmeldung ist - spätestens zum 1. De-
zember jedes Jahres - dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium zur Bemessung der Ausgabemittel vorzu-
legen. Die BBN braucht der Ausgabenanmeldung nicht 
beigefügt werden. 

	 Eine weitere Ausfertigung der BBN übersendet der 
BLB an die hausverwaltende Dienststelle. 

4	 Ausführung der Bauunterhaltungsmaßnahmen

4.1	 Die Planung und Durchführung von Bauunterhaltungs-
maßnahmen - ausgenommen „Kleiner Bauunterhalt“ 
(gemäß Nummer 1.3.2) bei Liegenschaften im Ressort-
vermögen - obliegt grundsätzlich dem BLB. 

4.2	 Der Ausführungszeitraum der Bauunterhaltungsarbei-
ten wird im Einvernehmen mit den hausverwaltenden 
Dienststellen beziehungsweise der nutzenden Verwal-
tung (Mieter) bei Liegenschaften im VMM bestimmt. 
Der BLB lädt bei Bedarf zu Bauanlauf- und weiteren 
Baubesprechungen ein. 

4.3	 Die Bauunterhaltungsarbeiten sind so rechtzeitig zu 
vergeben, dass sie vor Ablauf des Haushaltsjahres ab-
gerechnet werden können.

4.4	 Für Arbeiten, die zweckmäßigerweise in den Winter-
monaten auszuführen sind, dürfen Aufträge zu Lasten 
des neuen Haushaltsjahres erteilt, Auszahlungen jedoch 
erst für das neue Haushaltsjahr vereinbart werden. Dies 
gilt auch für Arbeiten, die aus wirtschaftlichen oder 
technischen Gründen frühzeitig vergeben werden müs-
sen.

	 Es sollte davon ausgegangen werden, dass der während 
der Wintermonate auszuführende Anteil 40 vom Hun-
dert aller Bauunterhaltungsarbeiten beträgt.

4.5	 Die Fertigstellung von Bauunterhaltungsarbeiten grö-
ßeren beziehungsweise komplexeren Umfangs soll der 
hausverwaltenden Dienststelle schriftlich angezeigt 
werden. Im VMM informiert der BLB die nutzende 
Verwaltung (Mieter). 

	 Eine Auflistung der Verjährungsfristen für Mängel
ansprüche ist für jede Bauunterhaltungsmaßnahme der 

hausverwaltenden Dienststelle beziehungsweise bei 
Liegenschaften im VMM innerhalb des BLB zu über-
geben. Notwendige Fortschreibungen von Bestands-
zeichnungen sind vorzunehmen.

5	 Unvorhergesehene Bauunterhaltungsmaßnahmen 
(Sofortmaßnahmen)

5.1	 Sofortmaßnahmen sind unaufschiebbare Gefahrenab-
wehrmaßnahmen, die auf Grund einer akuten Gefahr für 
Leib und Leben oder aus Gründen der Verkehrssicher-
heit unverzüglich zu veranlassen sind. Sie sind grund-
sätzlich aus den zugewiesenen Ausgabemitteln im Rah-
men der Deckungsfähigkeit zu finanzieren.

	 Gemäß Instandhaltungskonzept bildet der BLB im 
VMM hierfür eine Rücklage in Höhe von bis zu 20 vom 
Hundert des zur Verfügung stehenden Gesamtbudgets 
für Bauunterhaltungsmaßnahmen. 

	  
5.2	 Sofortmaßnahmen sind nicht planbar und sollten daher 

vorrangig aus den verfügbaren Mitteln finanziert wer-
den. Ergeben sich Sofortmaßnahmen, deren Kosten 
nicht aus den verfügbaren Mitteln gedeckt werden kön-
nen, beantragt der BLB nachträglich unverzüglich die 
erforderliche Mittelverstärkung bei dem für Finanzen 
zuständigen Ministerium. 

5.3	 Wenn sofortiges Handeln zur Abwehr von Gefahr für 
Leib und Leben erforderlich ist und eine, gegebenen-
falls auch fernmündliche, vorherige Einwilligung des 
für Finanzen zuständigen Ministeriums in über- oder 
außerplanmäßige Ausgaben nicht abgewartet werden 
kann, ist das für Finanzen zuständige Ministerium zu 
den getroffenen Maßnahmen unverzüglich nachträglich 
zu beteiligen.

	 Hierbei dürfen die zur Gefahrenabwehr getroffenen 
Maßnahmen das durch die Notlage gebotene Maß nicht 
überschreiten. Zur präventiven Gefahrenabwehr gehö-
ren auch vorbereitende Untersuchungen, Sperrungen, 
Sicherungen und Nutzungsuntersagungen.

1	 Vergleiche auch Abschnitt B1 Nummer 1.3.1 und DIN 31051 Grundlagen 
der Instandhaltung. 
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Muster 8 C - Baubedarfsnachweis - BBN -

M 8 C BbgRLBau 1/2  

Muster 8 C

Bauunterhaltung

Einzelplan

Kapitel

Titel

Haushaltsjahr 20
Bezeichnung der Liegenschaft

Lage

Baubegehungen am:

Aufgestellt:

(Ort) (Datum)

1
Bei nicht im wirtschaftlichen Eigentum des Brandenburgischen Landesbetriebes für Liegenschaften und Bauen (BLB) befindlichen
Landesliegenschaften (außerhalb des Vermieter-Mieter-Modells - VMM) - im Ressortvermögen - ist jeweils die Landesbehörde, die Einrichtung
des Landes oder die Körperschaft des öffentlichen Rechts gemäß § 13 LOG, die die Liegenschaft zu ihrer Aufgabenerfüllung nutzt,
hausverwaltende Dienststelle. Bei im wirtschaftlichen Eigentum des BLB befindlichen Landesliegenschaften (im VMM) ist der BLB
hausverwaltende Dienststelle. 

Bezeichnung der hausverwaltenden Dienststelle1

BBN
(Baubedarfsnachweis)

(Unterschrift und Amtsbezeichnung)

Straße

Ort

Landkreis



471Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 21 vom 2. Juni 2021

M
 8

 C
 B

bg
R

LB
au

 2
/2

 

 h
au

sv
er

w
al

te
nd

e
B

em
er

ku
ng

en
D

ie
ns

ts
te

lle
N

r.
A3

B
4

3
4

5
6

7

   
 

1
D

ie
 A

rb
ei

te
n 

si
nd

 v
om

 B
ra

nd
en

bu
rg

is
ch

en
 L

an
de

sb
et

rie
b 

fü
r L

ie
ge

ns
ch

af
te

n 
un

d 
B

au
en

 (B
LB

) a
us

zu
fü

hr
en

, e
s 

se
i d

en
n,

 d
ie

se
 w

ur
de

n 
m

it 
ei

ne
r s

ch
rif

tli
ch

en
 V

er
ei

nb
ar

un
g 

au
f D

rit
te

 ü
be

rtr
ag

en
.

2
au

f v
ol

le
 E

ur
o 

au
fru

nd
en

3
D

rin
gl

ic
hk

ei
ts

st
uf

e 
A

 =
 d

rin
ge

nd
 n

ot
w

en
di

ge
 M

aß
na

hm
en

 
4

D
rin

gl
ic

hk
ei

ts
st

uf
e 

B
 =

 a
lle

 ü
br

ig
en

 M
aß

na
hm

en

 B
LB

1

G
es

am
ts

um
m

e

Te
ils

um
m

e 
D

rin
gl

ic
hk

ei
ts

st
uf

e 
A

Te
ils

um
m

e 
D

rin
gl

ic
hk

ei
ts

st
uf

e 
B

1
2

S
ei

te

D
ie

 A
rb

ei
te

n 
si

nd
 d

ur
ch

zu
fü

hr
en

 v
on

D
rin

gl
ic

hk
ei

ts
-

st
uf

en
Lf

d.
B

ez
ei

ch
nu

ng
 d

er
 B

au
un

te
rh

al
tu

ng
sa

rb
ei

te
n

un
te

rte
ilt

 n
ac

h 
G

eb
äu

de
n/

B
au

w
er

ke
n,

 A
uß

en
an

la
ge

n

ge
sc

hä
tz

te
 K

os
te

n 
in

 E
ur

o2



472 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 21 vom 2. Juni 2021

Muster 8 D - Mittelanforderung - Bau - MABau -

M 8 D BbgRLBau 1/2  

Bauunterhaltung

Einzelplan

Kapitel

Titel

Haushaltsjahr 20

Vorlagetermin: 01.12.20

An

in

1. für = 2 Euro4

2. für = 3 Euro4

Im Auftrag

1 Brandenburgischer Landesbetrieb für Liegenschaften und Bauen
2 Summe der Spalten 5 bis 6
3 Summe der Spalten 7 bis 8
4 auf volle Euro aufrunden

Für die bei den Baubegehungen ermittelten Arbeiten werden

Muster 8 D

MABau
(Mittelanforderung - Bau)

Ausgabemittel im Haushaltsjahr 20 ….. benötigt:

(das für Finanzen zuständige Ministerium)

BLB1

(hausverwaltende Dienststelle)

(Unterschrift und Amtsbezeichnung)

 

 

(Ort) (Datum)

(hausverwaltende Dienststelle/BLB1)
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D 	 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbaumaßnahmen 

1	 Allgemeines

1.1	 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbaumaßnahmen 
(Kleine Baumaßnahmen [KBM]) sind gemäß Verwal-
tungsvorschriften (VV) Nr. 1.1 zu § 54 der Landeshaus-
haltsordnung (LHO) bauliche Maßnahmen mit Ge-
samtbaukosten bis 1 000 000 Euro (Brutto), durch die 
neue Anlagen geschaffen, bestehende Liegenschaften 
in ihrer baulichen Substanz wesentlich verändert wer-
den oder infolge neuer Zweckbestimmung erstmalig 
hergerichtet werden.

	 Im wirtschaftlichen Eigentum sind KBM bauliche 
Maßnahmen mit Investitionskosten bis 1 000 000 Euro 
(Brutto), durch die neue Anlagen geschaffen, bestehen-
de Liegenschaften in ihrer baulichen Substanz wesent-
lich verändert oder Liegenschaften infolge neuer 
Zweckbestimmung erstmalig hergerichtet werden. Der 
Investitionskostenbegriff richtet sich nach Nummer 61 
der Bilanzierungsrichtlinie für die Landesbetriebe des 
Landes Brandenburg (BilR) (Anlage 6 zu VV Nr. 1.6 zu 
§ 26 LHO).

1.2	 Eine Teilung Großer Baumaßnahmen in mehrere Ein-
zelmaßnahmen mit Kosten bis 1 000 000 Euro (Brutto) 
ist unzulässig. 

1.3	 KBM sind zu einer Maßnahme zusammenzufassen, 
wenn sie in einem engen technisch-funktionalen, zeitli-
chen und örtlichen Zusammenhang stehen; das Verfah-
ren nach Abschnitt D oder Abschnitt E richtet sich dann 
nach den Gesamtbaukosten. 

1.4	 KBM sind nur vorzubereiten und durchzuführen, wenn 
der Bedarf in Abhängigkeit vom Bauaufwand mittel- 
beziehungsweise langfristig gesichert ist.

1.5	 Bei der Durchführung der Baumaßnahmen sind alle im 
Land eingeführten Leitfäden grundsätzlich zu beachten.

1.6	 Einsparungen dürfen grundsätzlich nicht zur Erweite-
rung des Leistungsumfangs entsprechend der geprüften 
Bauunterlage verwendet werden.

1.7	 Ergeben sich bei einer Einzelmaßnahme unabwendbare 
Mehrkosten, sind diese aus Einsparungen an anderer 
Stelle auszugleichen (vergleiche Nummer 5).

1.8	 Die öffentlich-rechtlichen Anforderungen sind recht-
zeitig zu klären und die notwendigen Verfahren frühzei-
tig vom BLB einzuleiten, damit Planungsänderungen 
und Verzögerungen vermieden werden.

2	 Bedarfsanmeldungen (Aufstellung der Ent
scheidungsunterlage-Bedarfsdeckung [ES-Bedarfs
deckung])

2.1	 Die hausverwaltende Dienststelle hat jährlich den Be-
darf an KBM für das übernächste beziehungsweise das 
darauffolgende Haushaltsjahr unter Beteiligung des 
Brandenburgischen Landesbetriebes für Liegenschaf-

ten und Bauen (BLB) festzustellen und getrennt nach 
Einzelmaßnahmen zu erfassen.

	 Im wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im Vermieter-
Mieter-Modell [VMM]) erfasst der BLB darüber hin-
aus seinen bewirtschaftungs- und betreiberspezifischen 
Bedarf.

2.2	 Bei einer geplanten flächenmäßigen Erweiterung ist eine 
nutzerspezifische Bedarfsplanung gemäß DIN 182052  
- in Abhängigkeit der Art und des Umfangs der Maß
nahme - in angemessener Form gemäß Abschnitt B4 
frühzeitig durchzuführen. Dabei wird die ES-Bedarfs
deckung gemäß Abschnitt B4 lediglich im unbedingt 
notwendigen Umfang aufgestellt.

	 Dabei ist Folgendes zu beachten:

	 Das fachlich zuständige Nutzerministerium hat im Rah-
men der nutzerspezifischen Bedarfsplanung unter Mit-
wirkung der nutzenden Verwaltung darzulegen, dass 
die Bedarfsdeckung durch eine bauliche Maßnahme im 
Vergleich mit anderen in Betracht kommenden Lö-
sungsansätzen die wirtschaftlichste Variante darstellt. 
Die dabei gewählte Form der Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung soll in Methodik und Aufwand im Verhältnis 
zur finanzwirksamen Maßnahme angemessen sein und 
richtet sich im Einzelfall nach den Erfordernissen einer 
verlässlichen Kostenermittlung. 

3	 Veranschlagung der Ausgaben

3.1	 Ausgabenanmeldung (AABau/Muster 9 A)

3.1.1	 Als Unterlage für die Veranschlagung der Ausgaben hat 
das fachlich zuständige Nutzerministerium (auf Grund-
lage der ES-Bedarfsdeckung) eine Ausgabenanmel-
dung-Bau (AABau) - spätestens bis 30. September des 
Jahres vor den Haushaltsverhandlungen - aufzustellen. 
Hierfür ist das Muster 9 A zu verwenden. 

3.1.2	 Die erforderlichen Kosten je Einzelmaßnahme sind 
vom BLB zu schätzen und dem fachlich zuständigen 
Nutzerministerium unmittelbar mitzuteilen.

3.1.3	 Die Dringlichkeit der einzelnen Maßnahmen ist in der 
AABau vom fachlich zuständigen Nutzerministerium 
im Benehmen mit der nutzenden Verwaltung nach fol-
genden Stufen anzugeben:

a)	 Dringlichkeitsstufe A
	 alle dringend notwendigen Maßnahmen, die im 

übernächsten Haushaltsjahr ausgeführt werden 
müssen,

b)	 Dringlichkeitsstufe B 
	 alle übrigen Maßnahmen.

3.2	 Kleine Baumaßnahmen-Bauprogramm (KBM-Baupro-
gramm)

3.2.1	 Der BLB stellt die vorgelegten Ausgabenanmeldungen 
nach Ressorts gegliedert zusammen. Nach Festlegung 
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der Prioritäten stellt der BLB das KBM-Bauprogramm 
je Ressort für den anstehenden Haushalt beziehungs-
weise Doppelhaushalt auf. 

3.2.2	 In das KBM-Bauprogramm sind nur die Baumaßnah-
men (Leistungs- und Kostenumfang) aufzunehmen, zu 
denen das Einverständnis des fachlich zuständigen Nut-
zerministeriums in der AABau, Spalte 6 vermerkt ist 
und für die der Bau- oder Unterbringungsbedarf hinrei-
chend ermittelt und die somit ausreichend vorbereitet 
(haushaltsreif) sind. Darüber hinaus sind die Dringlich-
keitsstufen des fachlich zuständigen Nutzerministeri-
ums und die vorgegebenen Eckwerte zur Haushaltsauf-
stellung zu beachten.

3.2.3	 Mit der Aufnahme in das KBM-Bauprogramm ist der 
Leistungs- und Kostenumfang der einzelnen KBM fest-
gelegt. 

3.3	 Aufteilung der Haushaltsmittel (HH-Mittel) (anteilige 
HH-Mittel pro Ressort)

	 Im Ressortvermögen weist das für Finanzen zuständige 
Ministerium dem BLB die Mittel für die KBM zu. In 
diesem Rahmen entscheidet der BLB nach Abstim-
mung mit jedem fachlich zuständigen Nutzerministe
rium auf der Grundlage des KBM-Programms abschlie-
ßend über die Verwendung dieser Mittel.

3.4 	 Im wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im VMM) 
klärt der BLB nach Anerkennung des Bedarfs die Fi-
nanzierung und schließt (auf Basis der ES-Bedarfs
deckung) für jede KBM mit dem fachlich zuständigen 
Nutzerministerium oder der nutzenden Verwaltung eine 
Vorvereinbarung ab und nimmt die KBM in seinen 
Wirtschaftsplan (Investitionsplan Teil A) auf.

3.5	 Ergeben sich nach Vorlage der AABau in der Zeit bis 
zur Mittelbereitstellung

a)	 Änderungen hinsichtlich der in der AABau festge-
legten Dringlichkeit der einzelnen Maßnahmen 
oder

b)	 ein zusätzlicher Bedarf an vordringlichen Maßnah-
men,

	 hat das fachlich zuständige Nutzerministerium recht-
zeitig einen Nachtrag zur AABau zu erstellen.

	 Das KBM-Bauprogramm ist entsprechend den zwi-
schenzeitlich notwendigen Nachträgen zu aktualisieren.

4	 Planung und Ausführung der Baumaßnahmen

4.1	 Bei der Entscheidung für eine Eigenbaulösung erteilt 
das fachlich zuständige Nutzerministerium dem BLB 
den Auftrag zur Planung und Ausführung der Baumaß-
nahmen. Die gebilligte ES-Bedarfsdeckung ist für alle 
Beteiligten bindend. Nachträgliche Änderungen im 
Einzelfall bedürfen immer der erneuten Billigung durch 
das fachlich zuständige Nutzerministerium.

4.2	 Alle KBM führt der BLB in eigener Zuständigkeit 
durch. Er trägt für diese Baumaßnahmen die Gesamtver-
antwortung und hat dafür zu sorgen, dass vor allem das 
Gebot der Wirtschaftlichkeit beachtet wird und die Kos-
ten-, Termin- und Qualitätsziele eingehalten werden. 

	 Bei sich abzeichnenden Abweichungen von den verein-
barten Kosten-, Termin- und Qualitätszielen hat der 
BLB das fachlich zuständige Nutzerministerium unver-
züglich schriftlich zu informieren und wirtschaftliche 
Lösungsalternativen zur Entscheidungsfindung vorzu-
schlagen.

4.3	 Zur Beteiligung von freiberuflich Tätigen siehe Ab-
schnitt K12.

4.4	 Die Bauunterlagen sind nach Art und Umfang der Bau-
maßnahme auf das unbedingt Notwendige zu begren-
zen. Der BLB bestimmt Art und Umfang der Bauunter-
lagen nach den Erfordernissen des Einzelfalls.

	 Die Bauunterlage besteht mindestens aus: 

-	 projektbezogenem Schriftverkehr,
-	 gebilligter ES-Bedarfsdeckung, 
-	 Kostenberechnung nach Muster 6,  
-	 Erläuterungsbericht nach Muster 7 einschließlich 

Anlagen 1 und 2, 
-	 den erforderlichen Plänen,
-	 Terminplanung (geplanter Baubeginn, geplante Fer-

tigstellung und Übergabe an nutzende Verwaltung). 

	 Bei der Planung sind die Grundsätze der Nachhaltigkeit 
und einer lebenszyklusorientierten Optimierung der 
Kosten zu berücksichtigen. 

4.4.1	 Der BLB stimmt sich planungsbegleitend mit der nut-
zenden Verwaltung ab und holt die Einverständnis
erklärung der nutzenden Verwaltung und des fachlich 
zuständigen Nutzerministeriums zur Bauunterlage auf 
den Mustern 6 und 7 ein. Mit der Einverständniserklä-
rung wird die Kostenobergrenze für die betreffende 
KBM bestätigt.

4.4.2	 Prüfung, Genehmigung der baufachlichen Unterlagen 
und Festsetzung der Kostenobergrenze sowie die haus-
haltsmäßige Anerkennung durch den Beauftragten für 
den Haushalt (BdH) wird vom BLB in eigener Verant-
wortung durchgeführt. 

4.5	 Mit der Baudurchführung darf erst begonnen werden, 
wenn die Einverständniserklärung nach Nummer 4.4.1 
erteilt, die Finanzierung geklärt und die Erfüllung öf-
fentlich-rechtlicher Anforderungen im erforderlichen 
Umfang nachgewiesen ist.

4.6	 Beginn und voraussichtliche Ausführungszeit der Bau-
maßnahmen sind vom BLB im Einvernehmen mit der 
nutzenden Verwaltung festzulegen. Der BLB zeigt Be-
ginn und Ende der Baumaßnahme der nutzenden Ver-
waltung und dem fachlich zuständigen Nutzerministe-
rium an. 
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5	 Nachträge zur Bauunterlage

5.1	 Die für die KBM festgesetzte Kostenobergrenze gemäß 
Nummer 4.4.1 ist einzuhalten. Wenn es bei einer KBM 
zur Überschreitung der Kostenobergrenze kommt und/
oder von der Bauunterlage erheblich abgewichen3 wer-
den soll, ist die Aufstellung einer Nachtragsunterlage-
Bau (NU-Bau) erforderlich.

	 Baufachlich ist eine Abweichung wesentlich, wenn die 
Grundlagen des Entwurfs, des konstruktiven Aufbaus, 
der Gestaltung oder der Technischen Anlagen auch 
ohne Überschreitung der festgesetzten Kostenober-
grenze geändert werden sollen oder grundlegend vom 
vorgesehenen Material abgewichen werden soll. Der
artige Abweichungen sind nur bei unabweisbarem Bedarf 
zulässig.

5.2	 Art und Umfang der NU-Bau sind vom BLB im Einzel-
fall festzulegen.

	 Die erforderliche NU-Bau ist vom BLB unverzüglich 
aufzustellen. Die NU-Bau ist in Anlehnung an die Glie-
derung der Bauunterlage zu erstellen. 

	 Mit der NU-Bau sind etwaige Einsparmöglichkeiten 
mittels Planungs- beziehungsweise Ausführungsalter-
nativen aufzuzeigen. Ziel dabei ist, eine wirtschaftliche 
Bauausführung sicherzustellen und die sich abzeich-
nenden Mehrkosten gegebenenfalls an anderer Stelle 
auszugleichen.

5.3	 Ein Nachtrag zur Bauunterlage bedarf der erneuten 
Einverständniserklärung des fachlich zuständigen Nut-
zerministeriums und der nutzenden Verwaltung.

5.4	 Die zusätzlichen Haushaltsmittel und Verpflichtungs
ermächtigungen sind aus den zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmitteln abzudecken. Der BLB darf erst dann 
über die Haushaltsmittel verfügen, wenn die haushalts-
mäßige Anerkennung der NU-Bau vorliegt.

5.5	 Wird die Kostengrenze nach Nummer 1.1 überschritten, 
ist Abschnitt B1 Nummer 2.2.2 zu beachten.

1	 Vergleiche hierzu den Erlass Az.: IV C 3 - S 2211 94/03 des Bundesminis-
teriums der Finanzen vom 18. Juli 2003 zur Abgrenzung von Anschaffungs-
kosten, Herstellungskosten und Erhaltungsaufwendungen bei der Instandset-
zung und Modernisierung von Gebäuden.

2	 Eingeführt mit Erlass des Ministeriums der Finanzen (MdF) vom 17. Juli 
2017. Die Norm unterstützt die Anwender darin, die Aufgabenstellung 
hinsichtlich Planung, Bau, Nutzung und Betrieb möglichst allumfassend 
und eindeutig zu bestimmen. Sie dient als Arbeitsgrundlage sowohl zur 
Ermittlung der nutzerspezifischen Bedarfsanforderungen als auch zur zielge
rechten Darstellung des Bedarfs nach einer standardisierten - einheitlichen -  
Vorgehensweise für den Prozess der Bedarfsplanung einschließlich der Un-
tersuchung zur Bedarfsdeckung. Von der DIN 18205 können keine Bedarfs
anforderungen abgeleitet werden. Untersucht werden müssen nur begründe-
te Projektziele, die auch umgesetzt werden können. Mit der Bedarfsplanung 
sind realistische und angemessene Anforderungen an zukünftige Flächen, 
Räume, Bauteile, Außenanlagen etc. zu formulieren. 

 3	 Eine Abweichung im Sinne von § 54 Absatz 1 Satz 2 LHO ist gemäß VV  
Nr. 1.2 zu § 54 LHO erheblich, wenn sie zu einer wesentlichen Änderung der 
Baumaßnahme (baufachlich) und/oder zu einer Überschreitung der Gesamt-
baukosten (Kostenobergrenze) um mehr als 15 vom Hundert oder um mehr 
als 500 000 Euro oder zu zusätzlichen, über die Schätzung nach § 24 Absatz 1 

Satz 2 LHO hinausgehenden Folgekosten führt und die Erhöhung der Fol-
gekosten sich nicht zwangsläufig aus einer nicht erheblichen Überschreitung 
der Gesamtbaukosten ergibt. Bei Einschätzung der Erheblichkeitsgrenze 
sind die seit der letzten haushaltsmäßigen Anerkennung eingetretenen, nicht 
erheblichen Kostenerhöhungen mit zu berücksichtigen.

E	 Große Neu-, Um- und Erweiterungsbaumaßnahmen 

1	 Vorbemerkung

1.1	 Große Neu-, Um- und Erweiterungsbaumaßnahmen 
(kurz: Große Baumaßnahmen [GBM]) sind bauliche 
Maßnahmen mit Gesamtbaukosten über 1 000 000 Euro 
(Brutto), durch die neue Anlagen geschaffen, bestehen-
de Liegenschaften in ihrer baulichen Substanz wesent-
lich verändert oder Liegenschaften infolge neuer 
Zweckbestimmung erstmalig hergerichtet werden.

	 Im wirtschaftlichen Eigentum des Brandenburgischen 
Landesbetriebes für Liegenschaften und Bauen (BLB) im 
Vermieter-Mieter-Modell (VMM) sind GBM bauliche 
Maßnahmen mit Investitionskosten über 1 000 000 Euro 
(Brutto), durch die neue Anlagen geschaffen, bestehen-
de Liegenschaften in ihrer baulichen Substanz wesent-
lich verändert oder Liegenschaften infolge neuer 
Zweckbestimmung erstmalig hergerichtet werden. Der 
Investitionskostenbegriff richtet sich nach Nummer 61 

der Bilanzierungsrichtlinie für die Landesbetriebe des 
Landes Brandenburg (BilR) (Anlage 6 zu VV Nr. 1.6 zu 
§ 26 der Landeshaushaltsordnung [LHO]).

1.2	 Bei einer Entscheidung für die Durchführung einer 
Neu-, Um- oder Erweiterungsbaumaßnahme mit Ge-
samtbaukosten unter 1 000 000 Euro (Brutto) ist nach 
Abschnitt „D Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbau-
maßnahmen“ (kurz: Kleine Baumaßnahmen - KBM) zu 
verfahren.

1.3	 Eine Teilung Großer Baumaßnahmen in mehrere Ein-
zelmaßnahmen mit Kosten bis 1 000 000 Euro ist unzu-
lässig.

1.4	 GBM sind nur vorzubereiten und durchzuführen, wenn 
der Bedarf in Abhängigkeit vom Bauaufwand mittel- 
beziehungsweise langfristig gesichert ist.

1.5	 Die Planung einer GBM setzt die Aufstellung einer 
Entscheidungsunterlage-Bedarfsdeckung (ES-Bedarfs-
deckung) gemäß Abschnitt B4 (einschließlich der Vari-
anten- und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und der 
Festlegung der Art und Weise der Bedarfsdeckung) vor
aus. 

1.6	 Im wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im VMM) 
schließt der BLB auf Grundlage der ES-Bedarfsdeckung 
mit dem fachlich zuständigen Nutzerministerium eine 
Vorvereinbarung ab und nimmt die GBM in seinen Wirt-
schaftsplan (Investitionsplan Teil A) auf.

1.7	 Die öffentlich-rechtlichen Anforderungen sind recht-
zeitig zu klären und die notwendigen Verfahren frühzei-
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tig vom BLB einzuleiten, damit Planungsänderungen 
oder Verzögerungen vermieden werden.

1.8	 Wegen der voneinander weitreichenden Abhängigkei-
ten der bei einer GBM zu beteiligenden Fachbereiche2 
müssen alle für das Gesamtkonzept wesentlichen Fra-
gen so frühzeitig geklärt werden, dass sie bei der Pla-
nung von vornherein berücksichtigt werden können. 
Dazu ist es notwendig, dass alle Fachbereiche in Zu-
sammenarbeit die Planungsgrundlagen ermitteln und 
ihre Leistungen im Rahmen der weiteren Bearbeitung 
ständig so aufeinander abstimmen, dass ein funktions-
tüchtiges, technisch und wirtschaftlich optimiertes Bau
werk mit geringen Baunutzungskosten hergestellt wer-
den kann.

1.9	 Die einzelnen Planungsschritte3 bauen aufeinander auf. 
Genehmigte Inhalte der vorhergehenden Planungsstän-
de sind Grundlagen der folgenden Planungsschritte. 
Abweichungen vom Regelverfahren sind nur im Ein-
vernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministe-
rium möglich.

1.10	 Bei der Planung und Durchführung der Baumaßnah-
men sind die vom für Finanzen zuständigen Ministe
rium mit gesonderten Erlassen für den Landesbau in 
Brandenburg eingeführten Leitfäden, Richtlinien, Ar-
beitshilfen etc. zu beachten.

2	 Bedarfsanmeldung 

	 Die Bedarfsanmeldung erfolgt mit der ES-Bedarfs
deckung nach Abschnitt B4. Sie legt den Kostenrahmen4 

und damit erste Kostenvorgaben für die weitere Planung 
fest. 

	 Im Falle einer Entscheidung zugunsten einer Eigenbau-
lösung (als Ergebnis der ES-Bedarfsdeckung) bedarf es 
sowohl im Ressortvermögen (außerhalb des VMM) als 
auch im wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im VMM) 
einer Qualifizierung der ES-Bedarfsdeckung zur Haus-
haltsunterlage-Bau (HU-Bau).

3	 Bauantrag/Planungsauftrag

3.1 	 Die nutzende Verwaltung legt seinem fachlich zustän-
digen Nutzerministerium rechtzeitig einen schriftlichen 
Bauantrag zur Prüfung und Genehmigung vor. Das 
fachlich zuständige Nutzerministerium hat sicherzu-
stellen, dass der Bauantrag vollständig ist.

3.2 	 Zum Bauantrag gehören die vom fachlich zuständigen 
Nutzerministerium gebilligte ES-Bedarfsdeckung 
(nach Abschnitt B4) einschließlich der Zusammenstel-
lung der voraussichtlichen Kosten und des geplanten 
Projektablaufplans zur festgelegten Art der Bedarfs
deckung (die Unterlagen werden in Abschnitt F Num-
mer 2 näher definiert).

	 Das fachlich zuständige Nutzerministerium hat darauf 
hinzuwirken, dass die Nutzeranforderungen in der ES-

Bedarfsdeckung vollständig enthalten und erschöpfend 
beschrieben sind, damit auf dieser Grundlage alle Pla-
nungsleistungen erbracht werden können, und dass die 
Entscheidung zur festgelegten Unterbringungsvariante 
nachvollziehbar dokumentiert ist.

3.3	 Der vom fachlich zuständigen Nutzerministerium ge-
nehmigte Bauantrag ist dem BLB zuzuleiten. 

	 Werden die Grundvoraussetzungen nach Nummer 3.2 
nicht erfüllt, ist der Bauantrag vom BLB zurückzuwei-
sen.

3.4 	 Mit Übergabe des Bauantrages erteilt das fachlich zu-
ständige Nutzerministerium dem BLB den Planungs-
auftrag zur Erstellung der HU-Bau. Die Erteilung eines 
Planungsauftrages setzt voraus, dass die Grundstücks-
frage geklärt, die Finanzierung der erforderlichen Pla-
nungsleistungen sichergestellt und eine Bauausführung 
in den Folgejahren realistisch ist.

3.5 	 Der vom fachlich zuständigen Nutzerministerium ge-
nehmigte Bauantrag ist für die nutzende Verwaltung 
und den BLB bindend.

	 Nachträgliche Änderungen sind nur auf Grund unvor-
hersehbarer und unabweisbarer Gründe zulässig. Bei 
daraus resultierenden Kostenerhöhungen und Termin-
verschiebungen bedarf es regelmäßig einer Erweiterung 
des Bauantrages beziehungsweise bei gravierenden 
Kostensteigerungen eines neuen Bauantrages und der 
entsprechenden Überarbeitung der ES-Bedarfsdeckung 
in Anlehnung an das Verfahren nach Abschnitt B4 
Nummer 2 und erneut der Billigung des fachlich zustän-
digen Nutzerministeriums. 

4	 Veranschlagung einer GBM im Haushaltsplan (HH-
Plan)

4.1	 Kostenvoranmeldung-Bau (KVM-Bau)

4.1.1	 Eine KVM-Bau ist im begründeten Einzelfall die Vor-
aussetzung für die Veranschlagung einer GBM in den 
HH-Plan oder für die vom BLB zu erstellende Vorver-
einbarung für eine GBM im wirtschaftlichen Eigentum 
des BLB (im VMM), wenn der Ausnahmefall gemäß  
§ 24 Absatz 3 LHO vorliegt. Das für Finanzen zustän-
dige Ministerium muss dieser Veranschlagung zustim-
men. Haushaltsansätze können bis zur Vorlage der 
haushaltsmäßig anerkannten HU-Bau vom für Finan-
zen zuständigen Ministerium gesperrt werden.

4.1.2	 Die KVM-Bau wird vom BLB auf schriftliche Anforde-
rung des fachlich zuständigen Nutzerministeriums auf 
Grundlage der ES-Bedarfsdeckung (nach Abschnitt B4) 
aufgestellt. Sie beinhaltet die Ergebnisse der Vorpla-
nung und der Vorverhandlung mit Behörden und an
deren an der Planung fachlich Beteiligten, soweit dies 
für die Einschätzung der Genehmigungs- beziehungs-
weise Zustimmungsfähigkeit und zur belastbaren Kos-
tenschätzung notwendig ist (Unterlagen gemäß Ab-
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schnitt F Nummer 3), und legt wesentliche Planungs- 
und Kostendaten fest.

	 Die Notwendigkeit einer Veranschlagung nach § 24 
Absatz 3 LHO ist in den Erläuterungen zu begründen. 

4.2	 Reguläre Veranschlagung

	 Das Vorliegen einer genehmigten HU-Bau stellt die 
Grundlage für eine reguläre Veranschlagung einer 
GBM nach § 24 Absatz 1 LHO dar und ist Grundlage 
für die Projektvereinbarung bei GBM im wirtschaftli-
chen Eigentum des BLB (im VMM). 

	 Im Ressortvermögen (außerhalb des VMM) ist der 
Nachweis einer genehmigten HU-Bau über Muster 6 
und Muster 7 rechtzeitig, spätestens jedoch mit der An-
meldung zum aufzustellenden Haushaushaltsplan dem 
für Finanzen zuständigen Ministerium vorzulegen. 

	 Im wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im VMM) 
klärt der BLB eigenständig die Finanzierbarkeit der 
GBM im Rahmen seines Wirtschaftsplans.

4.3	 Neue GBM ohne Haushaltsreife nach § 24 LHO

	 GBM ohne Haushaltsreife nach § 24 LHO können nach 
vom fachlich zuständigen Nutzerministerium festge-
legten Prioritäten planungsmäßig vorbereitet werden. 
Voraussetzung dafür ist, dass die nutzende Verwaltung 
und das fachlich zuständige Nutzerministerium im 
Rahmen der Bedarfsfeststellung gemäß Abschnitt B4 
Nummer 2.1 und in Abstimmung mit dem BLB einver-
nehmlich zum Ergebnis gekommen sind, dass der Bau- 
oder Unterbringungsbedarf wirtschaftlich voraussicht-
lich nur durch Realisierung einer GBM gedeckt werden 
kann und die prinzipielle Finanzierung der GBM in der 
mittelfristigen Finanzplanung beziehungsweise im 
wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im VMM) im 
Rahmen seines Wirtschaftsplans als gesichert gilt5.

	 Die geschätzten Planungskosten für die vorbereitenden 
Planungen und zur Erlangung der Haushaltsreife nach  
§ 24 Absatz 1 LHO werden global in der Beilage zum 
Einzelplan 12 (bei Bereichsnummer 0002071210 [Vor-
arbeitungskosten] und bei Bereichsnummer 0016071210 
[Vorarbeitungskosten])6 veranschlagt. 

5	 Aufstellung der HU-Bau - haushaltsreife Unterlage 
nach § 24 Absatz 1 LHO

5.1	 Der BLB ist zuständig für die Aufstellung der HU-Bau 
und gesamtverantwortlich für alle Leistungen, die erfor-
derlich werden (Näheres siehe Abschnitt A Nummer 2.4).

	 Bei geeigneten GBM veranlasst der BLB in Abstim-
mung mit der nutzenden Verwaltung und dem fachlich 
zuständigen Nutzerministerium die Auslobung eines 
Planungswettbewerbs unter Beachtung des Abschnittes 
„K13 Wettbewerbe“.

	 Soweit Zweck und Bedeutung der Baumaßnahme dies 
rechtfertigen, sind bei GBM Leistungen zur künstleri-
schen Ausgestaltung (Kunst am Bau) an bildende 
Künstlerinnen und Künstler unter Beachtung des Ab-
schnittes „K7 Beteiligung von bildenden Künstlerinnen 
und Künstlern (Kunst am Bau)“ zu vergeben.

5.2	 Die HU-Bau hat den Planungsstand - Entwurfsplanung - 
und beinhaltet darüber hinaus wesentliche Nachweise 
der öffentlich-rechtlichen Zulässigkeit. Art und Um-
fang der Unterlagen werden im Abschnitt F Nummer 4 
definiert.

5.2.1	 Das Verfahren zur Aufstellung der HU-Bau umfasst 
folgende Planungsschritte:7

-	 Grundlagenermittlung,
-	 Vorplanung, 
-	 Entwurfsplanung und
-	 Teile der Genehmigungsplanung in dem Umfang, 

der erforderlich ist, um eine BLB-interne bauauf-
sichtliche Freigabe oder die bauaufsichtliche Zu-
stimmung gemäß der Brandenburgischen Bauord-
nung (BbgBO) grundsätzlich und hinsichtlich der 
daraus resultierenden Baukosten einschätzen zu 
können.

5.2.2	 Der BLB ist in jeder Planungsphase zur Kostenkontrol-
le und Kostensteuerung gemäß Abschnitt K2, Projekt-
management, Nummer 4.4 verpflichtet.

5.2.3	 Die HU-Bau ist auf der Grundlage des Bauantrages und 
der darin enthaltenen ES-Bedarfsdeckung zu erstellen. 
Sie ist die haushaltsrechtliche Voraussetzung nach § 24 
Absatz 1 LHO für die Einstellung der GBM in den 
Haushaltsplan und deren Veranschlagung beziehungs-
weise die Aufnahme der GBM in den Wirtschaftsplan 
des BLB (im VMM) für die weitere Planung und Bau-
durchführung. 

5.2.4	 Die HU-Bau muss die Art der Ausführung so eindeutig 
beschreiben, dass die technische Lösung, die Genehmi-
gungsfähigkeit, die zu erwartenden Gesamtbaukosten 
und Betriebskosten zuverlässig und zutreffend beurteilt 
und die Wirtschaftlichkeit der Art und Weise der Be-
darfsdeckung bewertet werden können. Mit der HU-
Bau sind die geplante Finanzierung und ein realisti-
scher Zeitplan darzustellen.

5.2.4.1	 Mit der HU-Bau sind die öffentlich-rechtlichen Anfor-
derungen insoweit verbindlich abzuklären und erfor-
derliche Genehmigungen oder Erlaubnisse (bezie-
hungsweise Teilgenehmigungen) einzuholen8, wie dies 
für eine grundsätzliche Beurteilung der BLB-internen 
bauaufsichtlichen Freigabe der GBM, gegebenenfalls 
deren erforderlichen bauaufsichtlichen Zustimmung 
nach BbgBO, und zur vollständigen Kostenberechnung 
notwendig ist. 
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5.2.4.2	 Für die HU-Bau ist der Preisstand zum Zeitpunkt der 
Aufstellung durch den BLB maßgebend. Sollte sich der 
Preisstand zwischen Aufstellung und Genehmigung der 
HU-Bau wesentlich (vergleiche VV Nr. 1.2 zu § 54 
LHO) verändert haben, hat eine Fortschreibung durch 
den BLB zu erfolgen.

	 In der HU-Bau sind für GBM mit Gesamtbaukosten ab 
3 Millionen Euro prognostizierte Baupreisänderungen 
auf Basis der Baupreisindizes zu dokumentieren (siehe 
Erlass des für Finanzen zuständigen Ministeriums vom 
20. Februar 2020).

5.2.5	 Auf Basis der Projektablaufplanung aus der ES-Be-
darfsdeckung ist mit dem Planungsauftrag des fachlich 
zuständigen Nutzerministeriums ein verbindlicher Ter-
min festzulegen, bis zu dem die HU-Bau spätestens 
dem fachlich zuständigen Nutzerministerium vorgelegt 
werden muss, damit die GBM im anstehenden HH-Plan 
veranschlagt und das in der ES-Bedarfsplanung defi-
nierte zeitliche Projektziel - gewünschter Nutzungsbe-
ginn - sichergestellt werden kann. Dabei sind angemes-
sene Bearbeitungszeiten für Prüfung und Genehmigung 
der HU-Bau zu beachten.

	 Bei GBM im wirtschaftlichen Eigentum (im VMM) gilt 
als Grundlage die mit dem zuständigen Nutzerministe-
rium geschlossene Vorvereinbarung.

6	 Baufachliche Prüfung, Genehmigung und haus-
haltsmäßige Anerkennung der HU-Bau

6.1	 Baufachliche Prüfung, Genehmigung und Festsetzung 
der Kostenobergrenze

	 Bei der BLB-internen Prüfung und Genehmigung von 
baufachlichen Unterlagen der HU-Bau oder etwaiger 
Nachträge zur HU-Bau ist das Vier-Augen-Prinzip zu 
gewähren. Die baufachliche Prüfung erstreckt sich auf 
alle Unterlagen nach Abschnitt F Nummer 4.

	 Insbesondere zu beachten sind dabei:

-	 die Vollständigkeit der erforderlichen Unterlagen,
-	 die Übereinstimmung mit der gebilligten ES-Be-

darfsdeckung,
-	 die Übereinstimmung mit den Grundlagen der Vari-

antenuntersuchung,
-	 die Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Nach-

haltigkeit des Lösungsvorschlags unter Berücksich-
tigung der Folgekosten/Lebenszykluskosten,

-	 die Wirtschaftlichkeit des betriebstechnischen Kon-
zeptes,

-	 die Plausibilität, Nachvollziehbarkeit und Ange-
messenheit der Kostenermittlung,

-	 die Bewertung des architektonisch-städtebaulichen 
Konzeptes,

-	 die Erfüllung der öffentlich-rechtlichen Bestim-
mungen.

	 Sind umfangreiche Änderungen oder Ergänzungen er-
forderlich, sind die Unterlagen vom Aufsteller zu über-

arbeiten. Änderungen kleineren Umfangs können von 
der prüfenden Instanz selbst vorgenommen werden.

	 Wesentliche Kostenkürzungen durch die prüfende Ins-
tanz sind zu begründen und in ihren Auswirkungen auf 
die Planung zu erläutern.

	 Über die BLB-interne baufachliche Prüfung der HU-
Bau ist ein Prüfvermerk anzufertigen, der Umfang und 
Ergebnis der Prüfung zusammenfasst. 

	 Die baufachliche Prüfung schließt mit der Genehmi-
gung der HU-Bau und der Festsetzung der Kostenober-
grenze ab.

6.2	 Einverständniserklärung der nutzenden Verwaltung 
und des fachlich zuständigen Nutzerministeriums

	 Nach Aufstellung und baufachlicher Prüfung der HU-
Bau hat der BLB die Einverständniserklärung der nut-
zenden Verwaltung und des fachlich zuständigen Nut-
zerministeriums einzuholen. 

	 Die nutzende Verwaltung und das fachlich zuständige 
Nutzerministerium bestätigen mit ihrer Einverständnis-
erklärung, dass die Planung den Nutzungsanforderun-
gen entspricht und weitere Forderungen ausgeschlos-
sen werden.

	 Mit der Einverständniserklärung können grundsätzlich 
keine neuen Bedarfsanforderungen von der nutzenden 
Verwaltung eingebracht werden.

6.3	 Haushaltsmäßige Anerkennung der HU-Bau

	 Die BLB-interne haushaltsmäßige Überprüfung be-
schränkt sich auf bedeutsame Angaben und Daten der 
baufachlich geprüften Unterlagen und schließt mit 
haushaltsmäßiger Anerkennung der HU-Bau durch die 
Beauftragte oder den Beauftragten für den Haushalt des 
BLB ab. 

	 Die haushaltsmäßige Anerkennung der HU-Bau ver-
liert ihre Gültigkeit, wenn mit der Ausführung der Bau-
maßnahme nach Abschnitt G nicht innerhalb der nächs-
ten zweieinhalb Jahre begonnen wird.

	 Im wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im VMM) 
schließt der BLB auf Basis der festgesetzten HU-Bau 
eine Projektvereinbarung über die Durchführung der 
Maßnahme mit dem fachlich zuständigen Nutzerminis-
terium ab. Mit der Unterzeichnung der Projektverein-
barung und der darin enthaltenen vorläufigen Einzel-
nutzungsvereinbarung bestätigt das fachlich zuständige 
Nutzerministerium die Bereitstellung der anfallenden 
Mietkosten.

	 Formale Behandlung

	 Für ihre Eintragungen in die Bauunterlagen sowie Ge-
nehmigung und Festsetzung der Kostenobergrenze ver-
wendet die prüfende Instanz im BLB blaue Farbe. Die 



480 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 21 vom 2. Juni 2021

haushaltsmäßige Anerkennung durch die Beauftragte 
oder den Beauftragten für den Haushalt des BLB er-
folgt in roter Farbe.

	 Die geprüften und gebilligten Angaben sind in allen 
Ausfertigungen kenntlich zu machen.

6.4 	 Bindung an die haushaltsmäßig anerkannte HU-Bau

	 Mit haushaltsmäßiger Anerkennung durch die Beauf-
tragte oder den Beauftragten für den Haushalt des BLB 
ist die HU-Bau verbindlich. Sie ist damit die verbindli-
che Grundlage der erforderlichen weiterführenden pla-
nerischen Bearbeitung und Bauausführung. Jede erheb-
liche Abweichung setzt eine Genehmigung einer Nach-
tragsunterlage nach Nummer 8 voraus.

	 Die mit der HU-Bau festgesetzte Kostenobergrenze 
muss in jeder weiteren Projektphase eingehalten wer-
den. Ein besonderes Augenmerk ist dabei auf die 
kostenorientierte Planung9 zu legen. 

	 Ergeben sich unabwendbare Mehrkosten, sind diese 
nach Möglichkeit aus Einsparungen an anderer Stelle 
auszugleichen. 

	 Einsparungen dürfen grundsätzlich nicht zur Erweite-
rung des Leistungsumfangs entsprechend der geprüften 
HU-Bau verwendet werden.

7	 Aufstellung der Ausführungsunterlagen (AFU-Bau) - 
Unterlagen nach § 54 LHO

7.1	 Die AFU-Bau ist Grundlage für Vergabe und Ausfüh-
rung. Der BLB hat die Ausführungsplanung und die 
Leistungsverzeichnisse (Unterlagen nach Abschnitt F 
Nummer 5) aufzustellen, sobald die Finanzierung der 
Baumaßnahme sichergestellt und im wirtschaftlichen 
Eigentum des BLB (im VMM) die Projektvereinbarung 
vom fachlich zuständigen Nutzerministerium unter-
zeichnet ist.

7.2	 Die Verantwortung für die termingerechte Durchfüh-
rung der Baumaßnahme und die Einhaltung der in der 
HU-Bau festgelegten Quantitäten und Qualitäten sowie 
für die Einhaltung der festgesetzten Kostenobergrenze 
trägt der BLB. 

7.3	 Wird während der Ausführungsplanung erkennbar, dass 
die Kostenobergrenze nicht eingehalten werden kann 
oder von der HU-Bau (Unterlagen nach § 24 LHO) ab-
gewichen werden soll, ist nach Nummer 8 zu verfahren.

7.4	 Das fachlich zuständige Nutzerministerium ist während 
der Bauausführung regelmäßig und das für Finanzen 
zuständige Ministerium mindestens im Rahmen des 
Berichtswesens nach Abschnitt K6 über den Stand der 
Maßnahme zu unterrichten.

8	 Nachtragsunterlage-Bau (NU-Bau)

8.1	 Die Aufstellung einer NU-Bau wird erforderlich, wenn 

-	 die Kostenobergrenze der HU-Bau nicht eingehal-
ten werden kann und zusätzliche Ausgaben zu ver-
anschlagen sind und/oder

-	 baufachlich wesentlich von den Bauunterlagen 
(HU-Bau beziehungsweise der AFU-Bau) abgewi-
chen werden soll. 

8.1.1	 Baufachlich ist eine Abweichung wesentlich, wenn die 
Grundlagen des Entwurfs, des konstruktiven Aufbaus, 
der Gestaltung oder der technischen Anlagen auch ohne 
Überschreitung der festgesetzten Kostenobergrenze ge-
ändert werden sollen oder grundlegend vom vorgesehe-
nen Material abgewichen werden soll. Wesentlich bau-
fachlich abgewichen wird insbesondere auch bei Ände-
rung des Bedarfs gemäß Abschnitt B4, wenn dies zu 
Mehrkosten führt. 

	 Derartige Abweichungen sind nur bei unabweisbarem 
Bedarf und mit Einwilligung des für Finanzen zuständi-
gen Ministeriums (gemäß § 54 Absatz 1 Satz 2 LHO) 
zulässig (vergleiche Verfahren nach Nummer 8.6).

8.1.2	 Keiner formellen Genehmigung bedürfen nicht erhebli-
che Abweichungen, wenn sie erforderlich sind, damit 
die geplante Baumaßnahme wirtschaftlich und tech-
nisch zweckmäßig und vollständig hergestellt werden 
kann und keine Mehrkosten entstehen.

8.2	 Bei sich abzeichnenden Abweichungen von den verein-
barten Kosten-, Termin- und Qualitätszielen hat der 
BLB das fachlich zuständige Nutzerministerium unver-
züglich schriftlich zu informieren und wirtschaftliche 
Lösungsalternativen zur Entscheidungsfindung vorzu-
schlagen.

8.3	 Die Nachträge sind nach folgenden Ursachen zu diffe-
renzieren:

-	 allgemeine Lohn- und Stoffpreissteigerungen,
-	 baupreisindizierte Kostenveränderungen,
-	 unabweisbare baufachlich bedingte Planungsände-

rungen oder unvorhersehbare Ausführungsmehr-
aufwendungen und

-	 von der nutzenden Verwaltung begründete und vom 
fachlich zuständigen Nutzerministerium genehmig-
te unabweisbare quantitative und/oder qualitative 
Änderungen oder Ergänzungen der nutzerspezifi-
schen Bedarfsanforderung.

8.4	 Die erforderliche NU-Bau ist vom BLB unverzüglich 
in Anlehnung an die Gliederung der HU-Bau entspre-
chend Abschnitt F Nummer 5 zu erstellen. Die Abwei-
chungen - kostenseitig oder baufachlich - sind vom 
BLB in der NU-Bau nachzuweisen und zu begründen. 
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In den einzelnen Abschnitten der Kostenberechnung 
nach Muster 6 sind die jeweils zu erwartenden Mehr- 
und Minderbeträge anzugeben und gegeneinander auf-
zurechnen.

8.4.1	 Mit der NU-Bau sind etwaige Einsparmöglichkeiten 
mittels Planungs- beziehungsweise Ausführungsalter-
nativen aufzuzeigen. Ziel ist, eine wirtschaftliche Bau-
ausführung sicherzustellen und die sich abzeichnenden 
Mehrkosten an anderer Stelle auszugleichen. Dabei 
sind auch Eingriffsmöglichkeiten des fachlich zuständi-
gen Nutzerministeriums, beispielsweise hinsichtlich 
Reduzierung der Standards, zur Sicherstellung des ver-
einbarten Kostenrahmens zu prüfen.

8.4.2	 Einsparungen und Kosten für Lohn- und Stoffpreisstei-
gerungen sind gesondert aufzuführen.

	 Soweit ausschließlich Lohn- und Stoffpreissteigerun-
gen die Kostenüberschreitung verursachen, genügt als 
NU-Bau ein vereinfachter Nachweis nach Muster 11. 
Die Seiten 1 bis 3 sind immer auszufüllen. Auf die Auf-
stellung des Musters 6 wird in diesen Fällen verzichtet.

	
8.5	 Baufachliche Prüfung, Genehmigung und haushaltsmä-

ßige Anerkennung der NU-Bau

	 Die NU-Bau ist einem entsprechenden Prüf- und Ge-
nehmigungsverfahren - wie die HU-Bau im Rahmen 
ihrer Aufstellung - nach Nummer 6 zu unterziehen. 

8.5.1	 Nach Aufstellung der NU-Bau und deren baufachlicher 
Prüfung und Genehmigung ist die Einverständniserklä-
rung der nutzenden Verwaltung und des fachlich zu-
ständigen Nutzerministeriums vom BLB einzuholen.

8.5.2	 Auf Basis der genehmigten NU-Bau schließt nach Vor-
liegen der Einverständniserklärung der nutzenden Ver-
waltung und des fachlich zuständigen Nutzerministeri-
ums das Verfahren mit der haushaltsmäßigen Anerken-
nung der NU-Bau durch die Beauftragte oder den Be-
auftragten für den Haushalt des BLB ab.

	 Im wirtschaftlichen Eigentum des BLB (im VMM) ist 
die auf Basis der haushaltsmäßig anerkannten HU-Bau 
mit dem fachlich zuständigen Nutzerministerium abge-
schlossene Projektvereinbarung über die Durchführung 
der Maßnahme entsprechend zu aktualisieren. Mit der 
erneuten Unterschrift bestätigt das fachlich zuständige 
Nutzerministerium die gegebenenfalls veränderte Bau-
ausführung und die Bereitstellung der gegebenenfalls 
erhöhten Mietkosten.

8.5.3	 Notwendige zusätzliche Haushaltsmittel und Verpflich-
tungsermächtigungen sind auf Basis der gegenseitigen 
Deckungsfähigkeit aus den zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmitteln durch Umschichtungen abzudecken. 
Der BLB darf erst dann über die Haushaltsmittel und 
Verpflichtungsermächtigungen verfügen, wenn die haus
haltsmäßige Anerkennung der NU-Bau vorliegt.

8.6	 Beteiligung des für Finanzen zuständigen Ministeriums 
gemäß § 54 Absatz 1 Satz 2 LHO

	 Ist die Abweichung von der genehmigten und haus-
haltsmäßig anerkannten HU-Bau gemäß VV Nr. 1.2 zu 
§ 54 LHO10 baufachlich (siehe Nummer 8.1.1) und/oder 
kostenseitig erheblich, hat der BLB das für Finanzen 
zuständige Ministerium zu informieren und auf der 
Grundlage der genehmigten NU-Bau die Weiterfüh-
rung der Baumaßnahme zu beantragen. Zusätzlich sind 
dem für Finanzen zuständigen Ministerium folgende 
Unterlagen vorzulegen:

-	 Veranlasser, Anlass und Beschreibung der erforder-
lichen Entscheidung oder Änderung mit Darstel-
lung möglicher Varianten und Empfehlung,

-	 Darstellung des Projektstatus, aktueller Auftrags-
stand, aktueller Stand der Ist-Ausgaben bezie-
hungsweise aktueller Kostenvergleich (Gegenüber-
stellung der Mehr- und Minderkosten),

-	 Darstellung der Auswirkungen auf Kosten, Termine 
und/oder sonstige Auswirkungen (beispielsweise 
hinsichtlich Mieten) auf das Projekt.

	 Bei erheblichen Mehrkosten muss darüber hinaus:

-	 ein detaillierter Nachweis, dass sämtliche Einspar-
möglichkeiten erschöpft sind,

-	 eine eingehende Begründung der Unabweisbarkeit 
der Mehrkosten und

-	 ein Vorschlag zur Gegenfinanzierung 

	 vorgelegt werden.

	 Weitere finanzielle Verpflichtungen dürfen erst einge-
gangen werden, wenn die Zustimmung zur Weiterfüh-
rung der Baumaßnahme vom für Finanzen zuständigen 
Ministerium erteilt wurde und daran anschließend die 
NU-Bau haushaltsmäßig von der oder dem Beauftrag-
ten für den Haushalt des BLB anerkannt wurde.

9	 Interims

	 Bei Umbau- und Sanierungsmaßnahmen zählen Miet- 
und Herrichtungskosten für Interims, die als Ausweich-
unterbringung zur Gewährleistung der Baufreiheit 
während der Bauzeit erforderlich sind, auch zu den 
Bauausgaben. Diese Kosten sind bei der verursachen-
den Baumaßnahme zu buchen.

	 Diese Verfahrensweise gilt nicht für Interims, die eine 
Zwischenlösung bis zur Planung und Umsetzung einer 
GBM oder KBM (nach Abschnitt D) darstellen.

10	 Weitere Mitwirkung des fachlich zuständigen Nut-
zerministeriums

	 Soweit die Mitwirkung des fachlich zuständigen Nut-
zerministeriums nicht bereits im vorbeschriebenen Ver-
fahren bestimmt ist, übernimmt das fachlich zuständige 
Nutzerministerium folgende Leistungen:
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-	 Bestätigung der Wahl des Grundstücks auf dem La-
geplan zur HU-Bau (vergleiche auch Abschnitt G),

-	 Ermittlung der Kosten für die von ihm zu beschaf-
fenden Ausstattungen (Muster 6),

-	 Ermittlung der Nutzungs- und Betriebskosten aus 
seinem Zuständigkeitsbereich (Muster 7 Anlagen 1 
und 2),

-	 Unterstützung des BLB bei der Vorbereitung von 
Verträgen für die Wartung gemäß dem Vergabe-
handbuch (vergleiche auch Abschnitt K15).

1	 Siehe hierzu den Erlass Az.: IV C 3 - S 2211 94/03 des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 18. Juli 2003 zur Abgrenzung von Anschaffungskosten, 
Herstellungskosten und Erhaltungsaufwendungen bei der Instandsetzung 
und Modernisierung von Gebäuden.

2	 Beispielsweise Architektur, Städtebau, Heizung, Lüftung, Sanitär, Tiefbau, 
Elektro etc.

3	 Gemäß den Leistungsphasen der Honorarordnung für Architekten und Inge-
nieure (HOAI).

4	 Der Kostenrahmen nach DIN 276 „Kosten im Bauwesen“ dient als eine 
Grundlage für die Entscheidung über die Bedarfsplanung sowie für grund-
sätzliche Wirtschaftlichkeits- und Finanzierungsüberlegungen und zur Fest-
legung der Kostenvorgabe. 

	 Beim Kostenrahmen werden insbesondere folgende Informationen zugrunde 
gelegt:

	 -	� quantitative Bedarfsangaben (zum Beispiel Raumprogramm mit Nutz- 
oder Funktionseinheiten und deren Flächen),

	 -	� qualitative Bedarfsangaben (zum Beispiel bautechnische Anforderungen, 
Funktionsanforderungen, Ausstattungsstandards),

	 -	 gegebenenfalls auch Angaben zum Standort,
	 -	� gegebenenfalls auch Berechnungen der Mengen von Bezugseinheiten 

zu Kosten nach DIN 276 sowie auch der DIN 277 - Grundflächen und 
Rauminhalte,

	 -	� erläuternde Angaben zur organisatorischen und terminlichen Abwicklung 
des Bauprojekts.

	 Im Kostenrahmen müssen innerhalb der Gesamtkosten mindestens die Bau-
werkskosten (Kostengruppen 300 und 400) gesondert ausgewiesen werden. 
Der Kostenrahmen basiert auf allgemeinen Planungsangaben und legt noch 
keine zeichnerischen Planungen wie beim Vorentwurf zugrunde.

5	 Nicht auf einzelne Baumaßnahmen aufteilbare Vorarbeitskosten, die vor der 
Veranschlagung einer Baumaßnahme nach § 24 LHO anfallen, dürfen in den 
Voranschlag erst eingestellt werden, wenn das Ministerium der Finanzen der 
Maßnahme zustimmt und mit der Durchführung der Baumaßnahme in den 
Folgejahren fest gerechnet wird (vergleiche Nummer 12.1 der Haushalts-
technischen Richtlinien des Landes Brandenburg - HRL-Bbg).

6	 In diesen Titeln sind Kosten für Machbarkeitsstudien, Entwicklungsplanungen, 
Standortentwicklungen und Ähnliches, Bedarfsplanungen nach DIN 18205,  
Varianten- und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach § 7 LHO, für die 
Durchführung von Wettbewerben sowie die Honorare für freiberuflich Täti
ge für Planungen nach der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure 
(HOAI), Leistungsphasen 1 bis 4, zur Erreichung der Veranschlagungsreife 
nach § 24 Absatz 1 LHO enthalten.

7	 Leistungsphasen nach der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure 
(HOAI).

8	 Dies hat im Rahmen frühzeitiger Abstimmungen und Verhandlungen mit den 
Trägern öffentlicher Belange und Behörden zu erfolgen.

9	 Das Prinzip der kostenorientierten Planung basiert zunächst auf der Grundlage 
vollständiger Grundlagenermittlungen und Bedarfsplanungen und zielt auf eine 
Planung ab, die sich aktiv an einem festgesetzten Kostenbudget ausrichtet und 
deren Kosten nicht passiv als Resultat einer Planung hingenommen werden.

10	 Eine Abweichung ist erheblich, wenn sie zu einer wesentlichen Änderung 
der Baumaßnahme (baufachlich) oder zu einer Überschreitung der Gesamt-
kosten um mehr als 15 vom Hundert oder um mehr als 500 000 Euro oder zu 
zusätzlichen, über die Schätzung nach § 24 Absatz 1 Satz 2 LHO hinaus
gehenden Folgekosten führt und die Erhöhung der Folgekosten sich nicht 
zwangsläufig aus einer nicht erheblichen Überschreitung der Gesamtkosten 
ergibt (VV Nr. 1.2 zu § 54 LHO). Bei Einschätzung der Erheblichkeitsgrenze 
sind die seit der letzten haushaltsmäßigen Anerkennung eingetretenen, nicht 
erheblichen Kostenerhöhungen mit zu berücksichtigen. Dabei sind Kosten-
erhöhungen auf Grund von Lohn- und Stoffpreissteigerungen sowie bau-
preisindizierten Baukostenveränderungen, die nicht über die nach Num- 
mer 5.2.4.2 in der HU-Bau dokumentierten prognostizierten baupreisindi-
zierten Baukostenerhöhungen hinausgehen, nicht zu berücksichtigen.

F	 Anforderungen an die Planungsunterlagen zur Vor-
bereitung und Durchführung von Baumaßnahmen

1	 Vorbemerkungen

1.1	 Gemäß § 24 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung 
(LHO) dürfen Ausgaben und Verpflichtungsermächti-
gungen für Baumaßnahmen erst veranschlagt werden, 
wenn Pläne, Kostenermittlungen und Erläuterungen 
vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, die Kos-
ten der Baumaßnahme, des Grunderwerbs und der Ein-
richtungen sowie die vorgesehene Finanzierung und ein 
Zeitplan ersichtlich sind. 

	 Gemäß Verwaltungsvorschrift (VV) Nr. 1.2 zu § 24 
LHO sind nähere Bestimmungen über Form und Inhalt 
der Bauunterlagen durch die für Baumaßnahmen des 
Landes ergangene Richtlinie1 getroffen. 

1.2	 Die erforderlichen Bauvorlagen nach § 24 Absatz 1 LHO 
werden in der Haushaltsunterlage-Bau (HU-Bau) zu-
sammengefasst (siehe Nummer 4). 

1.3	 Die erforderlichen Bauvorlagen nach § 54 LHO sind in 
der Unterlage zur Ausführungsplanung (AFU-Bau) ent-
halten (siehe Nummer 5).

1.4	 Für das in Abschnitt D (Kleine Baumaßnahmen 
[KBM]) beschriebene Verfahren sind die Bauvorlagen 
in Abhängigkeit der Bauwerkskosten (Kostengruppen 
[KG] 300 und KG 400 nach DIN 2762) in angemesse-
nem Umfang entsprechend zu erstellen, es sei denn, in 
dieser Richtlinie ist etwas anderes geregelt.

1.5	 Für das in Abschnitt E (Große Baumaßnahmen [GBM]) 
beschriebene Verfahren sind in der Regel Bauvorlagen 
nach den Nummern 2, 4 und 5 zu erstellen.

1.6	 Bauvorlagen sind in digitaler Form und papiergebun-
den zu übergeben. Papiergebundene Bauvorlagen müs-
sen aus alterungsbeständigem Papier oder gleichwerti-
gem Material lichtbeständig hergestellt sein und dem 
Format DIN A4 entsprechen oder auf diese Größe ge-
faltet sein. 

1.7 	 Hat das für Finanzen zuständige Ministerium Vordru-
cke oder Muster veröffentlicht, sind diese zu verwen-
den.

1.8	 Der Brandenburgische Landesbetrieb für Liegenschaf-
ten und Bauen (BLB) darf über die in Abschnitt F auf-
gezählten Bauvorlagen weitere Nachweise verlangen, 
wenn dies zur Beurteilung des Bauvorhabens erforder-
lich ist.

1.9	 Der BLB soll auf Bauvorlagen verzichten, wenn diese 
zur Beurteilung des Bauvorhabens nicht erforderlich 
sind.
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1.10	 Im Weiteren ist die Brandenburgische Bauvorlagenver-
ordnung (BbgBauVorlV)3 insbesondere hinsichtlich der 
regelmäßig erforderlichen besonderen Bauvorlagen 
(Anlage 3 zur BbgBauVorlV) für die zu beteiligenden 
Fachbehörden entsprechend zu beachten.

2	 Unterlagen der Entscheidungsunterlage-Bedarfs
deckung (ES-Bedarfsdeckung)

	 Zur ES-Bedarfsdeckung gehören:

2.1 	 die von der nutzenden Verwaltung aufgestellte, nutzer-
spezifische Bedarfsplanung (gemäß Abschnitt B4 
Nummer 2.2.1), 

2.2 	 Unterlagen zur Untersuchung der Bedarfsdeckung - Vari
anten- und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung (gemäß 
Abschnitt B4 Nummer 2.2.2), 

2.3 	 Unterlagen zur Dokumentation der Art der Bedarfs
deckung (gemäß Abschnitt B4 Nummer 2.2.3) und

2.4	 Unterlagen zur Nachhaltigkeit. 

Zu 2.1	 Nutzerspezifische Bedarfsplanung

	 Die Unterlagen bestehen aus: 

2.1.1 	 der Erläuterung der bedarfsauslösenden Gründe (Ursa-
che, Anlass, Notwendigkeit und Zweck), bei flächen-
mäßiger Erweiterung mit Angaben zur derzeitigen Un-
terbringungssituation inklusive Belegungsplan, Aufga-
benzuwachs, Personalzuwachs, 

2.1.2	 den Angaben zur voraussichtlichen Dauer des Bedarfs 
(beispielsweise nur kurzfristiger räumlicher Engpass 
oder dauerhafte Unterbringung),

2.1.3	 den Angaben zu den verbindlich definierten Projektzie-
len, die erreicht werden sollen, beispielsweise:

-	 funktionale Ziele (Flächeneffizienz - Angaben zur 
Kompaktheit des Baukörpers, Verhältnis Nutzungs-
fläche [NUF]4 zu Verkehrsfläche [VF]3, NUF zu 
Hüllfläche etc.),

-	 technische Ziele (bestimmte Qualitäten und techni-
sche Ausführungen etc.),

-	 soziokulturelle Ziele (Kriterien der Behaglichkeit 
und Nutzungszufriedenheit etc.),

-	 gestalterische Ziele (städtebauliche und gestalteri-
sche Qualitäten, Kunst am Bau etc.),

-	 ökonomische Ziele (Inanspruchnahme von Förder-
mitteln, Optimierung der Betriebs- und Lebenszyk-
luskosten etc.), 

-	 zeitliche Ziele (gewünschter Nutzungsbeginn),
-	 ökologische Ziele (Anforderungen an die Nachhal-

tigkeit, Energieeffizienz, geplante Zertifizierungen, 
Emissions- und Immissionsbelastung etc.),

2.1.4	 den relevanten Ergebnissen der Grundlagenanalyse für 
den nutzerspezifischen und betreiberspezifischen Be-
darf, beispielsweise:

-	 Erfassung und Beschreibung der Rahmenbedingun-
gen zur Ausgangslage (Status quo), Unterbrin-
gungssituation und Flächenbestand (Lageplan, 
Grundrisse nach Nutzung kategorisiert, planungs-
rechtliche Voraussetzungen),

-	 Beschreibung der Aufgaben und Tätigkeiten der 
nutzenden Verwaltung, soweit sie Einfluss auf den 
Bedarf haben,

-	 Organisationsplan (Beschreibung des organisatori-
schen Aufbaus) und Funktionsprogramm (Be-
schreibung des Ablaufs, funktionale Bezüge des 
Dienstbetriebs) der nutzenden Verwaltung, soweit 
sie Einfluss auf den Bedarf haben,

-	 Erfassung und Begründung spezifischer Bedarfs
anforderungen an das Gebäude und der technischen 
Ausstattung (Geschosshöhen, Raumkonditionen, 
Nutzlasten, Energiesparvorgaben, spezielle techni-
sche Anlagen), soweit sie in dieser frühen Pla-
nungsphase erfasst werden können,

-	 Anforderungen an den Gebäudebetrieb (Betreiber-
konzepte, betreiberspezifische Abläufe etc.),

-	 Bewertung der Grundstücksbedingungen (Bau-
grundverhältnisse, vorhandene Erschließung, Bau- 
und Gehölzwuchs etc.),

2.1.5	 den Angaben zu den verbindlich und qualifiziert defi-
nierten qualitativen Bedarfsanforderungen der nutzen-
den Verwaltung, beispielsweise:

-	 Beschreibung der qualitativen Bedarfsanforderun-
gen an Raumgruppen und Räume (Muster 13 C) als 
Anforderungsraumbuch,

-	 Beschreibung der nutzerspezifischen Angaben zu 
zweckmäßigen Raumgrößen (beispielsweise bei 
spezieller Arbeitsplatzgestaltung, zur Einhaltung 
von Kostenkennwerten [Orientierungswerte für 
Hochschulgebäude5] und von Flächenkennwerten 
[Kompaktheit des Baukörpers] etc.),

-	 den gegebenenfalls erforderlichen und begründeten 
speziellen nutzerspezifischen Forderungen, die 
über die bauordnungsrechtlichen Erfordernisse hin-
ausgehen, wie Anforderungen:

-	 an den Arbeitsschutz (auf Grundlage einer Ge-
fährdungsbeurteilung nach § 3 der Arbeitsstät-
tenverordnung [ArbStättV]),

-	 an die Barrierefreiheit,
-	 an den Brandschutz (beispielsweise Sachschutz),
-	 an die Konstruktion (beispielsweise Akustik),
-	 an den Personenschutz,
-	 an den Stellplatzbedarf,
-	 an die Sicherheit etc.,

-	 den Anforderungen an die technische Infrastruktur 
zur Versorgungssicherheit,
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-	 den Anforderungen an das Baugrundstück (Mus
ter 13 A), an die Erschließung (Muster 13 B) und 
an die Außenanlagen (Muster 13 D),

2.1.6	 den Angaben zu den verbindlich und qualifiziert defi-
nierten quantitativen Bedarfsanforderungen der nutzen-
den Verwaltung:

-	 dem geprüften und anerkannten Stellenplan nach 
Muster 12, 

	 einschließlich Angaben zu Teilzeitkräften und An
nexpersonal, soweit es raumbedarfsbegründend in 
Ansatz gebracht werden soll. Abweichungen ge-
genüber den im Haushaltsplan ausgewiesenen Stel-
lenplänen sind zu begründen, kw- und ku-Vermerke 
sind zu beachten,

-	 dem genehmigten Raumbedarfsprogramm nach 
Muster 13,

	 Abweichungen gegenüber den Höchstflächenvor-
gaben sind zu begründen. Sonderraumbedarf ist 
durch Stellskizzen zu ermitteln. Das anzustrebende 
Flächenverhältnis von NUF zur Bruttogeschossflä-
che (BGF)3 ist als Planungsvorgabe auf Grund von 
Orientierungswerten anzugeben.

2.1.7	 gegebenenfalls den Anforderungen an Interimsunter-
bringung bis zur Fertigstellung der Bedarfsdeckungs-
maßnahme (sofern erforderlich).

Zu 2.2	 Untersuchung der Bedarfsdeckung - Varianten- 
und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

	 Auf der Grundlage der vom fachlich zuständigen Nut-
zerministerium gebilligten Bedarfsplanung und der Ar-
beitsanleitung Einführung in Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen (Anlage 1 zu VV Nr. 2.5 zu § 7 LHO) sind 
angemessene Varianten- und Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen bei der Vorbereitung von Hochbaumaßnah-
men des Landes durchzuführen und zu dokumentieren6. 

	 Es sind mindestens folgende Unterlagen vorzulegen: 

2.2.1	 die nachvollziehbare Dokumentation der untersuchten 
Varianten und Festlegungen der Bedarfsdeckungsvari-
anten für die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung,

2.2.2	 Dokumente für die festgelegte Bedarfsdeckungsvarian-
te als Grundlage für die Wirtschaftlichkeitsberechnung 
(Umfang nach Erfordernis):

-	 Kurzbeschreibung der Bedarfsdeckungsvariante 
mit Angabe der baulichen, grundstücksmäßigen 
und öffentlich-rechtlichen Rahmenbedingungen, 

-	 Lageplan, Baumassenstudie, Grobflächennachweis 
(SOLL-IST-Flächenvergleich auf der Grundlage 
des Raumbedarfs nach Muster 13 und entsprechend 
der Gliederung nach DIN 2777, sofern für den Ver-
gleich von Beschaffungsvarianten erforderlich), 
gegebenenfalls Skizzen,

-	 Kostenrahmen nach DIN 2768,

2.2.3	 Wirtschaftlichkeitsberechnung mit Darstellung der Ein-
gangsgrößen und dem Ergebnis,

2.2.4	 entscheidungsrelevanter Schriftverkehr.

Zu 2.3	 Festlegung zur Art und Weise der Bedarfsdeckung

	 Es sind mindestens folgende Unterlagen vorzulegen:

2.3.1	 Dokumentation der festgelegten Bedarfsdeckung mit:

-	 Beschreibung der festgelegten Art der Bedarfs
deckung,

-	 Erläuterungsbericht mit Wertung unter anderem 

-	 zur öffentlich-rechtlichen Zulässigkeit,
-	 zur notwendigen Erschließung, 
-	 zu gegebenenfalls grundstücksmäßigen und bau

fachlichen Besonderheiten, 
-	 zu städtebaulichen und gestalterischen Überle-

gungen, 
-	 gegebenenfalls zu Interimslösungen, 
-	 zur Übereinstimmung mit den Projektzielen,

-	 gegebenenfalls skizzenhafter Darstellung zur Um-
setzung funktionaler, konstruktiver, gestalterischer 
Kriterien,

-	 Lageplan, Katasterplan,
-	 Dokumentation der Vorverhandlungen mit Behör-

den, Trägern öffentlicher Belange, gegebenenfalls 
Vermietern etc.,

-	 überschlägiger Flächenermittlung nach DIN 2773,

2.3.2	 Zusammenstellung der Kosten zur festgelegten Art der 
Bedarfsdeckung:

-	 Kostenrahmen nach DIN 276 - einschließlich der 
erforderlichen Einverständniserklärungen der nut-
zenden Verwaltung und des fachlich zuständigen 
Nutzerministeriums (Muster 6 Blatt 3 Seite 1),

-	 überschlägige Ermittlung der zu erwartenden Bau-
nutzungskosten (Muster 6 Blatt 5),

-	 jährliche Aufwendungen - gegebenenfalls für Mie-
te, Bewirtschaftungskosten, 

-	 Umzugskosten, gegebenenfalls Interimskosten, 
- 	 bei Anmietung gegebenenfalls notwendige nutzer-

spezifische Investitionskosten,

2.3.3	 geplante Projektablaufplanung - Terminvorgaben für das 
Erstellen der HU-Bau, für das Erstellen der AFU-Bau, für 
das Vergabeverfahren, den Baubeginn und die Übergabe.

Zu 2.4	 Nachhaltigkeit

	 Folgende Unterlagen zur Nachhaltigkeit (gemäß Ab-
schnitt K3 „Umweltschutz und Nachhaltigkeit“ in Ver-
bindung mit dem Leitfaden Nachhaltiges Bauen9) sind 
mindestens vorzulegen:

2.4.1	 Erstellung einer Zielvereinbarung (Leitfaden Nachhal-
tiges Bauen, Anlage B1),
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2.4.2	 Durchführung des Pre-Checks (Leitfaden Nachhaltiges 
Bauen, Anlagen B2/B3),

2.4.3	 energetische Vorgaben (BUNDESBAU „Energetisches 
Pflichtenheft [Muster]“, Anlage B4),

2.4.4	 Erläuterungsbericht zur Nachhaltigkeit (Leitfaden Nach-
haltiges Bauen, Anlage B5).

3	 Kostenvoranmeldung-Bau (KVM-Bau) - Veran-
schlagungsunterlage nach § 24 Absatz 3 LHO

	 Zur KVM-Bau (gemäß Abschnitt E Nummer 4.1) gehö-
ren die Ergebnisse der Vorplanung und der Vorverhand-
lungen mit Behörden und anderen an der Planung fach-
lich Beteiligten, soweit dies für die Einschätzung der 
Genehmigungs- beziehungsweise Zustimmungsfähig-
keit und zur belastbaren Kostenschätzung notwendig 
ist.

	 Zur KVM-Bau gehören mindestens:

3.1 	 Schriftverkehr,

3.2	 Unterlagen der ES-Bedarfsdeckung,

3.3	 Einschätzung der öffentlich-rechtlichen Zulässigkeit 
durch den BLB und

3.4	 komplettierende Unterlagen.

Zu 3.1	 Schriftverkehr

-	 Wesentlicher die Aufstellung der Vorplanung be-
rührender Schriftverkehr zwischen den Beteiligten,

-	 Bauauftrag nach Abschnitt E Nummer 3,
-	 Schreiben, mit denen die Aufstellung der KVM-Bau 

veranlasst worden ist,
-	 Begründung zur Aufstellung der KVM-Bau,
-	 Prüfbericht zur Vorplanung (baufachliche Prüfung) 

des BLB,
-	 Freigabe der Vorplanung.

Zu 3.2	 Unterlagen der ES-Bedarfsdeckung

	 Unterlagen nach Nummer 2.

Zu 3.3	 Einschätzung der öffentlich-rechtlichen Zulässig-
keit durch den BLB

	 Dokumentation der Ergebnisse von Vorverhandlungen 
mit Behörden, anderen fachlich Beteiligten, Trägern öf-
fentlicher Belange etc. hinsichtlich der Genehmigungs- 
beziehungsweise Zustimmungsfähigkeit des Bauvorha-
bens. Dabei ist einzuschätzen, welche Beeinträchtigun-
gen beziehungsweise Auflagen aus dem Baurecht zu 
erwarten sind.

Zu 3.4	 Komplettierende Unterlagen

3.4.1	 Erläuterung der Baumaßnahme, gegliedert nach Muster 7, 
einschließlich der erforderlichen Einverständniserklä-
rungen (gemäß Abschnitt E Nummer 6.2) und der Anga-
be des Haushaltsmittelbedarfs, getrennt nach Ausgabe-
mitteln (AE) und Verpflichtungsermächtigungen (VE). 

	 In gesonderter Anlage sind die Flächen und gegebenen-
falls Rauminhalte auf Grund der in den Bauplänen dar-
gestellten Nutz-, Funktions- und Verkehrsflächen und 
entsprechend DIN 277 rechnerisch nachzuweisen und 
zu dokumentieren (vergleiche Muster 13). 

	 Die geplanten Flächen sind den Flächen des gebilligten 
Raumbedarfsplans gegenüberzustellen (Soll/Ist-Ver-
gleich).

	 Die Anmerkungen zu Muster 7 sind zu beachten, insbe-
sondere Erläuterung der technischen Ausrüstung und 
des Energiekonzeptes (betriebstechnisches Konzept) auf 
der Grundlage der betrieblichen Bedarfsanforderung.

	 Es ist anzugeben, wie die Baumaßnahme in die übrige 
Infrastruktur (beispielsweise Verkehrsanlagen, Ver- und 
Entsorgung) einzubinden ist.

3.4.2	 Kostenschätzung10 nach DIN 276 unter Verwendung 
des Musters 6 einschließlich der erforderlichen Einver-
ständniserklärungen (gemäß Abschnitt E Nummer 6.2).

	 In der Regel ist für die KVA-Bau eine Kostenschätzung 
nach DIN 276 anhand von Kostenkennwerten unter An-
gabe der Quellen (beispielsweise PLAKODA oder 
RBK1-PC4) ausreichend.

	 Es ist anzugeben, wie die in der Kostenschätzung aus-
gewiesenen Beträge ermittelt wurden.

3.4.3	 Überschlägige Ermittlung der zu erwartenden Nut-
zungskosten nach Anlage 1 zu Muster 7 (beispielsweise 
auf Basis von Kostenkennwerten, mit PLAKODA-Mo-
dul Nutzungskosten oder entsprechend PSC-Ermittlung 
aus der Variantenuntersuchung).

3.4.4	 Übersichtsplan (beispielsweise Stadtplan oder Ähnli-
ches, Topografische Karte im Maßstab 1 : 25.000) mit 
Darstellung der Lage des Grundstücks. 

3.4.5	 Auszug aus dem Liegenschaftskataster im Maßstab  
1 : 1.000/1 : 5.000 mit Darstellung des Grundstücks und 
angrenzender Bebauung. 

3.4.6	 Zeichnerische Darstellungen des Planungskonzeptes. 

3.4.7	 Erforderlichenfalls ein baufachliches Gutachten über 
das Baugrundstück nach Abschnitt K1 oder Teile davon. 
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3.4.8	 Terminplanung für das Erstellen der HU-Bau, für das 
Erstellen der Ausführungsplanung, für den Baubeginn 
und die Übergabe.

4	 Haushaltsunterlage-Bau (HU-Bau) - Veranschla-
gungsunterlage nach § 24 Absatz 1 LHO

	 Die HU-Bau (gemäß Abschnitt E Nummer 5) besteht 
aus den Ergebnissen der Entwurfsplanung und dem 
Nachweis der öffentlich-rechtlichen Zulässigkeit, so-
weit dies für eine grundsätzliche Beurteilung der BLB-
internen bauaufsichtlichen Freigabe des Bauvorhabens 
oder der bauaufsichtlichen Zustimmung nach der Bran-
denburgischen Bauordnung (BbgBO) und zur vollstän-
digen Kostenberechnung notwendig ist.

	 Zur HU-Bau gehören mindestens:

4.1	 begründende Unterlagen,

4.2	 Nachweise der öffentlich-rechtlichen Zulässigkeit durch 
den BLB,

4.3	 Dokumentation der ES-Bedarfsdeckung nach Nummer 2,

4.4	 Erläuterungsbericht nach Muster 7 einschließlich der 
erforderlichen Einverständniserklärungen,

4.5	 Kostenberechnung nach Muster 6 einschließlich der er-
forderlichen Einverständniserklärungen,

4.6	 Nachweis der Kostenkontrolle (siehe Abschnitt E Num-
mer 5.2.2 in Verbindung mit Abschnitt K2 Num- 
mer 4.4),

4.7	 Gutachten,

4.8 	 Pläne, 

4.9	 Dokumentation der Nachhaltigkeit, 

4.10	 Auflistung der Planungsbeteiligten und

4.11	 Terminplan.

Zu 4.1 	Begründende Unterlagen:

-	 Bedarfsplan nach Abschnitt B4,
-	 Bauauftrag nach Abschnitt E Nummer 2.3,
-	 Freigabe der Vorplanung (Muster 6 Blatt 1 bis 3),
-	 Zusammenstellung des wesentlichen, die Aufstel-

lung der HU-Bau berührenden Schriftverkehrs zwi-
schen allen Beteiligten (beispielsweise Erlasse, 
Verfügungen, Bescheide, Niederschriften),

-	 schriftlicher Nachweis der Prüfung und Abwägung 
zu Kunst am Bau. 

Zu 4.2	 Nachweis der öffentlich-rechtlichen Zulässigkeit, bei
spielsweise:

	
-	 Dokumentation der bauplanungsrechtlichen Zuläs-

sigkeit gemäß Baugesetzbuch (BauGB),

-	 Dokumentation der bauordnungsrechtlichen Zuläs-
sigkeit gemäß Brandenburgischer Bauordnung 
(BbgBO) im Sinne des Nachweises der Vorklärung,

-	 Dokumentation der sonstigen öffentlich-rechtli-
chen Zulässigkeit, beispielsweise:

-	 naturschutzrechtliche Zulässigkeit (gemäß Bundes-
naturschutzgesetz - BNatSchG, Brandenburgischem 
Naturschutzausführungsgesetz - BbgNatSchAG),

-	 denkmalschutzrechtliche Zulässigkeit (gemäß 
Brandenburgischem Denkmalschutzgesetz - 
BbgDSchG), 

-	 immissionsschutzrechtliche Zulässigkeit (gemäß 
Landesimmissionsschutzgesetz - LImschG),

-	 wasserrechtliche Zulässigkeit (gemäß Branden-
burgischem Wassergesetz - BbgWG),

-	 artenschutzrechtliche Zulässigkeit (gemäß Bran-
denburgischem Naturschutzgesetz - BbgNatSchG).

Zu 4.3	 ES-Bedarfsdeckung

	 Unterlagen nach Nummer 2.

Zu 4.4	 Erläuterungsbericht nach Muster 7 mit Anlagen 1 
und 2

4.4.1	 Allgemein 

	 Der Erläuterungsbericht ist textlich kurzgefasst und all-
gemein verständlich auf der Grundlage des Musters 7 
aufzustellen. Es sind die planerisch-konzeptionellen An-
sätze, die gestalterische und funktionale Lösung sowie 
die technischen Anlagen unter Darstellung der integra-
len Planung allgemein verständlich zu beschreiben. Die 
Wirtschaftlichkeit der Planung, auch in Bezug auf eine 
in der Nutzungsphase optimierte und damit nachhaltige 
Lösung, ist darzustellen, so dass eine zweifelsfreie Beur-
teilung möglich ist. Der Erläuterungsbericht nach Mus-
ter 7 enthält die erforderlichen Einverständniserklärun-
gen der nutzenden Verwaltungen und der fachlich zu-
ständigen Nutzerministerien und die Angabe des jährli-
chen Haushaltsmittelbedarfs, getrennt nach Ausgabe-
mitteln (AM) und Verpflichtungsermächtigungen (VE).

	 Dem Erläuterungsbericht ist die fortgeschriebene Anla-
ge 1 zu Muster 7 (Nutzungskosten) und die erstmals 
aufzustellende Anlage 2 zu Muster 7 (energiewirt-
schaftliche Gebäudekenndaten) beizufügen. 

	 Bei flächenmäßiger Erweiterung sind in einer gesonder-
ten Anlage die Flächen und Rauminhalte auf Grund der 
in den Entwurfsplänen dargestellten Nutz-, Funktions- 
und Verkehrsflächen und entsprechend der DIN 2774 

rechnerisch nachzuweisen und zu dokumentieren (ver-
gleiche Muster 13). Die geplanten Flächen sind den 
Flächen des gebilligten Raumbedarfsplans in einem 
Soll-Ist-Vergleich gegenüberzustellen. 

	 Je nach Bau- beziehungsweise Unterbringungsbedarf 
sind die Nachweise über Wärme-, Schall- und Brand-
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schutz beizufügen. Die Tragwerksplanung kann beige-
fügt werden. 

	 Die Baubeschreibung ist entsprechend dem Bau- bezie-
hungsweise Unterbringungsbedarf wie folgt zu gliedern:

-	 Standortbeschreibung,
-	 baurechtliche Einordnung, 
-	 Nutzungskonzept,
-	 Entwurfskonzept beziehungsweise Sanierungskon-

zept,
-	 Außenanlagenkonzept,
-	 Energiekonzept (grundlegende Aussagen zu den 

baulichen und technischen Maßnahmen),
-	 Nachhaltigkeit,
-	 Brandschutz,
-	 Barrierefreiheit,
-	 Sicherheit,
-	 Betreibungskonzept in Bezug auf Abschnitt K15 

(Übersicht technische Anlagen und Betreiberpflich-
ten),

-	 Kunst am Bau,
-	 Beschreibung nach Kostengruppen (DIN 2765,  

3. Ebene).

4.4.2	 Bei technischen Anlagen

	 Dies sind gemäß DIN 2765 die Technischen Anlagen 
des Bauwerks (KG 400) sowie deren Teile in den Kos-
tengruppen Herrichten und Erschließen (KG 200) und 
Außenanlagen (KG 500). 

	 Zusätzlich soll die technische Ausrüstung in ihrer  
Dimensionierung, ihrem Ausbaustandard und so weiter 
eindeutig beschrieben werden. Die notwendigen Anga-
ben enthalten Aussagen über den Nachweis der Wirt-
schaftlichkeit, die gewählten Lösungen (beispielsweise 
Anlagenkonzeption, Energieträger, Nutzungsdauer, 
Gleichzeitigkeitsfaktor, Leistungsreserve) zu möglichen 
Varianten, Zustand und Leistung gegebenenfalls vor-
handener und weiterverwendbarer Anlagentechnik, wie 
beispielsweise Ver- und Entsorgungsanlagen und deren 
Anschlussmöglichkeiten. 

	 Für die Übertragungswege von Einrichtungen der In-
formationstechnik (IT) (hier: für Einrichtungen der Da-
tenverarbeitung) ist das mit der nutzenden Verwaltung 
und dem jeweiligen Brandenburgischen IT-Dienstleis-
ter (ZIT-BB oder ZenIT) abgestimmte IT-Konzept dem 
Erläuterungsbericht beizufügen. Dem Erläuterungsbe-
richt sind die Telekommunikationsanlagen und Über-
tragungsnetze (Daten, Sprache, Text und Bild) betref-
fenden Teile der IT-Rahmenkonzepte beizufügen.

	 Planungsergebnisse und -entscheidungen sind stets 
nachvollziehbar zu begründen.

4.4.3	 Bei Ingenieurbauwerken und Verkehrsanlagen

	 Ingenieurbauwerke umfassen insbesondere Bauwerke 
und Anlagen:

-	 der Wasserversorgung,
-	 der Abwasserentsorgung,

-	 des Wasserbaues,
-	 für Ver- und Entsorgung mit Gasen, Feststoffen ein-

schließlich wassergefährdenden Flüssigkeiten,
-	 zur Abfallentsorgung,
-	 des konstruktiven Ingenieurbaus für Verkehrsanlagen,
-	 gegebenenfalls sonstige Einzelbauwerke, ausge-

nommen Gebäude und Freileitungsmaste.

	 Zusätzlich sollen erläutert werden:

-	 Planungskonzept, einschließlich Untersuchung al-
ternativer Lösungen unter Berücksichtigung der 
Wirtschaftlichkeit,

-	 öffentlich-rechtliche Verfahren,
-	 Baugrundverhältnisse,
-	 Zustand und Leistung vorhandener Anlagen,
-	 Planungen anderer Bauträger.

	 Die wesentlichen fachspezifischen Zusammenhänge 
und Bedingungen und die Entscheidung für die gewählte 
Lösung sind nachvollziehbar darzustellen und zu be-
gründen.

4.4.4	 Bei Freianlagen (Außenanlagen)

	 Freianlagen sind planerisch gestaltete Freiflächen und 
Freiräume in Verbindung mit Bauwerken.

	 Zusätzlich sollen erläutert werden:

-	 wesentliche Absichten und Inhalt der Planung,
-	 öffentlich-rechtliche Verfahren,
-	 Schutzmaßnahmen für vorhandene Vegetation,
-	 Bodenarten, Grundwasserstand, Oberbodenbewirt-

schaftung, Bodenbearbeitung und Bodenverbesse-
rung,

-	 Aussaaten, wesentliche Pflanzarbeiten und -größen 
und zugehörige bauliche Anlagen,

-	 Pflegemaßnahmen.

	 Die wesentlichen fachspezifischen Zusammenhänge 
und Bedingungen und die Entscheidung für die gewählte 
Lösung sind nachvollziehbar darzustellen und zu be-
gründen.

Zu 4.5	 Kostenberechnung11 nach Muster 6

4.5.1	 Allgemein

	 Für die Kostenberechnung der HU-Bau ist das Muster 6 
der ES-Bedarfsdeckung beziehungsweise die Kosten-
schätzung als Ergebnis der Vorplanung für alle Kosten-
gruppen bis zur 3. Gliederungsebene fortzuschreiben 
und zu ergänzen. Kostenveränderungen gegenüber dem 
Kostenrahmen beziehungsweise der Kostenschätzung 
sind darzulegen und zu begründen. 

	 Die Kostenberechnung ist eine verbindliche Kosten
ermittlung, sie ist Entscheidungskriterium dafür, ob und 
wie gebaut werden soll. Bei der Ermittlung der Kosten 
ist eine allgemein anerkannte Kostenermittlungsmetho-
de - beispielsweise Bauteilmethode oder ausführungs-
orientiert nach Leistungsbereichen - anzuwenden. Die 
angewandte Methode ist im Muster 6 anzugeben.
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	 Werden mehrere Bauwerke, die verschiedenen Bau-
werksgruppen (vergleiche Bauwerkszuordnungskata-
log [BWZ-Katalog]) zuzuordnen sind, als eine Bau-
maßnahme veranschlagt, sind die Kosten getrennt zu 
ermitteln. Eine getrennte Ermittlung ist in der Regel 
auch bei Baukörpern durchzuführen, die als selbststän-
dige Anlagen gelten (vergleiche Muster 6).

4.5.2	 Bei technischen Anlagen

	 Zusätzlich ist zu beachten:

-	 Die Leistungen sind nach Anlagegruppen so aufzu-
gliedern, dass die Angemessenheit der Kosten beur-
teilt werden kann (vergleiche Muster 7, Gliederung 
bis zur 4. Gliederungsebene).

-	 Der Kostenberechnung sind überschlägige Bedarfs-
ermittlungen mit Angabe von Leistungswerten 
(zum Beispiel Wärme, Kälte, Luftmengen, Wasser, 
Brennstoffe, elektrische Energie) beizufügen.

4.5.3	 Bei Ingenieurbauwerken und Verkehrsanlagen

	 Der Kostenberechnung sind beizufügen:

-	 überschlägige Ermittlungen für Anlagen der Ver- 
und Entsorgung oder dergleichen,

-	 unverbindlich eingeholte Vorschläge für Spezial-
ausführungen und -einrichtungen (soweit erforder-
lich).

Zu 4.6	 Nachweis der Kostenkontrolle12 

4.6.1	 Darstellung der Kostenberechnung im Vergleich zum 
Kostenrahmen der ES-Bedarfsdeckung und der Kos-
tenschätzung als Ergebnis der Vorplanung. 

4.6.2	 Kostenveränderungen sind darzulegen und zu begrün-
den, gegebenenfalls sind Vorschläge zur Kompensation 
von Mehrkosten zu unterbreiten.

Zu 4.7	 Nachweise und Gutachten, soweit erforderlich, un-
ter anderem:

-	 Baugrundgutachten,
-	 Brandschutzkonzept einschließlich Prüfbericht 

oder Protokoll der Vorabstimmung zur Brand-
schutzprüfung,

-	 Standsicherheitsnachweis einschließlich Protokoll 
der Vorabstimmung zur Tragwerksprüfung,

-	 Nachweise für Schall- und Erschütterungsschutz 
sowie Energieeinsparung,

-	 Konzept zur Barrierefreiheit,
-	 Unterlagen zum Naturschutzrecht,
-	 Unterlagen zur Einhaltung wasserrechtlicher An-

forderungen,
-	 Unterlagen zur Erlangung der denkmalrechtlichen 

Erlaubnis,
-	 Unterlagen zur Erlangung einer Erlaubnis zur 

Waldumwandlung,
-	 Unterlage zum Immissionsschutzrecht,

-	 Hochwasserschutz,
-	 Sicherheitskonzept.

Zu 4.8	 Pläne

	 Pläne sind unter Beachtung der geltenden Normen, 
Richtlinien, Leitfäden und Arbeitshilfen und Ähnliches 
anzufertigen, zu beschriften, zu falten und in Ordnern 
zusammenzustellen. Lagepläne sowie Pläne für Um- 
und Erweiterungsbauten sind nach DIN 1356-1, Bau-
zeichnungen - Teil 1: Grundregeln der Darstellung far-
big anzulegen.

4.8.1	 Allgemein

	 Übersichtsplan (zum Beispiel Stadtplan, topografische 
Karte im Maßstab 1 : 25.000 oder sonstige Karten). Aus 
dem Übersichtsplan müssen die Lage der Baustelle zur 
Umgebung sowie die Verkehrsanbindungen und alle 
sonstigen für die Baustelle oder den Bau seiner Lage 
nach wichtigen Umstände ersichtlich sein. In ihm sind 
auch die Anschlussmöglichkeiten an technische Anla-
gen, Straßen, Wege oder dergleichen einzutragen, falls 
sie nicht im Lageplan dargestellt werden können.

4.8.2 	 Katasterplan

4.8.3	 Amtlicher Lageplan - in der Regel im Maßstab 1 : 500 -, 
in dem die gewählte Lösung für die bauliche Aufgabe 
und deren Beziehung zum vorhandenen Bestand und 
gegebenenfalls zu weiteren geplanten Baumaßnahmen 
dargestellt ist (das gewählte Höhenbezugssystem ist an-
zugeben).

	 Es sind darzustellen:

-	 Maßstab, Nordpfeil und Hauptwindrichtung,
-	 Grenzen und Bebaubarkeit des Baugrundstücks, 

Bebauung der Nachbargrundstücke, Höhenangaben 
- Linien/geopotenzielle Koten - zum Grundstück, 
besondere Geländegegebenheiten (Böschungen 
und dergleichen), vorhandene und zu erhaltende 
Baumgruppen, am Grundstück vorbeiführende 
Straßen und Wege sowie Versorgungs- und Entsor-
gungsanlagen,

-	 Abstandsflächen, Baulasten,
-	 vorhandene und zu errichtende bauliche Anlagen 

mit Angabe ihrer Nutzung, Geschosszahl und 
Dachform; Einfriedungen, Versorgungs- und Ent-
sorgungsanlagen, Flächen für Fußgänger, Fahr-
zeugverkehr und Grünflächen, 

-	 die für die Mengenberechnung der Außenanlagen 
wichtigen Maße,

-	 gegebenenfalls Angaben zu geologischen und hyd-
rologischen Verhältnissen, zu Baustoffen, zu schädli-
chen Bodenveränderungen, zu Altlasten, Grundwas-
serverunreinigungen und zu Kampfstoffen/-mitteln. 

4.8.4	 Entwurfspläne entsprechend der aktuellen BbgBauVorlV, 
in der Regel im Maßstab 1 : 100 und gegebenenfalls 
Ausführungspläne im Maßstab 1 : 50.
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	 Es sind darzustellen:

-	 Grundrisse aller Geschosse und des nutzbaren 
Dachraumes, alle Ansichten, Dachaufsichten und 
die erforderlichen Schnitte für jedes Gebäude be-
ziehungsweise Bauwerk.

	 Die Pläne sollen außerdem enthalten:

-	 Nordpfeil und Maßstab,
-	 die Raumnummern, Bezeichnung der Raumnut-

zung (unmissverständliche Abkürzungen genügen) 
sowie die Höhenordinate der Oberkante Erdge-
schoss-Fußboden,

-	 alle Maße zum Nachweis der Rauminhalte und der 
Raumflächen,

-	 die Flächen der Räume,
-	 die Darstellung der Einbauten,

	 erforderlichenfalls Angaben zu:

-	 Baustoffen und Bauarten, Gründung der geplanten 
Gebäude und, soweit erforderlich, die Gründung 
benachbarter baulicher Anlagen,

-	 der Anordnung der Sanitär-Objekte und Wasser
zapfstellen sowie der Anordnung der sonstigen 
Technischen Anlagen mit Querschnitten der Kanä-
le, Schächte, Schornsteine und so weiter,

-	 dem Verlauf der Treppen und Rampen mit ihrem 
Steigungsverhältnis,

-	 Geländeschnitt, der die vorhandenen und künftigen 
Höhen erkennen lässt,

-	 Geländehöhen, Plan, der insbesondere bei umfangrei-
chen Erdarbeiten den Zustand des Baugeländes vor 
Beginn der Bauarbeiten höhenmäßig zu erfassen hat.

4.8.5	 Zusätzlich zu Nummer 4.8.1 sind gesondert darzustel-
len und beizufügen:

4.8.5.1	 Bei technischen Anlagen:

-	 die wesentlichen Bestandteile der technischen Anla-
gen und die Führung und Anordnung von wesentli-
chen Leitungen, Kabeln, Kanälen, Rohren, Schäch-
ten und so weiter in Gebäuden und Außenanlagen,

-	 die Schaltschemata, soweit sie zum Verständnis 
von Funktionsabläufen erforderlich sind.

4.8.5.2	 Bei Ingenieurbauwerken und Verkehrsanlagen:

-	 Lageplan im Maßstab 1 : 500, eventuell im Maß-
stab 1 : 1.000,

-	 Längsschnitte im Maßstab 1 : 500/50, eventuell im 
Maßstab 1 : 1.000/100, 

-	 charakteristische Querschnitte im Maßstab 1 : 50, 
eventuell im Maßstab 1 : 20, dabei sind alle Höhen 
auf das aktuelle, amtliche Höhenbezugssystem zu 
beziehen,

-	 Ver- und Entwässerungsanlagen (Wasser, Abwas-
ser, Gas, Fernwärme, Stromversorgung etc.),

-	 Lage und Höhe vorhandener und geplanter Kanäle 
und Leitungen mit zugehörigen Anlagen (zum Bei-
spiel Hebeanlage, Rückhaltebecken, Kläranlage, 
Abscheider),

-	 Höhe der Geländeoberfläche und der Rohrsohle, 
Schachtabstände und Leitungsgefälle, Dimen
sions- und Baustoffangaben, Ausweisung von 
Schutzzonen und Dimensions- und Baustoffanga-
ben (zum Beispiel Übergabeschächte, Wasserge-
winnungs- und Aufbereitungsanlagen, Schieber).

-	 Die „Baufachlichen Richtlinien Vermessung“ 
(BfR-Verm) sind zu beachten.

	 Verkehrsanlagen

-	 „Musterkarten für die einheitliche Gestaltung 
Landschaftspflegerischer Begleitpläne im Straßen-
bau“ (Musterkarten LBP),

-	 Entwurfselemente (Radien, Querneigung), Kilo
metrierung, Begrenzungslinien der Verkehrsflä-
chen, Regelquerschnitte mit Konstruktionsaufbau, 
Entwässerungseinrichtungen, Böschungen, Ge-
bäude- und Grabenhöhen, Kunstbauwerke, Schutz
zonen.

4.8.5.3	 Bei Freianlagen (Außenanlagen)

-	 Geländemodellierung mit alten und neuen Höhen-
linien sowie sonstigen Höhenangaben, geologi-
sche Besonderheiten,

-	 verbleibender, erhaltungswürdiger Vegetationsbe-
stand, zu rodender Bestand, einschließlich Forstflä-
chen (gegebenenfalls mit Angabe der Wuchshöhe),

-	 wesentliche Vegetationsbestände der angrenzen-
den Grundstücke,

-	 Neupflanzungen, einschließlich Forstflächen (ge-
gebenenfalls mit Angabe der Wuchshöhe), Rasen- 
und Wiesenflächen,

-	 zugehörige bauliche Anlagen (zum Beispiel Wege, 
Be- und Entwässerung, Beleuchtung),

-	 Nachweis der Barrierefreiheit.

Zu 4.9	 Dokumentation der Nachhaltigkeit

	 Neben der Beachtung der Nachhaltigkeitskriterien (ge-
mäß Abschnitt „K3 Umweltschutz und Nachhaltig-
keit“ in Verbindung mit dem „Leitfaden Nachhaltiges 
Bauen“) in der Planung sind zur Dokumentation min-
destens folgende Unterlagen vorzulegen:

4.9.1	 Durchführung einer Zwischenbewertung (Leitfaden 
Nachhaltiges Bauen, Anlagen B2/B3)

4.9.2	 Fortschreibung des Berichts zur Nachhaltigkeit (Leit-
faden Nachhaltiges Bauen, Anlage B5)

Zu 4.10	Auflistung aller Planungsbeteiligten

	 Zusammenstellung aller Planungsbeteiligten in einer 
Liste mit Name, Adresse und Kontaktdaten
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5	 Unterlagen nach § 54 LHO - Ausführungsunterlage-
Bau (AFU-Bau)

	
	 Diese umfasst die Ergebnisse der Ausführungsplanung 

und Vorbereitung der Vergabe je nach Bau- beziehungs-
weise Unterbringungsbedarf (der Leistungsbilder: Ge-
bäude und Innenräume, Freianlagen, Ingenieurbauwer-
ke, Verkehrsanlagen, Tragwerksplanung, Technische 
Ausrüstung [LP 5 und 6 gemäß HOAI]), einschließlich 
gegebenenfalls erforderlicher besonderer Leistungen. 
Die im Einzelnen zu vergebenden Planungsleistungen 
ergeben sich aus dem Vertrag mit den freiberuflich Tä-
tigen.

	 Zur AFU-Bau gehören unter anderem:

5.1 	 Planungsunterlagen,

5.2	 komplette Ausschreibungsunterlagen für alle Leis-
tungsbereiche, 

5.3	 Kostenermittlung - Nachweis der Kostenkontrolle7,

5.4	 Sicherheitsnachweise,

5.5	 sonstige Berechnungen.

Zu 5.1	 Planungsunterlagen

5.1.1	 Gegebenenfalls die fortgeschriebenen Entwurfs- bezie-
hungsweise Genehmigungspläne nach Abschnitt F 
Nummer 3,

5.1.2	 Ausführungs- und Detailzeichnungen im Maßstab 1 : 50 
bis 1 : 1 unter Beachtung der geltenden Normen und 
Richtlinien,

5.1.3	 abschließende Bedarfsermittlung mit Angaben von 
Leistungswerten (zum Beispiel Wärme, Kälte, Luft-
mengen, Wasser, Brennstoff, elektrische Energie).

Zu 5.2	 Komplette Vergabeunterlagen für alle Leistungsbe-
reiche

5.2.1	 Vergabeterminplan,

5.2.2	 Leistungsbeschreibung mit Leistungsverzeichnis nach 
Leistungsbereichen (oder im Einzelfall Leistungsbe-
schreibung mit Leistungsprogramm auf Grundlage de-
taillierter Objektbeschreibung),

5.2.3	 Mengenberechnungen auf Grundlage der Ausführungs-
planung unter Verwendung der Beiträge anderer an der 
Planung fachlich Beteiligter.

Zu 5.3	 Kostenermittlung - Kostenkontrolle7

5.3.1	 Kostenermittlung auf der Grundlage der vom Planer 
bepreisten Leistungsverzeichnisse,

5.3.2	 Nachweis der Kostenkontrolle7 durch Vergleich der 
vom Planer bepreisten Leistungsverzeichnisse mit der 
Kostenberechnung der HU-Bau,

5.3.3	 Kostenveränderungen sind darzulegen und zu begrün-
den, gegebenenfalls Vorschläge zur Kompensation von 
Mehrkosten.

Zu 5.4	 Sicherheitsnachweise

	 Geprüfte Standsicherheitsnachweise mit statischen Be-
rechnungen und zugehörigen Zeichnungen, soweit 
nach den jeweiligen Landesvorschriften erforderlich. 
Die geprüfte Tragwerksplanung muss in jedem Fall zur 
Bauaufsichtsakte (vergleiche Abschnitt K14) genom-
men werden.

Zu 5.5	 Sonstige Berechnungen

	 Fortschreibung der bautechnischen Nachweise (insbe-
sondere der Nachweise nach der Energieeinsparverord-
nung)

6	 Nachtragsunterlage (NU-Bau)

6.1	 Die NU-Bau beinhaltet mindestens:

-	 begründende Unterlagen,
-	 Erläuterungsbericht einschließlich der erforderlichen 

Einverständniserklärungen der nutzenden Verwal-
tung und des fachlich zuständigen Nutzerministe
riums mit:

-	 detaillierter Darstellung des Standes der Bau-
maßnahme bezüglich Planung/Bauausführung/
Kosten/Terminen,

-	 genauer Darstellung der Ursachen des Nach-
trags (beispielsweise baufachlich bedingte oder 
nachträgliche Nutzeranforderungen),

-	 Darstellung der Nachtragsleistungen nach Leis-
tungsschwerpunkten mit Begründung und Kos-
ten, gegebenenfalls Auswirkungen auf die Be-
wirtschaftung und Betriebskosten sowie gege-
benenfalls Darstellung der Konsequenzen für 
die weitere Planung und Ausführung,

-	 Vorschläge zur Kompensation/Reduzierung der 
Mehrkosten,

-	 Auswirkung auf den Haushaltsmittelbedarf 
(Jahresscheiben) und

-	 Auswirkung auf die Terminplanung,

-	 Kostenberechnung nach Muster 6 im notwendigen 
Umfang einschließlich der erforderlichen Einver-
ständniserklärungen der nutzenden Verwaltung und 
des fachlich zuständigen Nutzerministeriums,

-	 Muster 6, Blatt 2, wenn von Änderungen be-
troffen,

-	 Muster 6, Blatt 3, Seiten 1 und 2 und
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-	 Fortschreibung Muster 13, wenn von Änderungen 
betroffen,

-	 Planunterlagen, je nach Art der baufachlichen Ver-
änderung und soweit erforderlich.

6.2	 Bei einer notwendigen Beteiligung des für Finanzen 
zuständigen Ministeriums gemäß § 54 Absatz 1 Satz 2 
LHO ist Abschnitt E Nummer 8.6 zu beachten.

1	 Brandenburgische Richtlinie für die Durchführung von Baumaßnahmen des 
Landes (BbgRLBau), Abschnitt F.

2	 DIN 276 „Kosten im Bauwesen“ in der vom Land eingeführten Fassung.
3	 In der jeweils geltenden Fassung.
4	 DIN 277 „Grundflächen und Rauminhalte von Bauwerken“ in der vom Land 

eingeführten Fassung.
5	 Die jeweils aktuellen „Orientierungswerte für Hochschulgebäude“ (nach 

Freigabe durch die Bauministerkonferenz [BMK] veröffentlicht im Informa-
tionssystem der BMK [IS-Argebau, öffentlicher Bereich, Planungshilfen]).

6	 Die Dokumentation soll die erforderliche Transparenz für die Entscheidung 
schaffen. Es muss nachvollziehbar sein, wovon der Entscheidungsvorschlag 
abhängt. Insbesondere muss deutlich werden, wie sich aus den Zielen die 
relevanten Handlungsalternativen ableiten.

7	 DIN 277 „Grundflächen und Rauminhalte von Bauwerken“ in der vom Land 
eingeführten Fassung.

8	 Die Ermittlung des Kostenrahmens wird in der DIN 276 „Kosten im Bau-
wesen“ näher definiert. Er dient als eine Grundlage für die Entscheidung 
über die Bedarfsplanung sowie für grundsätzliche Wirtschaftlichkeits- und 
Finanzierungsüberlegungen und zur Festlegung der Kostenvorgabe. 

9	 Herausgeber: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reak-
torsicherheit (BMUB) im Jahr 2011.

10	 Die Kostenschätzung nach DIN 276 „Kosten im Bauwesen“ ist in mindes-
tens 7 Kostengruppen bis zur 2. Ebene der Kostengliederung zu gliedern. 
Die Kostenschätzung stellt somit eine Grundlage bei der Entscheidung über 
die Weiterführung der Vorplanung zur Entwurfsplanung dar.

11	 Die Kostenberechnung nach DIN 276 bietet mit der ihr zugrunde liegen-
den weiterentwickelten Planung eine genauere Kostenermittlung als die im 
Planungsprozess vorangegangene Kostenschätzung. Ihr Ergebnis stellt eine 
Entscheidungsgrundlage über die Weiterführung des Projekts nach der Ent-
wurfsplanung dar.

12	 Kostensteuerung und Kostenkontrolle des BLB nach Abschnitt K2.

Baupreisindexzahl für 2021

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung

Vom 18. Mai 2021

Auf Grund des § 3 Absatz 1 Satz 6 der Brandenburgischen Bau-
gebührenordnung vom 20. August 2009 (GVBl. II S. 562), die 
zuletzt durch die Verordnung vom 12. Mai 2021 (GVBl. II  
Nr. 50) geändert worden ist, macht das Ministerium für Infra-
struktur und Landesplanung als oberste Bauaufsichtsbehörde 
bekannt:

1.	 Die Baupreisindexzahl nach § 3 Absatz 1 Satz 3 der Bran-
denburgischen Baugebührenordnung, mit der die anrechen-
baren Bauwerte der Anlage 2 zu vervielfältigen sind, be-
trägt 1,142.

2.	 Die sich daraus ergebenden fortgeschriebenen anrechenba-
ren Bauwerte werden in der nachstehenden Tabelle veröf-
fentlicht.
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Tabelle der anrechenbaren Bauwerte je Kubikmeter Brutto-Rauminhalt
gültig ab 1. Juni 2021

Nr. Gebäudeart anrechenbare 
Bauwerte 

in Euro/m³ 
2021

1 Wohngebäude 139
2 Wochenendhäuser 122
3 Büro- und Verwaltungsgebäude, Banken und Arztpraxen 188
4 Schulen 178
5 Kindertageseinrichtungen 160
6 Hotels, Pensionen, Wohnheime, Gebäude gemäß § 2 Absatz 4 Nummer 9 BbgBO, Sanatorien bis 

jeweils 60 Betten, Gaststätten, Kantinen 160
7 Hotels, Wohnheime, Gebäude gemäß § 2 Absatz 4 Nummer 9 BbgBO, Sanatorien über 60 Betten 186
8 Krankenhäuser 208
9 Versammlungsstätten, wie Mehrzweckhallen, soweit nicht nach den Nummern 11 und 12, Theater, 

Kinos 160
10 Hallenbäder 172
11 eingeschossige, hallenartige Gebäude, wie Verkaufsstätten, Fabrik-, Werkstatt- und Lagergebäude in 

einfachen Rahmen- oder Stiel-Riegel-Konstruktionen sowie einfache Sporthallen und landwirtschaft
liche Betriebsgebäude, soweit nicht nach Nummer 19

11.1 bis 5 000 m³ Brutto-Rauminhalt
Bauart schwer1) und mit nicht geringen Einbauten2) 78
Bauart schwer1) 69
sonstige Bauart 58

11.2 der 5 000 m³ übersteigende Brutto-Rauminhalt bis 20 000 m³
Bauart schwer1)  und mit nicht geringen Einbauten2) 69
Bauart schwer1) 58
sonstige Bauart 48

11.3 der 20 000 m³ übersteigende Brutto-Rauminhalt bis 50 000 m³
Bauart schwer1) und mit nicht geringen Einbauten2) 58
Bauart schwer1) 48
sonstige Bauart 38

11.4 der 50 000 m³ übersteigende Brutto-Rauminhalt
Bauart schwer1) und mit nicht geringen Einbauten2) 48
Bauart schwer1) 38
sonstige Bauart 27

12 andere eingeschossige Verkaufsstätten, Sportstätten 105
13 andere eingeschossige Fabrik-, Werkstatt- und Lagergebäude 94
14 mehrgeschossige Verkaufsstätten 143
15 mehrgeschossige Fabrik-, Werkstatt- und Lagergebäude 123
16 eingeschossige Garagen, ausgenommen offene Kleingaragen 103
17 mehrgeschossige Mittel- und Großgaragen 123
18 Tiefgaragen 191
19 Schuppen, Kaltställe, Nebengebäude für Abstellräume, offene Feldscheunen, offene Kleingaragen 

sowie ähnliche Gebäude 49

1)	 Gebäude mit Tragwerken, die überwiegend in Massivbauart oder schwerem Stahlbau errichtet werden
2)	 Einbauten, wie Maschinenfundamente, Emporen, tragende Wände, Kranbahnen
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Nr. Gebäudeart anrechenbare 
Bauwerte 

in Euro/m³ 
2021

20 Gewächshäuser
20.1 bis 1 500 m3 Brutto-Rauminhalt 38
20.2 der 1 500 m3 übersteigende Brutto-Rauminhalt 21

Zuschlag für Hallenbereiche mit Kranbahnen 	 56 €/m².

Dritte Satzung zur Änderung 
der Verbandssatzung des Zweckverbandes

Digitale Kommunen Brandenburg

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales

Gesch.Z.: 33-347-21
Vom 11. Mai 2021

I.
Genehmigung

Gemäß § 41 Absatz 3 Nummer 4 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKGBbg) geneh-
mige ich als zuständige Rechtsaufsichtsbehörde nach § 42 Ab-
satz 5 Satz 1 GKGBbg den mit der mir vorgelegten Dritten Än-
derungssatzung zur Verbandssatzung des Zweckverbandes Digi
tale Kommunen Brandenburg erfolgenden Beitritt des Amtes 
Brück, des Amtes Gransee und Gemeinden, der Gemeinde Heide
see, der Gemeinde Schipkau, der Stadt Falkensee, der Stadt 
Lauchammer und der Stadt Werneuchen zum Zweckverband 
Digitale Kommunen Brandenburg.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht Cottbus erhoben 
werden.

Im Auftrag
Stevener

II.

Die Satzung hat folgenden Wortlaut:

„Dritte Satzung zur Änderung 
der Verbandssatzung des Zweckverbandes 

Digitale Kommunen Brandenburg 

Aufgrund des § 18 Satz 1 des Gesetzes über kommunale  
Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKGBbg) vom 
10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Zweiten Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Zusam-
menarbeit vom 19. Juni 2019 (GVBl. I Nr. 38, S. 1), hat die 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes Digitale Kommu-

nen Brandenburg in ihrer 4. Sitzung am 11. März 2021 folgende 
Änderung der Verbandssatzung beschlossen:

Artikel 1
Änderungen der Verbandssatzung 

Die Verbandssatzung des Zweckverbandes Digitale Kommu-
nen Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom  
8. April 2020 (Amtsblatt für Brandenburg, 2020, Nummer 14, 
Seite 290), zuletzt geändert durch die Zweite Satzung zur Än-
derung der Verbandssatzung vom 23. Dezember 2020 (Amts-
blatt für Brandenburg, 2020, Nummer 51, Seite 1339), wird wie 
folgt geändert:

Anlage 1 wird wie folgt geändert:

Satz 1 wie folgt gefasst:

„Verbandsmitglieder nach § 2 Satz 1 sind:

1.	 Amt Biesenthal-Barnim
2.	 Amt Brück
3.	 Amt Gransee und Gemeinden
4.	 Amt Kleine Elster (Niederlausitz)
5.	 Amt Lebus
6.	 Amt Lindow (Mark)
7.	 Amt Neustadt (Dosse)
8.	 Amt Neuzelle
9.	 Amt Niemegk
10.	Amt Rhinow
11.	Gemeinde Eichwalde
12.	Gemeinde Fehrbellin
13.	Gemeinde Heideblick
14.	Gemeinde Heidesee
15.	Gemeinde Märkische Heide
16.	Gemeinde Michendorf
17.	Gemeinde Nuthetal
18.	Gemeinde Panketal
19.	Gemeinde Rüdersdorf bei Berlin
20.	Gemeinde Schipkau
21.	Gemeinde Schönwalde-Glien
22.	Gemeinde Schorfheide
23.	Gemeinde Schwielowsee
24.	Gemeinde Wusterhausen/Dosse
25.	Gemeinde Zeuthen
26.	Landeshauptstadt Potsdam
27.	Stadt Altlandsberg
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28.	Stadt Angermünde
29.	Stadt Bad Belzig
30.	Stadt Beelitz
31.	Stadt Bernau bei Berlin
32.	Stadt Cottbus/Chóśebuz
33.	Stadt Falkensee
34.	Stadt Fürstenberg/Havel
35.	Stadt Hohen Neuendorf
36.	Stadt Kremmen
37.	Stadt Kyritz
38.	Stadt Lauchhammer
39.	Stadt Oranienburg
40.	Stadt Premnitz
41.	Stadt Senftenberg/Zły Komorow
42.	Stadt Werneuchen
43.	Stadt Wittenberge
44.	Städte- und Gemeindebund Brandenburg e. V.“.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekannt
machung im „Amtsblatt für Brandenburg“ in Kraft. 

Cottbus, 29. April 2021

gez.
Oliver Bölke
Verbandsleitung“.

Errichtung und Betrieb einer Anlage 
zur zeitweiligen Lagerung und 

sonstigen Behandlung von Abfällen
in 03099 Kolkwitz OT Krieschow

			 
Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 

Vom 1. Juni 2021

Die Firma Becker + Armbrust GmbH, Tobias-Magirus-Straße 100 
in 15236 Frankfurt (Oder), beantragt die Genehmigung nach § 4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem 
Grundstück in 03099 Kolkwitz OT Krieschow, Gewerbering 17, 
Gemarkung Krieschow, Flur 52, Flurstück 1696 (vorher 427/3, 
428/5, 1097, 1100, 1103, 1106, 1109), im Gewerbegebiet Krie-
schow eine Anlage zur zeitweiligen Lagerung und sonstigen  
Behandlung von Abfällen zu errichten und zu betreiben.

Die Lagerung der Abfälle erfolgt getrennt nach Sorten in loser 
Schüttung in Lagerboxen, in Containern oder Behältern auf be-
festigten Flächen oder in überdachten Bereichen. Nicht gefähr-
liche Abfälle werden sortiert, fraktioniert und temporär zerklei-
nert. In einer Halle werden Wertstoffe (Papier, Pappe, Kartonage 
und Kunststoffe) gelagert und mittels Ballenpresse behandelt. 

Die gesamte Anlage soll werktags von 6 Uhr bis 22 Uhr betrie-
ben werden.

Die Gesamtlagermenge nicht gefährlicher Abfälle beträgt 969 t, 
die der gefährlichen maximal 160 t. Die maximale Jahresdurch-
satzleistung für die Anlage liegt bei 50 000 t.

Es handelt sich um eine Anlage der Nummern 8.11.2.4 V, 
8.12.1.1 GE und 8.12.2 V des Anhangs 1 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV).

Das beantragte Vorhaben fällt gemäß § 3 der 4. BImSchV unter 
die Industrieemissions-Richtlinie.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist für das erste Quartal 2022 
vorgesehen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag, die dazugehörigen erforderlichen 
Unterlagen und die bereits im Genehmigungsverfahren vorlie-
genden abschließenden Stellungnahmen werden einen Monat 
vom 9. Juni 2021 bis einschließlich 8. Juli 2021 

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus und

-	 in der Bauverwaltung der Gemeinde Kolkwitz, Berliner 
Straße 19, 03099 Kolkwitz, Raum 2.02 

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von  
jedermann eingesehen werden.

Hinweis: Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist die 
Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen unter Einhaltung 
der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen nur nach vorhe-
riger Anmeldung 

-	 im Landesamt für Umwelt unter der Nummer 0355 4991-1421 
	 oder per E-Mail: T12@lfu.brandenburg.de und
-	 in der Gemeinde Kolkwitz unter der Nummer 0355 2930043

möglich.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 9. Juni 2021 bis einschließlich 9. August 
2021 unter Angabe der Vorhaben-ID Süd-G03620 schriftlich 
oder elektronisch erhoben werden:

-	 beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrens-
stelle Süd, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder elek
tronisch an die E-Mail-Adresse: T12@lfu.brandenburg.de 
oder 

-	 bei der Gemeinde Kolkwitz, Berliner Straße 19, 03099 Kolk-
witz oder

-	 über das Einwenderportal unter https://lfu.brandenburg.de/
einwendungen.

Mit Ablauf dieser Frist sind für die Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen.
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Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund die-
ser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine 
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörte-
rungstermin.

Der Erörterungstermin ist für den 22. September 2021 um  
10 Uhr in der Gemeinde Kolkwitz, im Ratssaal, Berliner 
Straße 19, 03099 Kolkwitz vorgesehen. Dieser Termin dient 
dazu, die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwen-
dungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung der Genehmi-
gungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. Dazu wird 
denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit 
gegeben, ihre Einwendungen gegenüber der Genehmigungs
behörde und dem Antragsteller zu erläutern. Kann die Erörte-
rung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erör-
terungstermin am folgenden Werktag fortgesetzt. Es wird dar-
auf hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erhobenen 
Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden. 

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlichen oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu ge-
ben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind.

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 1 
des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2873)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah

ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Wesentliche Änderung eines Wertstoffhofes
in 14612 Falkensee

			 
Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt

Vom 1. Juni 2021

Die Firma abh Abfallbehandlungsgesellschaft Havelland mbH, 
Schwanebecker Weg 25 in 14641 Nauen beantragt im Auftrag 
des Landkreises Havelland, Platz der Freiheit 1 in 14712 Rathe-
now die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstück Nauener Stra-
ße 97 in 14612 Falkensee in der Gemarkung Falkensee, Flur 2, 
Flurstücke 1785, 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 36, 37 und 38 einen 
Wertstoffhof wesentlich zu ändern. 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Erweiterung des be-
stehenden Wertstoffhofes mit 6 380 m² Fläche um eine unmittel-
bar südlich angrenzende Fläche von 7 500 m², auf der zukünftig 
der kostenpflichtige Bereich des Wertstoffhofes geplant ist. Be-
antragt sind die Errichtung einer zusätzlichen Ein- und Ausfahrt, 
eines Kassencontainers mit Straßenfahrzeugwaage sowie zusätz-
liche Containerstellflächen. Die genehmigte Kapazität des Wert-
stoffhofes wird von 55 Tonnen auf 206,17 Tonnen gefährliche 
Abfälle und von 198,8 Tonnen auf 461,83 Tonnen nicht gefähr
liche Abfälle wesentlich erhöht. Zusätzlich wird der Annahme
katalog des Wertstoffhofes um weitere Abfallarten erweitert.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.12.1.1 EG 
in Verbindung mit Nummer 8.12.2 V des Anhangs 1 der Verord-
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV).

Die Inbetriebnahme der geänderten Anlage ist im Oktober 2021 
vorgesehen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazugehö-
rigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- 
und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pande-
mie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Ver-
öffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.
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Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder
lichen Unterlagen sind einen Monat vom 9. Juni 2021 bis ein-
schließlich 8. Juli 2021 auf der Internetseite des Landesamtes für 
Umwelt Brandenburg unter der Vorhaben-ID 067.Ä0.00/19 ver-
öffentlicht: https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-west.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag sowie die 
dazugehörigen erforderlichen Unterlagen zeitgleich im Landes-
amt für Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 1,  
Genehmigungsverfahrensstelle West, Seeburger Chaussee 2, 
Haus 3, Zimmer 014, 14476 Potsdam OT Groß Glienicke und 
im Bürgerservicebüro des Landkreises Havelland, Dallgower 
Straße 9/Ecke Schwartzkopffstraße (im Gesundheits- und  
Familienzentrum, 2. Obergeschoss) in 14612 Falkensee ausge-
legt und können dort während der Dienststunden von jeder-
mann eingesehen werden.

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für Ein-
sichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unterlagen eine 
vorherige Anmeldung während der Dienststunden unter folgen-
den Kontaktdaten erforderlich:

Landesamt für Umwelt: Tel.: 033201 442551

Landkreis Havelland: Tel.: 03321 4036801, Fax: 03321 4036841, 
E-Mail: buergerservice@havelland.de.

Die veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen enthalten ins-
besondere Angaben zu Lärm- und Staubemissionen.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 9. Juni 2021 bis einschließlich 9. August 
2021 unter Angabe der Vorhaben-ID 067.Ä0.00/19 schriftlich 
oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, Genehmi-
gungsverfahrensstelle West, Postfach 60 10 61 in 14410 Pots-
dam oder beim Bürgerservice  des Landkreises Havelland, 
Dallgower Straße 9/Ecke Schwartzkopffstraße in 14612 Falken
see erhoben werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Geneh-
migungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund die-
ser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine 
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörte-
rungstermin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 6. Oktober 2021 
um 10 Uhr im Konzertsaal „Gleis  5“ der Musik- und Kunst-

schule Havelland, Bahnstraße 5 in 14612 Falkensee. Dieser 
Termin dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobe-
nen Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung der 
Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. 
Dazu wird denjenigen, die Einwendungen erhoben haben,  
Gelegenheit gegeben, ihre Einwendungen gegenüber der 
Genehmigungsbehörde und dem Antragsteller zu erläutern. 
Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen wer-
den, wird der Erörterungstermin an den folgenden Werktagen 
fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die form- und 
fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, erörtert werden.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu ge-
ben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2873)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBl. I S. 2428)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West
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Deutschlandradio

Veröffentlichung der Hörfunkprogramme 
der Landesrundfunkanstalten der ARD 

und des Deutschlandradios

Vom 1. Februar 2021

Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk
anstalten und das Deutschlandradio veröffentlichen gemäß § 29 
Absatz 4 des Medienstaatsvertrags (MStV) in den amtlichen 

Verkündungsblättern der Länder eine Auflistung der von allen 
Anstalten insgesamt veranstalteten Hörfunkprogramme im Jahr 
2021. Die Auflistung folgt nachstehend.

Köln, den 6. Mai 2021

Deutschlandradio
- Körperschaft des öffentlichen Rechts -

Dr. Markus Höppener
Justiziar

BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS
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Hörfunkwellen ARD/DRadio und ihre Ausstrahlungsart Stand 1. Februar 2021

BR BAYERN 1 x x x x
5 Bayern 2 x x x x
5 BAYERN 3 x x x x

BR-KLASSIK  x x x4) x
B5 aktuell x x x x
PULS - x x x
BR Schlager - x x x
B5 plus - x x x
BR Verkehr - x - -
BR Heimat - x x x

HR hr1 x x x x
6 hr2-kultur x x x x

hr3 x x x x
YOU FM x x x x
hr4 x x x x
hr-iNFO x x x x

MDR MDR SACHSEN x x x x
7 MDR SACHSEN-ANHALT x x x x
3 MDR THÜRINGEN x x x x

MDR AKTUELL x x x x
MDR KULTUR x x x x
MDR JUMP x x x x
MDR SPUTNIK 6) x x x x
MDR KLASSIK - x x x
MDR Schlagerwelt 5) - x - x
MDR TWEENS 5) - x - x

nachrichtlich 11 Webchannel - - - (x) 
NDR NDR 90,3 x x x x
8 NDR 1 Niedersachsen x x x x
3 NDR 1 Radio MV x x x x

NDR 1 Welle Nord x x x x
NDR 2 x x x x
NDR Kultur x x x x
NDR Info x x x x
N-JOY x x x x
NDR Info Spezial 5) - x x x
NDR Plus 5) - x                 x x
NDR Blue 5) - x x x

RB Bremen Eins x x x x
4 Bremen Zwei x x x x

Bremen Vier x x x x
COSMO 3) (x) (x) - (x) 
Bremen Next x x - x
Die Maus 3) - (x) - -

RBB Antenne Brandenburg x x x x
6 Fritz x x x x

Inforadio x x x x
radioeins x x x x
rbbKultur x x x x
rbb 88.8 x x x x
COSMO 3) (x) (x) (x) (x) 

SR SR 1 x x x x
4 SR 2 KulturRadio x x x x
2 SR 3 Saarlandwelle x x x x

UnserDing x x - x
antenne saar - x - x
Die Maus 3) 5) - (x) - -

SWR SWR1 Baden-Württemberg x x x x
8 SWR1 Rheinland-Pfalz x x x x

SWR2 x x x x
SWR3 x x x x
DASDING x1) x x x
SWR4 Baden-Württemberg x x x x
SWR4 Rheinland-Pfalz x x x x
SWR Aktuell x2) x x x

WDR 1LIVE x x x x
6 1LIVE DIGGI - x x x
3 WDR 2 x x x x

WDR 3 x x x x
WDR 4 x x x x
WDR 5 x x x x
WDR Maus / Die Maus - x x x
COSMO x x x x
WDR EVENT 7) - x - X

Deutschlandradio Deutschlandfunk Kultur x x x x
2 Deutschlandfunk Nova - x x x
1 Deutschlandfunk x x x x

Summe 64 (LRA) + 3 (DRadio) + 6 5) 56 (inkl. DRadio) 16 + 1 (DRadio)

1)  nur vereinzelte UKW-Frequenzen
2)  Singulare UKW Frequenz in Stuttgart
3)  siehe WDR  
4)  DVB-S/C auch als BR-Klassik Surround
5)  gem. Landesrecht / § 29 Abs. 2 S. 2 MStV zusätzl. beauftragt
6)  über UKW nur in Sachsen-Anhalt
7)  eventabhängiges Angebot

livestreamLRA Welle UKW DAB+ Satellit
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Aufgebotssachen

Amtsgericht Fürstenwalde/Spree
Abteilung für Zivilsachen des Amtsgerichts Fürstenwalde/Spree

15 UR II 1/21

Aufgebot

Herr Julian Fritsche, Buschkrugallee 242, 12359 Berlin hat den 
Antrag auf Kraftloserklärung einer abhandengekommenen  
Urkunde bei Gericht eingereicht.

Es handelt sich um den Grundschuldbrief, Gruppe 02, Briefnum-
mer 15784454, über die im Grundbuch des Amtsgerichts Fürsten
walde/Spree, Gemarkung Groß-Briesen, Blatt 184, in Abtei-
lung III Nr. 2 eingetragene Grundschuld zu 150.000,00 EUR 
mit 18 % Zinsen.

Eingetragener Berechtigter:
Herr Gunter Heinz Paul Fritsche, geb. am 22.03.1944

Der Inhaber des Grundschuldbriefs wird aufgefordert, seine Rech-
te spätestens bis zu dem 20.09.2021 vor dem Amtsgericht Fürsten-
walde/Spree, Eisenbahnstraße 8, 15517 Fürstenwalde/Spree,  
Az: 15 UR II 1/21 anzumelden und die Urkunde vorzulegen, da 
ansonsten die Kraftloserklärung des Briefes erfolgen wird.

Fürstenwalde/Spree, 18.05.2021

Pandemiebedingt können Öffnungs- und Sprechzeiten einge-
schränkt sein. Bitte informieren Sie sich auf der Internetseite 
des Gerichts über gegebenenfalls pandemiebedingt bestehende 
Einschränkungen. In dringenden Angelegenheiten, die eine per-
sönliche Vorsprache erforderlich machen, vereinbaren Sie bitte 
vorab einen Termin.

Datenschutzhinweis: Durch das Gericht werden die für die Be-
arbeitung des gerichtlichen Verfahrens erforderlichen Daten 
elektronisch gespeichert und verarbeitet. Weitere Informationen 
können Sie der Internetpräsentation des Gerichts entnehmen.

Güterrechtsregistersachen

Amtsgericht Bernau bei Berlin

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufrufe

Der „Betreuungsverein „Strohhalm“ e. V.“ mit Sitz in der 
Bertolt-Brecht-Straße 7 in 03222 Lübbenau/Spreewald ist am 
24.04.2020 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und Gläubi-
ger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den Ver-
ein bei nachstehend genannten Liquidatorinnen anzumelden:

Frau Elfriede Uhr
Bertolt-Brecht-Straße 7
03222 Lübbenau/Spreewald

Frau Fredemarie Habermann
Karasstraße 5
01309 Dresden

Frau Martina Broschinski
Schillerstraße 40
03222 Lübbenau/Spreewald

Frau Ingrid Richter
Franz-Liszt-Straße 15
03222 Lübbenau/Spreewald

Der Verein „ALV-Bildungswerk Brandenburg e. V.“, ein-
getragen unter VR.-Nr.: VR 642 P, ist mit Beschluss der Mit-
gliederversammlung vom 10.03.2021 aufgelöst worden und 
befindet sich in Liquidation. Die Gläubigerinnen und Gläubiger 
werden aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den Verein bei 
nachstehend genannter Liquidatorin und nachstehend genann-
tem Liquidator anzumelden:

Frau Marianne Rita Helga Wendt
Dr.-Wilhelm-Külz-Viertel 11
16303 Schwedt/Oder

Herr Jens Rode
Zum Mühlenfließ 26
15345 Altlandsberg OT Bruchmühle
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